



Forschungszentrum für Umweltpolitik 
Freie Universität Berlin 
Fachbereich Politik- und Sozialwissenschaften 
Otto-Suhr-Institut für Politikwissenschaft 

















Eine Netz AG für Deutschland? 









Freie Universität Berlin 

















Ich danke PD Dr. Lutz Mez und Dr. Behrooz Abdolvand, die mich bei der Erstellung dieser 







In der Schriftenreihe FFU-Report werden seit 1993 Diskussionspapiere aus dem Forschungs-
programm des FFU veröffentlicht. Ergebnisse sollen so frühzeitig einer interessierten Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht werden. Die Reports durchlaufen einen internen fachli-
chen Review-Prozess. Die vertretenen Positionen liegen in der Verantwortung der Autoren 
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Der zeitnahe Ausbau der Stromübertragungsnetze und ein optimierter Betrieb der Netze 
sind Bedingungen für den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien und die Fortentwicklung 
eines europäischen Energiebinnenmarktes. Wie jedoch vermieden werden kann, dass das 
Stromnetz zum „Flaschenhals der Energiewende“ wird, wird kontrovers diskutiert. 
Vor diesem Hintergrund befasst sich diese Arbeit mit der politischen Diskussion um eine 
einheitliche Übertragungsnetzgesellschaft in Deutschland im Zeitraum von Januar 2007 bis 
Oktober 2009. Hauptbestandteile des Konzeptes „Netz AG“ sind die Zusammenführung des 
Netzbetriebs in einer Regelzone unter einem Netzbetreiber sowie die Zusammenführung 
des Eigentums der bisherigen Netzgesellschaften in eine neue Gesellschaft. Von einer 
„Netz AG“ versprechen sich ihre Befürworter Synergieeffekte und damit Kostensenkungen, 
eine optimierte Netzausbauplanung und transparente Netznutzungsbedingungen. Bisher ist 
eine derartige Gesellschaft jedoch nicht zu Stande gekommen.  
Ziel der Arbeit ist es, zu erklären, welche Interessen und politischen Prozesse dazu beitru-
gen, dass die Idee einer deutschen ‘Netz AG’ bisher nicht verwirklicht wurde. Zur Beant-
wortung der Frage werden die Interessen der Akteure in Bezug auf die zukünftige Struktur 
der Übertragungsnetze erfasst und analysiert, welchen Einfluss diese auf Entscheidungen 
auf Bundesebene hatten.  
Zentraler Ausgangspunkt ist die Untersuchung, wie das Thema ‘Netz AG’ auf die Agenda 
rückte. Die Arbeit schildert einleitend die Entstehung der Diskussion vor dem Hintergrund 
der Liberalisierung der Stromnetze, erläutert die zentralen Argumente der Befürworter 
und Gegner sowie die diskutierten Ausgestaltungsoptionen einer Netz AG. Einer detaillier-
ten Darstellung der Interessen der involvierten Akteure (Bundesministerien, politische Par-
teien, Übertragungsnetzbetreiber etc.) folgt die chronologische Analyse der Politikprozesse 
auf Bundesebene im Untersuchungszeitraum und die Erarbeitung von Faktoren, die Ent-
scheidungen bedingten und die Schaffung einer ‘Netz AG’ bisher verhinderten.  
Insgesamt ergibt die Analyse, dass die unsichere und umstrittene Informations- und Prob-
lemlage, das Streben nach einer Konsenslösung sowie der Entscheidungsdruck auf die Re-
gierung dazu beitrugen, dass eine ‘Netz AG’ bisher nicht zu Stande kam. 
Summary 
The extension of the transmission grid and its optimized operation are conditions for the 
expansion of renewable energies and the development of a European internal energy mar-
ket. However, the question of how to avoid the electricity grid becoming the bottleneck of 
the “energy turnaround” is a controversial topic currently under discussion.  
Against this background, this paper deals with the political debate about a single grid op-
erator in Germany between January 2007 and October 2009. Main elements of this idea are 
  
 
the integration of the grid operation in one control area under one grid operator who also 
owns the grid. Advocates of a single grid operator expect it to lead to synergizing effects 
which include cost reductions, optimized planning for grid expansion and transparent grid 
access rules. However, as of now, there is no single grid operator in Germany.  
The aim of this paper is to explain which interests and political dynamics hampered the 
realisation of one single grid operator. This question is answered by determining the dif-
ferent actors’ interests in regard to the future structure of the transmission grid and by 
analysing their influence on political decision making.   
The central starting point is the analysis of the agenda setting for the discussion. The pa-
per starts by explaining the emergence of the discussion against the background of the lib-
eralisation of the electricity market, the central arguments of advocates and opponents, 
and different design options for a single grid operator. The detailed description of the ac-
tors’ interests is followed by a chronological analysis of the political processes on the na-
tional level in the time-frame investigated. This leads to the development of factors which 
determined decision making and hampered the establishment of a single grid operator. Al-
together, the analysis shows that the creation of a single grid operator in Germany was un-
successful because of uncertain and contested information and problem perceptions as 
well as the pursuit of a consensus solution and the pressure on government to take deci-
sions.  






Am 10. November 2009 meldeten zahlreiche deutsche Zeitungen den Verkauf des E.ON- 
Übertragungsnetzes an den niederländischen Betreiber Tennet. Mit dieser Entscheidung 
legt E.ON Konflikte mit der EU-Kommission im Rahmen eines Kartellverfahrens bei.1 Doch 
der bereits Anfang 2008 angekündigte Verkauf des Netzes ist nicht nur Mittel zur Beilegung 
des Verfahrens, sondern auch ein grundlegender Schritt in der Debatte um die zukünftige 
Struktur der Übertragungsnetze in Deutschland und Europa. Diese Debatte besteht vor al-
lem angesichts der Unzufriedenheit mit den bisherigen Auswirkungen der Liberalisierung 
auf Wettbewerb und Preisniveau, angesichts des langfristigen Zieles, einen europäischen 
Energiebinnenmarkt zu schaffen sowie angesichts der neuen Anforderungen an den Netz-
ausbau zur Integration erneuerbarer Energien und zur Gewährleistung der Versorgungssi-
cherheit. In der Anfang 2007 eingeleiteten Diskussion um das dritte EU-
Energiebinnenmarktpaket rückte die eigentumsrechtliche Entflechtung2 (ownership un-
bundling = OU) vertikal integrierter Energieversorgungsunternehmen (EVU)3 als Maßnahme 
zur Behebung bestehender Defizite in den Fokus, stieß jedoch auf erheblichen Widerstand 
der deutschen Bundesregierung. Gemeinsam mit anderen Mitgliedstaaten setzte Deutsch-
land ein alternatives Entflechtungsmodell durch. Die Ankündigung des Unternehmens E.ON, 
sein Netz zu verkaufen, stellte jedoch nicht nur die Haltung der Bundesregierung auf EU-
Ebene in Frage, sondern löste in Deutschland auch die Diskussion um eine ‘Netz AG’ aus. In 
dieser bereits in den 90er Jahren angeregten Gesellschaft würden die derzeit vier deut-
schen Übertragungsnetze zu einer Regelzone4 vereint und das Eigentum an den Netzen zu-
sammengeführt. Im Extremfall ist die ‘Netz AG’ vollständig eigentumsrechtlich von Stro-
merzeugungsunternehmen entflochten. Die Diskussion um eine ‘Netz AG’ ist somit einer-
seits vor dem Hintergrund der spezifischen deutschen Situation mit vier getrennten Regel-
zonen und andererseits im Rahmen der europäischen Debatte um die verschärfte Entflech-
tung der vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmen zu betrachten. Von einer 
                                             
 
1 Von Hammerstein u.a. (2009): Freiwillige Übertragung der Energieübertragungsnetze, S. 10 
2 Eigentumsrechtliche Entflechtung ist die letzte Stufe der „vertikalen Entflechtung“ und bedeutet, dass die 
ÜNB Eigentümer der Übertragungsnetze und zugleich Netzbetreiber wären. Das Netz würde unabhängigen 
Eigentümern gehören, d. h. Versorgungs-/Erzeugungsunternehmen könnten keine nennenswerten Anteile an 
den ÜNB mehr halten (EU KOM (2007a): Aussichten für den Erdgas- und Elektrizitätsbinnenmarkt, S. 12). Zu 
den vorgelagerten Stufen der vertikalen Entflechtung vgl. 2.1 
3 „vertikal integriert“ bedeutet, dass ein Unternehmen auf mindestes zwei Ebenen der Wertschöpfungskette 
aktiv ist. (Erzeugung – Übertragung – Handel – Verteilung), eine legale Definition findet sich in § 3 Abs. 38 
EnWG: „[…] wobei das betreffende Unternehmen oder die betreffende Gruppe im Elektrizitätsbereich min-
destens eine der Funktionen Übertragung oder Verteilung und mindestens eine der Funktionen Erzeugung 
oder Vertrieb von Elektrizität […] wahrnimmt.“ Die „vertikale Entflechtung“ findet folglich entlang der 
Wertschöpfungskette statt.  
4  Das Gebiet, in dem das Übertragungsnetz eines ÜNB liegt und in dem er die Systemverantwortung durch die 
Bereitstellung der Regelenergie übernimmt, wird als Regelzone bezeichnet. Unter Regelenergie wird dieje-
nige Energie verstanden, die zum Ausgleich von Leistungsungleichgewichten in der jeweiligen Regelzone 
eingesetzt wird (Deutscher Bundestag  (2007c): Drucksache 16/7087, S. 42). 




Zusammenlegung der Regelzonen und der Zusammenführung des Eigentums in einer Gesell-
schaft versprechen sich die Befürworter einer ‚Netz AG’ Synergieeffekte und damit Kosten-
senkungen, eine optimierte Netzausbauplanung, transparente Netznutzungsbedingungen 
und eine vereinfachte Kommunikation der ÜNB mit der BNetzA. Einige Akteure fordern zu-
sätzlich eine vollständige eigentumsrechtliche Entflechtung der Gesellschaft, um die 
Unabhängigkeit des Netzbetriebs von Erzeuger- und Vertriebsinteressen zu gewährleisten. 
Zwar sprachen sich zahlreiche politische Akteure in Deutschland, darunter auch die Bun-
desregierung wiederholt für eine ‘Netz AG’ aus, bis heute bleibt diese jedoch lediglich eine 
politische Forderung.  
1.2 Fragestellung 
Im Rahmen dieser Arbeit soll folgende Frage beantwortet werden: Welche Interessen und 
politischen Prozesse trugen dazu bei, dass die Idee einer deutschen ‘Netz AG’ bisher nicht 
verwirklicht wurde? Betrachtet wird der Zeitraum seit Veröffentlichung der Sektoranalyse 
des Energiebinnenmarktes der EU-Kommission im Januar 2007 bis zum Regierungswechsel 
im Oktober 2009. Zur Beantwortung der Frage werden die Interessen der Akteure in Bezug 
auf die zukünftige Struktur der Übertragungsnetze erfasst und analysiert, welchen Einfluss 
diese auf Entscheidungen auf Bundesebene hatten. Wichtig ist dabei auch die Einbeziehung 
der im Zeitraum erlassenen nationalen Regulierungen und deren Auswirkungen auf die De-
batte um eine ‘Netz AG’. Zentraler Ausgangspunkt ist die Untersuchung, wie das Thema 
‘Netz AG’ auf die Agenda rückte.  
Zum besseren Verständnis des Sachverhaltes und als Grundlage für die Hypothesenbildung 
in Kapitel 3 wird in Kapitel 2 der Hintergrund der Diskussion geschildert. Als Grundlage für 
die Darstellung der Diskussion um eine ‘Netz AG’ werden unter 4.1 die Akteursinteressen 
vorgestellt. Im darauf folgenden zentralen Teil der Arbeit folgt unter 4.2 die Analyse der 
Entwicklungen im Untersuchungszeitraum und die Erarbeitung von Faktoren, die Entschei-
dungen bedingten und die Gründung einer ‘Netz AG’ bisher verhinderten. 
2 Hintergrund der Diskussion 
2.1 Historischer Abriss: Die Liberalisierung der Elektrizitätsmärkte 
Erst in den 80er Jahren setzte sich die Erkenntnis durch, dass nur die Netze natürliche Mo-
nopole seien, jedoch vor- und nachgelagerte Stufen der Wertschöpfung wettbewerblich or-
ganisiert werden können. Dass die Netze ein natürliches Monopol darstellen, bedeutet, 
dass ein Anbieter den Markt volkswirtschaftlich gesehen günstiger beliefern kann als meh-
rere Anbieter, da die Errichtung der Netze hohe irreversible Fixkosten, die Nutzung jedoch 
vergleichbar geringe konstante Grenzkosten verursacht. Parallele Netze sind nicht sinnvoll. 
Da jedoch andere Marktteilnehmer auf das Netz angewiesen sind, besteht die Notwendig-
keit, durch Regulierung oder Verstaatlichung die Ausnutzung der Marktmachtposition des 




Netzmonopolisten zu vermeiden und somit in den auf das Netz angewiesenen Stufen der 
Wertschöpfung Wettbewerb herzustellen. Reguliert werden müssen der Netzzugang (for-
melles Recht auf Netzzugang) und die Durchleitungsentgelte.5 Zur Regulierung der Netz-
entgelte wurde in Deutschland 2009 die Anreizregulierung eingeführt (vgl. 0). Zusätzlich ist 
für Unternehmen, die neben der Bewirtschaftung des Netzes auch selbst in der vor- oder 
nachgelagerten Wertschöpfungsstufe agieren, eine vertikale Entflechtung der Geschäftsbe-
reiche notwendig, da diese Unternehmen sonst immer der Versuchung ausgesetzt sind, 
Wettbewerber beim Netzzugang zu diskriminieren.6 Ziele der Netzregulierung sind dem-
nach einerseits die Gewährleistung von Wettbewerb auf vor- oder nachgelagerten Stufen 
der Wertschöpfung durch diskriminierungsfreien Netzzugang und faire Entgelte und somit 
die Ausschöpfung von Effizienzpotentialen. Andererseits muss die Regulierung immer auch 
berücksichtigen, dass der Netzausbau sichergestellt wird, damit auch neue Anbieter ans 
Netz angeschlossen werden können und die Versorgungssicherheit gewährleistet ist.7 
Die Schaffung von Wettbewerb auf den Energiemärkten ist in Europa vor allem auf die Ini-
tiativen der EU-Kommission zurückzuführen, mit dem Ziel, langfristig durch die Liberalisie-
rung der nationalen Märkte einen europäischen Energiebinnenmarkt zu schaffen. Als Er-
gebnis der Liberalisierung erhofft sich die Kommission faire Preise und Marktzugang für 
neue Unternehmen, vor allem aus dem erneuerbare Energien-Sektor, aber auch aus ande-
ren EU-Ländern. Grundvoraussetzung für das Entstehen des Binnenmarktes ist ein europä-
isches Stromnetz mit ausreichenden Verbindungen zwischen den nationalen Netzen und ei-
nem funktionierenden ‚Engpassmanagement’.8 Darüber hinaus können in einem transnatio-
nalen Netz über große Distanzen Strom aus erneuerbaren Quellen in die Verbrauchszentren 
transportiert und Speicherkapazitäten optimal genutzt werden.9 Im ersten Erwägungsgrund 
der Elektrizitätsbinnenmarkrichtlinie 2009/72/EG wird diese Zielsetzung wie folgt zusam-
mengefasst: „Der Elektrizitätsbinnenmarkt […] soll allen privaten und gewerblichen Ver-
brauchern in der Europäischen Union eine echte Wahl ermöglichen, neue Geschäftschancen 
für die Unternehmen eröffnen sowie den grenzüberschreitenden Handel fördern und auf 
diese Weise Effizienzgewinne, wettbewerbsfähige Preise und höhere Dienstleistungsstan-
dards bewirken und zu mehr Versorgungssicherheit und Nachhaltigkeit beitragen.“ 
                                             
 
5 Steger u.a. (2008): Die Regulierung elektrischer Netze, S. 54ff; Donges/ Schmidt (2008): Wettbewerbsförde-
rung auf Netzmärkten, S. 46f 
6 Donges/ Schmidt (2008): Wettbewerbsförderung auf Netzmärkten, S. 62f 
7 Leprich u.a. (2007): Künftige Netzregulierung 
8 EU KOM (2007a): Aussichten für den Erdgas und Elektrizitätsbinnenmarkt, S. 3ff; Glachant/ Lévêque (2009): 
The electricity internal market in the EU, S. 4ff 
9 Brodersen/ Nabe (2009): Stromnetze 2020plus; Mit zunehmender Intensivierung des Stromhandels sind gren-
züberschreitende Übertragungskapazitäten innerhalb der EU mittlerweile an den meisten Ländergrenzen er-
schöpft. Um Überlastungen zu vermeiden, erfolgt im Rahmen des ‚Engpassmanagements’ die Vergabe der 
Kapazitäten, mit dem Ziel diese wohlfahrtsoptimal zu nutzen bis Netzengpässe beseitigt werden. (Haubrich 
u.a. (2008): Herausforderungen an die Regulierung, S. 293ff) 




Bevor 1998 die erste europäische Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie umgesetzt wurde, war 
der deutsche Elektrizitätsmarkt durch regional abgegrenzte Versorgungsgebiete geprägt, in 
denen jeweils ein vertikal integriertes Unternehmen alle Aufgaben von der Erzeugung bis 
zur Verteilung übernahm und somit von elementaren Wettbewerbsregeln freigestellt war.10 
Neun so genannte Verbundunternehmen betrieben in ihrer Region das Übertragungsnetz 
und besaßen dort den überwiegenden Teil der Stromerzeugungskapazitäten.11 Zwar wurden 
bereits seit den 60er Jahren Reformansätze zur Behebung von Wettbewerbsdefiziten disku-
tiert, signifikante Veränderungen waren jedoch gegenüber der Energiewirtschaft, ihren 
hoch organisierten Interessenverbänden und den Kommunen nicht durchsetzbar. Auch 
stand das Wirtschaftsministerium einer wettbewerbsorientierten Strukturreform reserviert 
gegenüber.12 Der Widerstand gegen eine Liberalisierung des Strommarktes wurde erst mit 
der Umsetzung der europäischen Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie im April 1998 überwun-
den.13 Die wettbewerbsfähigen Komponenten Erzeugung und Vertrieb sollten vom natürli-
chen Monopol im Bereich Transport- und Verteilnetz getrennt (Entflechtung) und für den 
Wettbewerb mehrerer Anbieter geöffnet werden.14 Dritten sollte dabei zur Gewährleistung 
des Wettbewerbs auf der Erzeugungsstufe der Netzzugang gewährt werden.15 Deutschland 
novellierte zur Umsetzung der Richtlinie das EnWG. Dieses erfüllte mit der Vorgabe der 
buchhalterischen Entflechtung lediglich die Minimalanforderungen der Richtlinie zur Ent-
flechtung.16 Darüber hinaus wurden die Gebietsmonopole aufgehoben und die freie Wahl 
des Stromversorgers ermöglicht. Der Netzinhaber musste seine Netze gegen Entgelt für 
Stromerzeuger zur Verfügung stellen.17 Deutschland entschied sich als einziges europä-
isches Land für die Möglichkeit eines verhandelten,18 anstatt eines regulierten Netzzu-
gangs. Dies mündete in den sogenannten Verbändevereinbarungen.19 Insgesamt verfolgte 
Deutschland bei der Umsetzung der EU Vorgaben einen "weitreichenden, neoliberalen Weg 
[...], der von dem Bild eines vollständigen Rückzuges des Staates aus der Energiewirtschaft 
                                             
 
10 Brunekreeft/ Meyer (2009): Entflechtung auf den europäischen Strommärkten, S. 5;  Twelemann (2006): 
Stromwirtschaft im Spannungsfeld, S. 45 
11 Monstadt (2004): Die Modernisierung der Stromversorgung, S. 82 
12 Hirschl (2008a): EE-Politik, S. 204; Mez (1997): German Electricity Reform Attempts, S. 250; Monstadt 
(2004): Die Modernisierung der Stromversorgung, S. 175 
13 Erdmann (2008): Strommarktliberalisierung ein Flop?; Voss (2000): Institutionelle Arrangements, S. 235 
14 Monstadt (2003): Netzgebundene Infrastrukturen unter Veränderungsdruck, S. 17 
15 Steger u.a. (2008): Die Regulierung elektrischer Netze, S. 46 
16 Monstadt (2003): Netzgebundene Infrastrukturen unter Veränderungsdruck, S. 19 
17 Monstadt (2003): Netzgebundene Infrastrukturen unter Veränderungsdruck, S. 18 
18 Zwar verschafft das EnWG Dritten einen grundsätzlichen Netzzugangsanspruch. Im Rahmen des verhandel-
ten Netzzugangs mussten sich die Energieversorgungsunternehmen und Netzbetreiber jedoch über Konditio-
nen, Preisen und technischen Anforderungen der Netznutzung einigen und vereinbaren nach welcher Be-
rechnungsmethode die Netznutzungsentgelte ermittelt werden. (Nagel u.a. (2005): Dienste im allgemeinen 
wirtschaftlichen Interesse, S. 88) 
19  Brunekreeft/ Meyer (2009): Entflechtung auf den europäischen Strommärkten, S. 6 




geprägt war".20 Insbesondere der diskriminierungsfreie Zugang zu den Netzen gestaltete 
sich jedoch unter dem verhandelten Netzzugang schwierig.21 Nach 1998 kam es nach an-
fänglichen Wettbewerbseffekten zu zahlreichen Unternehmenszusammenschlüssen; die 
Zahl der Verbundunternehmen sank von neun auf vier und die Strompreise stiegen wieder 
an.22  
Angesichts weiterhin bestehender Wettbewerbshemmnisse ergriff die EU-Kommission er-
neut die Initiative und brachte ein zweites Liberalisierungspaket auf den Weg, welches den 
regulierten Netzzugang vorschrieb. Daraufhin wurde 2005 auch in Deutschland, bis dahin 
"the heavyweight laggard of the EU reform process"23  eine Regulierungsbehörde für die 
Strom- und Gasmärkte geschaffen.24 Gleichzeitig wurden alle Netzbetreiber verpflichtet, 
Anträge über die Höhe der Netznutzungsentgelte bei der BNetzA zu stellen.25 Darüber hi-
naus sah die Richtlinie weitergehende Entflechtungsmaßnahme vor (administrativ).26 Ob-
wohl die Entflechtungsvorgaben der Richtlinie deutlich weiter griffen als die bisherigen 
Vorgaben, verboten sie nicht, dass konzernübergreifende Entscheidungen der Finanzpla-
nung, wie Investitionen in Netz und Kraftwerke, weiterhin aus der Gesamtperspektive des 
Konzerns getroffen werden.27 Diese Kritik bildet die Grundlage für die Diskussion um OU, 
wie sie in den folgenden Jahren geführt wurde und weiterhin geführt wird. Zu Beginn des 
Untersuchungszeitraumes dieser Arbeit − Anfang 2007 −  betrieben vier vertikal integrierte 
EVU in vier Regelzonen das deutsche Übertragungsnetz. In jeder Regelzone ist der jeweili-
ge ÜNB für den Ausgleich von Lastschwankungen und somit die Netzstabilität verantwort-
lich. Darüber hinaus planen die Unternehmen weitgehend unabhängig voneinander den 
Ausbau und den Betrieb des Netzes und berechnen jeweils eigene Netzentgelte.28  
2.2 Die Idee ‚Deutsche Netz AG’ 
Kern der Idee einer ‘Netz AG’, wie er sich schon in der Debatte vor 2005 (vgl. 2.3) heraus-
kristallisierte und auch von Dinand und Reuter 2006 in ihrem Buch ‚Die Netz AG als zentra-
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ler Netzbetreiber in Deutschland’ dargestellt wird, ist der Betrieb des Übertragungsnetzes 
in einer einheitlichen deutschen Regelzone durch einen zentralen Netzbetreiber.29 Im 
Idealfall plant, errichtet und betreibt dieser keine Stromerzeugungsanlagen und ist somit 
unabhängig von Erzeugungs- und Handelsinteressen. Jedoch bedeutet die Übertragung der 
Systemführung der Netze auf einen Betreiber noch nicht die Gründung einer ‘Netz AG’, wie 
sie derzeit diskutiert wird. Diese erfolgt in einem nächsten Schritt, wenn Netzbetrieb und 
Netzeigentum in einer Gesellschaft zusammengeführt werden. Halten die bisherigen Netz-
eigentümer keine Anteile an der neuen Gesellschaft, ist das Netz vollständig eigentums-
rechtlich von den ursprünglichen Betreibern entflochten.30 Hauptbestandteile des Konzep-
tes sind demnach die Zusammenführung des Netzbetriebs in einer Regelzone unter einem 
Netzbetreiber sowie die Zusammenführung des Eigentums der bisherigen Netzgesellschaf-
ten in eine neue Gesellschaft.  
Grundsätzlich soll eine Umstrukturierung der Übertragungsnetze zu einer besseren Investi-
tions- und Versorgungssicherheit sowie erhöhter Wettbewerbsneutralität und Kosteneffi-
zienz führen.31 Ein einheitlicher Netzbetrieb in einer ‘Netz AG’ kann dazu beitragen, dass 
der durch die vier Regelzonen entstehende vertragliche als auch abwicklungstechnische 
Aufwand für Stromhändler sinkt, Netznutzungsbedingungen und Netzentgelte einheitlich 
und damit für neue Anbieter transparenter gestaltet, der Regelenergiebedarf gesenkt, der 
Netzausbau besser koordiniert und optimiert und betriebliche Synergieeffekte erschlossen 
werden sowie eine optimierte Koordination mit anderen europäischen Netzgebieten er-
reicht wird. Auch hätte die BNetzA nur einen Ansprechpartner für Konsultationsprozesse im 
Bereich der Netzregulierung.32 Von Hammerstein u.a. argumentieren jedoch, dass nur bei 
einer eigentumsrechtlich von Erzeugungs- und Vertriebsinteressen entflochtenen Netzge-
sellschaft ein diskriminierungsfreier Netzzugang und ein ausreichender Netzausbau gewähr-
leistet wird.33 Die tatsächlichen Effekte einer ‘Netz AG’ hängen demnach von ihrer konkre-
ten Ausgestaltung ab. Wer genau an der Netzgesellschaft beteiligt werden soll und ob auch 
die ehemaligen Übertragungsnetzbetreiber Anteile an einer solchen Gesellschaft halten 
dürfen, ist umstritten (vgl. 2.5). 
2.3 Diskussion eines zentralen Übertragungsnetzbetreibers vor 2005 
In der EU bildet der Betrieb des Übertragungsnetzes durch mehrere Netzbetreiber heute 
die Ausnahme. In den meisten Mitgliedstaaten wurde ein zentraler Netzbetreiber geschaf-
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fen.34 In Deutschland entstand die grundlegende Idee, die Regelzonen unter einem Betrei-
ber zusammenzuführen auch bereits vor der Liberalisierung der Energiemärkte in Hinblick 
auf eine optimale Lastverteilung. In Worten John Kingdons: sie schwamm bereits lange in 
der Policy-Ursuppe, in welcher eine Vielzahl unterschiedlicher Ideen um Akzeptanz und 
Anerkennung kämpfen, von denen aber nur wenige politische Relevanz erlangen.35 Bereits 
1977 nach der Veröffentlichung des 1. Hauptgutachtens der Monopolkommission 1976/77 
wurde von Egon Reuter im Auftrag des VIK ein Konzept für einen zentralen Übertragungs-
netzbetreiber für die Stellungnahme des VIK zum 1. Hauptgutachten ausgearbeitet.36 Als 
man in den frühen 90er Jahre auch vor dem Hintergrund des ersten Richtlinienvorschlages 
für einen Energiebinnenmarkt in Deutschland eine Novellierung des EnWG diskutierte, war 
auch eine Zusammenfassung der ÜNB-Gebiete in der Diskussion. Diese wurde unter ande-
rem im Rahmen der vom BMU unterstützten Schaffung eines Großhandelsmarktes für Strom 
nach englischem Vorbild angeregt.37 Auch die von der Bundesregierung 1987 eingesetzte 
‚Deregulierungskommission’ schlug bereits 1990 vor, Betreiber für das Transportnetz „wäre 
wohl am besten ein Unternehmen“.  In einer Studie des Öko-Institutes und des Energiewirt-
schaftlichen Institutes Köln in Auftrag einer Enquête-Kommission des Bundestages von 
1995, spricht sich das Öko-Institut für die Gründung einer öffentlichen Transportnetzgesell-
schaft aus, um den Stromtransport kostenminimal und ökologisch verträglich zu gestal-
ten.38 Der Vorschlag scheiterte jedoch am mächtigen Widerspruch der Stromkonzerne, die 
auf die verfassungsrechtliche Garantie des Eigentums verwiesen und mit Entschädigungs-
forderungen drohten.39 1998 regte der  VIK vor dem Hintergrund der unbefriedigenden Ver-
bändevereinbarung erneut an, die damals acht Verbundgesellschaften in einer privatwirt-
schaftlichen unabhängigen Netzgesellschaft zu vereinen.40 Im Jahr 2000 passten Görs u.a., 
ausgehend von dem Konzept von Egon Reuter, die Idee eines zentralen Netzbetreibers den 
Bedingungen des liberalisierten Strommarktes an. Zusätzlich zu den Effizienzgewinnen ei-
ner einheitlichen Regelzone, wurden nun auch die Vorteile durch den bundesweit einheitli-
chen Zugang neuer Anbieter zu den Übertragungsnetzen angeführt.41 Wieder aufgegriffen 
wurde die Idee auch von der Monopolkommission in ihrem 15. Hauptgutachten von 2004. 
Dort spricht sie sich für einen von Erzeugungs- und Handelsinteressen unabhängigen Sys-
tembetreiber aus, um das Diskriminierungspotential der Netzbetreiber zu bekämpfen. Die 
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Führung einer deutschlandweiten Regelzone solle dem Systembetreiber übertragen wer-
den, welcher nicht im Erzeugungs- und Handelsbereich tätig ist. Das Netzeigentum könne 
jedoch bei den bisherigen Verbundunternehmen verbleiben und somit eine verfassungs-
rechtlich problematische Eigentumsübertragung umgangen werden.42 Damit forderte die 
Monopolkommission zwar noch keine ‚Netz AG’, in welcher auch das Eigentum an den Net-
zes zusammengeführt würde; in der Diskussion um die Novellierung des EnWG 2005 lehnten 
die Übertragungsnetzbetreiber jedoch auch bereits eine Zusammenlegung der Regelzonen 
ab und begründeten dies vor allem mit Aspekten der Netzsicherheit (vgl. 0).43  
2.4 Defizite der derzeitigen Situation  
An dieser Stelle wird eine Einführung in die Defizite der Situation der deutschen Übertra-
gungsnetze gegeben, um deutlich zu machen, warum zahlreiche Akteure eine stärkere Ent-
flechtung und eine einheitliche Regelzone forderten. 
In ihrem 17. Hauptgutachten ‚Weniger Staat, mehr Wettbewerb’ für die Jahre 2006 und 
2007 hält die Monopolkommission fest, dass weiterhin „nicht von einem funktionsfähigen 
Wettbewerb auf den leitungsgebundenen Energiemärkten für Elektrizität und Gas gespro-
chen werden kann“. Die Ursachen für dieses Defizit seien „primär struktureller Art“, wie 
die horizontalen und vertikalen Verflechtungen der vertikal integrierten Versorgungsunter-
nehmen, sowie die hohe Anbieterkonzentration.44 Diese strukturellen Gegebenheiten bie-
ten den Unternehmen die Möglichkeit, Marktmacht45 auszuüben. Diese ist einerseits auf die 
hohe Anbieterkonzentration auf der Erzeugerseite zurückzuführen, andererseits ergeben 
sich jedoch auch Diskriminierungspotentiale durch die vertikale Integration der Unterneh-
men. Kritisch beurteilt die Monopolkommission vor allem bestehende Anreize für die Kon-
zerne, das Preisniveau für Regelenergie künstlich anzuheben, da hohe Regelenergiekosten 
für den Netzbetreiber erhöhte Gewinne für den Regelenergiebereitsteller im selben Kon-
zern bedeuten können und die Netzbetreiber außerdem die Kosten in gewissen Umfang auf 
die Netzentgelte umlegen können.46 Unabhängige Erzeuger müssen jedoch die erhöhten 
Netzentgelte tragen und sind somit im Nachteil.47 Problematisch ist darüber hinaus die un-
zureichende Kooperation zwischen den Regelzonen. Durch eine Vermeidung des Gegenei-
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nanderregelns48 zwischen den vier Regelzonen könnte Regelenergie eingespart werden. Für 
den ÜNB wird Gegeneinanderregeln zudem profitabel, wenn bei der Einspeisung positiver 
Regelarbeit ein mit ihm verbundenes Konzernkraftwerk berücksichtigt wird. Eine Vereini-
gung der vier Regelzonen zu einer bundesweiten Regelzone würde, so die Monopolkommis-
sion, bei einem unabhängigen Netzbetreiber die ökonomischen Anreize zum übermäßigen 
Einsatz von Regelenergie reduzieren und das Gegeneinanderregeln vermeiden.49  
Auch wird aus Sicht der BNetzA der Ausbau der Grenzkuppelstellen mit ausländischen 
Übertragungsnetzen in zu geringem Umfang durch die ÜNB vorgenommen, was zu Netzeng-
pässen führt.50 Ein ÜNB kann derzeit neuen Anbietern aus dem Ausland den Marktzugang 
erschweren, indem er nicht ausreichend in Verbindungskapazitäten mit Nachbarländern (so 
genannte Interkonnektorenkapazitäten) investiert.51 Im Falle überschüssiger Kraftwerkska-
pazitäten haben die Betreiber der Kraftwerke zwar grundsätzlich ein Interesse an ausrei-
chenden Interkonnektorenkapazitäten, um Strom exportieren zu können. Wenn die Erzeu-
gungskapazitäten jedoch knapp sind, haben die vertikal intergrierten Unternehmen einen 
geringen Anreiz, die Interkonnektorenkapazitäten auszubauen.52 Theoretisch besteht für 
die integrierten EVU auch im Inland ein Anreiz, den Netzausbau nicht ausreichend voran-
zutreiben, um Verluste von Marktanteilen im Erzeugungsbereich zu minimieren. Der Netz-
ausbau rückte in den letzten Jahren vor allem angesichts der Herausforderung der Netzin-
tegration erneuerbarer Energien in den öffentlichen Fokus.53 Zwar sinkt das Interesse den 
Netzausbau zu behindern, wenn die Konzernschwestern selbst in erneuerbare Energien und 
neue fossile Kraftwerke investieren, Uneinigkeit besteht allerdings weiterhin über den 
notwendigen Umfang der Erweiterungsmaßnahmen und die Kostenverteilung.54 Das Diskri-
minierungspotential eines Netzbetreibers beim Verfahren zum Anschluss neuer Kraftwerke 
ans Netz wird zwar durch bestehende Regulierung deutlich erschwert (KraftNAV, vgl. 0).55 
Der Anschluss neuer Anbieter kann für das vertikal integrierte Unternehmen aber einen 
Verlust von Marktanteilen bedeuten und somit einen Anreiz zur Diskriminierung im be-
grenzten Rahmen bieten.56  
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Die Darstellung verdeutlicht, dass bestehende Defizite sowohl auf die Interessenverflech-
tung vertikal integrierter Unternehmen als auch auf die Regelzonenstruktur zurückzuführen 
sind. Unabhängig von einer eigentumsrechtlichen Entflechtung bestehen große Einsparpo-
tentiale allein durch eine optimierte Regelzonenkooperation. Während in der Politik wei-
testgehend Konsens über diese Synergieeffekte besteht, liegen bezüglich der Frage, ob OU 
geeignet ist, die beschriebenen Defizite zu beheben, sehr unterschiedliche Positionen vor. 
2.5 Pro und contra eigentumsrechtliche Entflechtung  
Wenn die bisherigen Eigentümer an einer ‚Netz AG’ keine Anteile halten, ist diese eigen-
tumsrechtlich entflochten. „Der vorherrschende Stand der Forschung ist […], dass eine ver-
tikale eigentumsrechtliche Trennung der Bereiche Erzeugung/Vertrieb und Transportnetz 
die effizientesten Marktergebnisse liefert“, so von Hirschhausen u.a.57 Doch OU ist sowohl 
in der Politik als auch in der Wissenschaft umstritten.58 Befürworter eines OU sehen dieses 
als bestes Mittel, um die unter 2.4 geschilderten Defizite und Interessenkonflikte zu besei-
tigen. Die bestehende Regulierung verhindere zwar in einem gewissen Maße die miss-
bräuchliche Ausnutzung der Monopolmacht der Netzbetreiber, jedoch sei die Regulierungs-
behörde vielfach auf interne Informationen und den Sachverstand der Netzbetreiber ange-
wiesen, was die Regulierung in ihrer Effektivität einschränken kann, wenn der Netzbetrei-
ber die Interessen seines Mutterkonzerns vertritt.59 Die EU-Kommission argumentiert, „die 
vollständige eigentumsrechtliche Entflechtung würde die Notwendigkeit immer aufwändi-
gerer Regulierungsmaßnahmen mindern; um zu gewährleisten, dass keine Diskriminierung 
erfolgt, wäre eine leichtere Regulierungsaufsicht ausreichend.“60 
Gegner führen als Nachteile eines OU allerdings ökonomische Ineffizienzen in der Organisa-
tion des Geschäftsbetriebes sowie das steigende Geschäftsrisiko der beiden eigentumsrech-
tlich entflochtenen Unternehmen an. Es  könne sogar zu einer Reduzierung der Investiti-
onsanreize kommen, da der Netzbetreiber nicht mehr an den Gewinnen der Erzeugung be-
teiligt ist und die hohen Netzinvestitionskosten sich nicht hinreichend amortisieren. Darü-
ber hinaus stelle die Verpflichtung zum OU einen ungerechtfertigten Eingriff in Eigentums-
rechte dar. Konsequenz könnten langwierige juristische Auseinandersetzungen sein, die zu 
Verzögerungen bei den Netzinvestitionen führten. Auch wird argumentiert, die eigentums-
rechtliche Entflechtung sei kein Allheilmittel zur Gewährleistung eines wettbewerbsför-
dernden Netzbetriebes, denn auch das Handeln des eigentumsrechtlich entflochtene Netz-
                                             
 
57  von Hirschhausen u.a. (2007): Preisbildung und Marktmacht, S. 20 
58  Zur wissenschaftlichen Kontroverse vgl. z.B.: pro OU: Donges/ Schmidt (2008): Wettbewerbsförderung auf 
Netzmärkten; von Hirschhausen u.a. (2007): Preisbildung und Marktmacht; Newbery (2009): Refining Mar-
ket design; Green u.a. (2008): Policy assessment and good practices; contra OU: Säcker/ Böcker (2008): 
Entgeltkontrolle; Brunekreeft/ Meyer (2009): Entflechtung auf den europäischen Strommärkten; Die ZEIT 
(2007): Contra. Streit um den Strom 
59  Brodersen/ Nabe (2009): Stromnetze 2020plus, S. 73f/76; Canty (2009): Faire Strompreise, S. 33 
60  EU KOM (2007a): Aussichten für den Erdgas- und Elektrizitätsbinnenmarkt, S. 12 




betreibers muss weiterhin reguliert werden. Die bestehende Regulierung sei außerdem 
prinzipiell geeignet, um Defizite zu beheben; sie müsse lediglich geprüft und im Detail kor-
rigiert werden.61 
Generell erklärt sich die kontroverse Diskussion um OU auch angesichts der Schwierigkeit, 
„die Wettbewerbssituation auf dem Strommarkt nicht lediglich qualitativ, sondern tatsäch-
lich quantitativ zu untersuchen und zu bewerten. Ein wesentlicher Grund für dieses Defizit 
liegt in der unzureichenden Verfügbarkeit einer Vielzahl von Daten, die für eine substan-
tielle Untersuchung der Marktverhältnisse erforderlich wären.“, so Canty. Die derzeitige 
spekulative energie- und wettbewerbspolitische Diskussion könnte bei Verfügbarkeit einer 
umfassenden Datenbasis versachtlicht werden.62 Auch Brodersen und Nabe verweisen dar-
auf, dass die bis heute unzureichende Verfügbarkeit von Daten die unabhängige Begutach-
tung und Bewertung der Tätigkeit von Netzbetreibern erschwert.63 Zwar finden sich zahl-
reiche theoretische Vor- und Nachteile der eigentumsrechtlichen Entflechtung, ein empiri-
scher Nachweis ist jedoch schwierig. Insbesondere die gleichzeitige Einführung anderer Re-
formmaßnahmen erschwert den direkten Nachweis der Effekte der eigentumsrechtlichen 
Entflechtung in anderen Ländern. Politt legt darüber hinaus nahe,  “that the reason why it 
[OU] continues to be strongly resisted by incumbent companies in so many European coun-
tries is precisely because it is likely to be successful in facilitating more competition in 
these markets.”64 Van Koten und Ortmann sehen in der EU einen Zusammenhang zwischen 
dem Grad der Entflechtung und dem Grad der Korruption: „countries that are more corrupt 
are more likely to have chosen weaker unbundling regimes than seems desirable.”65  
2.6 Optionen für die Neuordnung der deutschen Übertragungsnetze 
Wie unter 2.3 bereits deutlich geworden, wurden auch vor 2005 nicht nur eine ‘Netz AG’ 
sondern auch weniger umfassende Lösungen diskutiert, die das Eigentum an den Netzen 
völlig unberührt lassen und lediglich die Systemführung betreffen, um auf dieser Ebene Ef-
fizienzpotentiale auszuschöpfen. Einen Überblick über die möglichen Optionen für eine 
Neugestaltung der Übertragungsnetze in Deutschland bieten zwei Gutachten im Auftrag des 
BMWi und des BMU aus dem Jahr 2009.66 Während das Gutachten von Frontier Economics 
für das BMWi auch drei Alternativlösungen zu einer ‘Netz AG’ näher untersucht (Abbildung 
1, Option 1-3), legen die Gutachter der LBD Beratungsgesellschaft und der Wirtschafts-
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kanzlei Hogan und Hartson Raue für das BMU den Schwerpunkt auf die Bewertung der Va-
rianten einer ‘Netz AG’. In beiden Gutachten wird deutlich, dass die Option einer verstärk-
ten Koordinierung ausgewählter Systemfunktionen, wie sie bereits von der BNetzA gefor-
dert wurde und seit Dezember 2009 als sogenannter ‚Netzregelverbund’ auch praktiziert 
wird (vgl. 0), nicht ausreicht (Option 1). Weitergehende Optionen befassen sich mit der 
Frage der Zusammenführung des Netzbetriebes (SO) und des Netzeigentums (TO) (Option 
2-4).  
Abbildung 1: Schematische Übersicht der Optionen 
 
Quelle: eigene Darstellung nach Frontier Economics (2009): S. 28 
Die Gutachter von Frontier Economics differenzieren neben der Schaffung einer Netzgesell-
schaft zwischen zwei vorgelagerten Lösungen (Option 2 und 3), in denen lediglich die Sys-
temführung zusammengeführt wird. Eine mögliche Option wäre eine ‚Joint Venture Sys-
temsteuerung’, welche die Systemführung in den heutigen Regelzonen nicht jedoch das 
Netzeigentum übernimmt. Eigentümer der neu gegründeten Gesellschaft wären entweder 
die Netzeigentümer oder Dritte. Darüber hinaus wäre ein ‚systemführender Netzbetreiber’, 
welcher sich aus der Gruppe der bisherigen ÜNB rekrutiert, denkbar. Der systemführende 
Netzbetreiber bringt  seine Erfahrungen ein, ohne aber das Eigentum an den anderen Net-
zen zu übernehmen.67 Diese Option entspricht einem Vorschlag von RWE (‚Zentralregler-
Modell’).68 Die Netzeigentümer wären Minderheitsaktionäre an der neu gegründeten sys-
temführenden Gesellschaft. Nachteile der Optionen ‚systemführender Netzbetreiber’ und 
‚Joint Venture Systemsteuerung’ ergeben sich, so die Gutachter von Frontier Economics, 
durch die Schnittstellenproblematik zwischen Systemführer und Netzeigentümer, die zu 
Reibungsverlusten führen kann.69 Auch von Hammerstein u.a. bewerten die Bildung einer 
einheitlichen Regelzone bei unveränderter Eigentumssituation angesichts der Reibungsver-
luste zwischen vier separaten Eigentümern kritisch.70 Jedoch sind beide Entwürfe mehr als 
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nur Ideenkonstrukte, da sie konkreten Forderungen einzelner Akteure entsprechen. Wäh-
rend RWE im Rahmen eines im Juli 2008 durch die BNetzA eingeleitenden Festlegungsver-
fahren die Idee des ‚systemführenden Netzbetreibers’ vertrat (vgl. 0), wurde die Idee der 
‚Joint Venture Systemsteuerung’ vom Wissenschaftlichen Arbeitskreis für Regulierungsfra-
gen (WAR) der BNetzA unter dem Namen ‚virtuelle Netzgesellschaft’ unterstützt. Diese neu 
geschaffene Gesellschaft basiert auf der Koordination der bestehenden ÜNB bei Schaffung 
einer einheitlichen Regelzone.71  
Die einheitliche Netzgesellschaft (Option 4) geht über eine Zusammenlegung auf Ebene der 
Systemführung hinaus, da sowohl Systemführerschaft und als auch Netzeigentum in einer 
unabhängigen Gesellschaft vereint würden. Die derzeitigen ÜNB könnten Anteile an der 
Gesellschaft halten oder nicht. Beide Gutachten kommen zu dem Schluss, dass Vereinigung 
von Systemführerschaft und Netzeigentum in einer bundesweiten Gesellschaft die beste 
Lösung ist, da so die größten Kosteneffizienzpotentiale gehoben werden könnten. Die Gu-
tachter von Frontier Economics argumentieren, dass so eine integrierte Netzausbauplanung 
und eine bessere Kooperation mit ausländischen ÜNB ermöglicht werden. Die BNetzA hätte 
nur einen Ansprechpartner und Netzzugangsprozesse könnten vereinheitlicht und somit der 
Netzzugang für neue Anbieter vereinfacht werden.72 Während sich die Gutachter von Fron-
tier Economics zu der Frage der Beteiligung der bisherigen ÜNB an einer Netzgesellschaft 
nicht abschließend äußern, bevorzugen von Hammerstein u.a. eine Netzgesellschaft ohne 
Beteiligung der vier EVU. Neben den Vorteilen einer vollständigen eigentumsrechtlichen 
Entflechtung begründen von Hammerstein u.a. dies damit, dass nach der Zusage E.ONs an 
die Kommission das Übertragungsnetz des Konzerns rechtlich gesehen nicht in eine Netzge-
sellschaft eingebracht werden könne, wenn die anderen drei vertikal integrierten Unter-
nehmen an dieser Gesellschaft stimmberechtigt sind. Unterschiedlich beurteilen die Gu-
tachter auch eine staatliche Beteiligung. Von Hammerstein u.a. sehen diese als vorteilhaft, 
da so Schutz vor unerwünschten Übernahmen und effektive Aufsicht besteht73, während die 
Gutachter von Frontier Economics eine rein private Netzgesellschaft vorziehen, um „das 
wirtschaftliche Prinzip als Anreiz zur Leistungsorientierung und zu Innovation“ beizubehal-
ten.74 Insgesamt geben die Gutachten damit die Positionen der jeweiligen Auftraggeber 
wieder. 
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2.7 Die Entstehung des dritten Energiebinnenmarktpakets 
Die Diskussion um das dritte Energiebinnenmarktpaket steht in engen Zusammenhang mit 
der Diskussion um die Neuordnung der Übertragungsnetze auf nationaler Ebene. Daher 
werden an dieser Stelle seine Entstehung und seine Inhalte dargestellt. Das Energiebin-
nenmarktpaket entfaltet vor allem insofern Relevanz für die Debatte um eine ‘Netz AG’, 
da es bestimmt, inwieweit Systemführung und Netzeigentum in den unter 2.6 dargstellten 
Optionen voneinander getrennt werden müssen. 
Im Zeitraum von 2005 bis 2006 nahm die Kommission eine wettbewerbsrechtliche Untersu-
chung der Gas- und Strommärkte in den Mitgliedsstaaten vor (sogenannte Sector Inquiry) 
und veröffentlichte die endgültigen Ergebnisse am 10.01.2007. In dem zugehörigen Be-
gleitdokument kritisiert die Kommission unter anderem die unzureichende Entflechtung 
von Übertragungs- und Verteilnetzbetreibern, bestehende Diskriminierung beim Netzzu-
gang für Dritte, sowie unzureichenden Ausbau grenzüberschreitender Übertragungskapazi-
täten und kommt zu dem Schluss, dass der derzeitige europäische Rechtsrahmen, welcher 
2003 mit den Binnenmarktrichtlinien für Strom und Gas geschaffen wurde, nicht aus-
reicht.75 In der Länderprüfung für Deutschland kritisiert die Kommission vor allem die 
Wettbewerbsdefizite des deutschen Strommarktes „[which] point to insufficient unbund-
ling in that the interest structure of TSOs still seems to be influenced by supply interests of 
incumbent companies.“76 Es bestehe die Gefahr, „dass Netze als strategische Güter be-
trachtet werden, die den wirtschaftlichen Interessen des integrierten Unternehmens die-
nen.“77  Im September 2007 legte die Kommission ihren Vorschlag für ein drittes Energie-
binnenmarktpaket vor, welches den geschilderten Defiziten dahingehend begegnet, als die 
enthaltene Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie zwei Optionen für eine weitergehende Ent-
flechtung vertikal integrierter Unternehmen beinhaltet. Erstere Option, die der eigentums-
rechtlichen Entflechtung, würde es den ÜNB verwehren, gleichzeitig an der Stromerzeu-
gung beteiligt zu sein. Zwar macht die Kommission deutlich, dass sie der eigentumsrechtli-
chen Entflechtung den Vorzug gibt, doch sie bietet den Mitgliedstaaten eine Alternative. 
Die zweite Option ermöglicht es den vertikal integrierten Unternehmen Eigentümer der 
Netze zu bleiben, wenn das Netz von einem unabhängigen Netzbetreiber (Independent Sys-
tem Operator, ISO) verwaltet wird, welcher völlig getrennt von dem vertikal integrierten 
Unternehmen ist.78 Da jedoch die Kompromisslösung strenge Vorgaben für den unabhängi-
gen Netzbetreiber macht, kann diese Lösung als wenig praktikabel angesehen werden: „Die 
Alternative erscheint somit nur als solche, ist in Wirklichkeit aber die unmissverständliche 
Aufforderung zur eigentumsrechtlichen Entflechtung.“79 Bereits im Zuge der Verhandlungen 
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über die Beschleunigungsrichtlinien von 2003 hatten sich Deutschland und Frankreich im 
Rat erfolgreich gegen OU gestellt.80  Die Kommission hielt jedoch vorerst an ihrer Präferenz 
für eine strenge Entflechtung fest, auch wenn sich bereits im Vorfeld des Vorschlages der 
Kommission für ein drittes Energiebinnenmarktpaket abzeichnete, dass sie damit im Rat 
keine qualifizierte Mehrheit erhalten würde. Als Grund für die konsequente Haltung kann 
angeführt werden, dass sich die Kommission im Zuge der Wettbewerbsverfahren gegen ver-
tikal integrierte EVU einen geringeren Druck der betroffenen Unternehmen auf die jeweili-
ge nationale Regierung und somit einen Wandel der Regierungsposition erhoffe.81    
Im Laufe der Verhandlungen über das Energiebinnenmarktpaket wurde die Frage der eigen-
tumsrechtlichen Entflechtung zum Hauptkonfliktpunkt zwischen Rat und Kommission.82 Die 
Fokussierung auf die einzelnen Entflechtungsvarianten trage fast schon ideologische Züge, 
so Oliver Geden.83 Angeführt von Deutschland und Frankreich legten acht EU-Staaten Ende 
Januar 2008 einen Alternativvorschlag vor. Dieser sieht die stärkere rechtliche Trennung 
von Mutterkonzern (intergriertes EVU) und Tochterkonzern (Netzbetreiber) vor, ohne je-
doch dem Mutterkonzern jegliche Einflussmöglichkeiten auf Netzinvestitionen zu nehmen 
und ist somit schwächer als das ISO-Modell.84 Das von der Kommission vorgeschlagene ISO-
Modell, so die acht Mitgliedstaaten, welches den integrierten Unternehmen zwar das Ei-
gentum am Netz überlässt, jedoch OU des unabhängigen Netzbetreibers vorsieht, stelle 
keine wahre Alternative zu der vollständigen eigentumsrechtlichen Entflechtung dar.85 Dar-
aufhin legte die Kommission am 14. Mai 2008 einen Ergänzungsentwurf zur Richtlinie vor, 
welcher den von Deutschland und Frankreich initiierten ‚Dritten Weg’ berücksichtigte.86 In 
der ersten Lesung im Parlament im Juni wurde der Kompromiss ‚Dritter Weg’ als auch das 
ISO-Modell abgelehnt und OU als einziger Weg im Stromsektor gefordert.87 Unter französi-
scher Ratspräsidentschaft einigten sich die Energieminister im Oktober 2008 auf eine ge-
meinsame Lösung, welche alle drei Entflechtungsoptionen umfasst.88 Die Verhandlungen 
zwischen Parlament, Rat und Kommission verliefen jedoch schleppend, so dass es erst im 
April 2009 zu einer Einigung und einer abschließenden Abstimmung im Parlament kam.89 
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Die großen Verbände der Energieversorger und ÜNB auf EU-Ebene, Eurelectric und ETSO 
setzen sich in der Debatte vor allem für eine Fortführung der bereits begonnenen grenzü-
berschreitenden Kooperation regionaler Netzbetreiber als ein erster Schritt hin zu einem 
vollständigen Energiebinnenmarkt ein, nahmen jedoch keine geschlossene Position zur ei-
gentumsrechtlichen Entflechtung ein90: „The inability of the organisations to formulate a 
clear position on the ownership unbundling issue was due to highly differing member 
views, with some national industries already ‘ownership unbundled’ and others characteri-
sed by strong vertically integrated companies.“ Unterstützung erhielt die Kommission da-
gegen sowohl von EREC, als Vertreter der erneuerbare Energien-Industrie als auch von den 
Verbänden der energieintensiven Industrien und den Mitgliedstaaten, deren EVU bereits ei-
gentumsrechtlich entflochten waren.91 
Die Richtlinie 2009/72/EG  über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt 
trat am 13. Juli 2009 in Kraft. Sie sieht nun neben der Möglichkeit der eigentumsrechtli-
chen Entflechtung die Option ‚Independent System Operator’ (ISO) (Artikel 13) und ‚Inde-
pendent Transmission Operator’ (ITO) (Artikel 17) vor.  
Im ISO-Modell wird die Systemführung, also der Netzbetrieb, vom Eigentum getrennt, wel-
ches weiterhin bei dem vertikal integrierten Unternehmen verbleibt. Eine einheitliche 
deutsche Netzgesellschaft, an der EVU mit Erzeugungs- und Vertriebsinteressen weiterhin 
Anteile halten, würde den ISO-Anforderungen gerecht, wenn die Systemführung durch ei-
nen unabhängigen Systemführer erfolgt. Der neue Systemführer wiederum darf selbst nicht 
an Erzeugungs- und Vertriebsunternehmen beteiligt sein und unterliegt somit denselben 
Beteiligungsverboten wie sie für das OU gelten. Er ist für die Netzzugangsgewährung, die 
Netzentgelte sowie Planung und Bau der Netzinfrastruktur zuständig. Der Netzeigentümer 
ist an Entscheidungen über Netzzugang und Investitionen nicht beteiligt und muss die von 
ISO beschlossenen Investitionen finanzieren.92 Er verliert somit seine Verfügungsgewalt 
über das Netz und behält lediglich den wirtschaftlichen Nutzen in Form der durch den Be-
treiber zu zahlenden Erträge.93  
Das ITO-Model, der ‚Dritte Weg’, sieht eine stärkere Trennung der Netzsparte des vertikal 
integrierten Unternehmens in Bezug auf Personal und Informationsaustausch vor und ver-
schärft damit die bereits bestehenden Entflechtungsvorgaben. Der ITO muss in eigentums-
rechtlicher Hinsicht nicht aus dem vertikal integrierten Unternehmen ausgegliedert wer-
den, sondern muss nur rechtlich wie bisher auch von den Bereichen der Energieerzeugung 
und -versorgung unabhängig sein. Die erhöhten Anforderungen an die Unabhängigkeit des 
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ITO betreffen unter anderem die Vermögenswerte sowie den Personalbestand. Ebenso 
werden die Transparenzanforderungen an Verwaltungsstruktur und Finanzbeziehungen so-
wie die Überwachung des diskriminierungsfreien Netzzuganges verschärft. Der ITO muss 
losgelöst vom Mutterkonzern über Entscheidungsbefugnisse im Bereich Netzbetrieb und 
Ausbau verfügen.94  Das ITO Modell wäre anzuwenden, wenn die Verbundunternehmen Ei-
gentümer am Netz und Systemführer bleiben und ihre Zusammenarbeit lediglich intensivie-
ren. Auch bei einer ‚Joint Venture Systemsteuerung’ müssten bei Beteiligung der Verbund-
unternehmen an der neuen Gesellschaft die Netzaktivitäten mindestens in einen ITO über-
führt werden. Eine Netz AG würde den Anforderungen des ITO entsprechen, wenn die Ei-
gentümer der Netz AG Beteiligungen an Erzeugungs- und Vertriebseinheiten besitzen und 
diese durch die ITO Vorgaben separiert würden.95  
Da die Kontroverse um die einzelnen Entflechtungsvarianten die Debatte auf EU-Ebene 
dominierte, traten weitere Bestandteile des Energiebinnenmarktpaketes vor allem in der 
öffentlichen Wahrnehmung in den Hintergrund. So sieht die Verordnung über die Netzzu-
gangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel den Zusammenschluss der 
Übertragungsnetzbetreiber im ‚European Network for Transmission System Operators for 
Electricity’ (ENTSO-E) vor. Eine weitere Neuerung besteht in der Einrichtung einer neuen 
Agentur für die Zusammenarbeit der Regulierungsbehörden als eine mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit ausgestattete Gemeinschaftseinrichtung. Die operativen Befugnisse der Agentur 
sind jedoch begrenzt und ihre Aufgabe besteht vor allem in der Abgabe von Stellungnah-
men und Empfehlungen (vgl. auch 0).96 
3 Theoretische Bezüge und Thesenbildung 
3.1 Theoretische Bezüge 
Den Gegenstand dieser Arbeit bildet das Politikfeld der Energiepolitik und im engeren Sin-
ne die Politik der Stromnetzregulierung. Die Frage nach der Entwicklung eines spezifischen 
Politikprozesses innerhalb eines Politikfeldes legt die Anwendung einer ‚Policy-Analyse’ 
nahe. Die ‚Policy-Analyse’ befasst sich mit den Inhalten, Determinanten und Wirkungen po-
litischen Handelns und analysiert den Politikprozess in Bezug auf die Motive der Akteure 
und seine Ergebnisse.97  
Eine erste Orientierung bietet hier das Modell des ‚Policy-Zyklus’. Dieser gilt als ‚heuristi-
scher Orientierungsrahmen’. Folglich sind Abweichungen vom im Modell dargestellten 
idealtypischen Ablauf eines Politikprozesses zu erwarten. Ausgangspunkt des ‚Policy-
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Zyklus’ ist die Beobachtung gewesen, dass politische Prozesse typische Stadien durchlau-
fen. Für die Analyse in dieser Arbeit ist vor allem die Phase der Problemwahrnehmung und 
des ‚Agenda-Setting’ als auch der Politikformulierung und Entscheidungsfindung relevant. 
Die Idee ‘Netz AG’ schaffte es auf die politische Agenda und tauchte als eine Lösungsopti-
on in der Politikformulierung auf. Bisher wurde jedoch keine Entscheidung getroffen. Je-
doch sind nicht alle Phasen auf den Untersuchungszeitraums zu begrenzen. Darüber hinaus 
beruht die Diskussion um eine ‘Netz AG’ nicht auf der Wahrnehmung eines einzigen Prob-
lems, sondern vielmehr auf unterschiedlichen komplexen Problemströmen. Da es sich um 
eine Lösungsoption handelt, die nicht losgelöst von bestehenden und entstehenden Rege-
lungen betrachtet werden kann, werden in der Analyse auch begleitende Prozesse der Poli-
tikformulierung und Entscheidungsfindung eine Rolle spielen. 
Im Stadium der Problemwahrnehmung entsteht ein Thema und wird politisch wahrgenom-
men. In der Phase des ‚Agenda-Setting’ wird das Thema auf eine Liste von Themen gesetzt, 
denen politische Entscheidungsträger und ihr Umfeld besondere Aufmerksamkeit widmen 
und die Relevanz für ein Regierungshandeln entwickeln. Ziel der Analyse des ‚Agenda-
Setting’ ist es zu erklären, „wie zu einem bestimmten Zeitpunkt ein bislang schlafendes 
Thema in einen herausragenden politischen Streitgegenstand transformiert werden kann, 
selbst wenn die Grundlage für den Missstand schon länger vorliegt“98 Neben der Notwen-
digkeit der Problemwahrnehmung durch Regierung und Verwaltung, die ein Interesse ent-
wickeln, das Thema zu bearbeiten, lassen sich auch strukturelle Auslöser, wie bestimmte 
Ereignisse finden, die Themen auf die politische Bühne bringen.99 Hilfreich zum Verständnis 
des ‚Agenda-Setting’ als auch der Entscheidungsfindung ist der ‚Multiple-Streams-Ansatz’ 
von Kingdon, welcher die situative Seite dieser Phase hervorhebt. Kingdon macht deutlich, 
dass Entscheidungen häufig eher zufällig, stark situationsbedingt und schwer vorhersehbar 
sind. Der Ansatz beruht auf dem von Cohen, March und Olsen in den 70er Jahren entwi-
ckelten ‚Carbage Can Model of Organizational Choice’, welches Entscheidungen auch als 
Ergebnis mehrerer unabhängiger Ströme betrachtet. Kingdons Ansatz geht davon aus, dass 
durch das Zusammentreffen von drei unabhängigen Strömen mit eigener Dynamik für kurze 
Zeit ein Politikfenster entsteht, welches von sogenannten ‚policy entrepreneurs’ ergriffen 
werden kann, um das Thema auf die Agenda zu bringen. Der erste Strom beinhaltet die 
Probleme, welche im politischen System simultan gehandelt werden und um Anerkennung 
konkurrieren. Der zweite Strom beinhaltet die Problemlösungen, welche von Fachverwal-
tungen und Experten vorschlagen werden und der dritte das politische Tagesgeschäft.100 Ob 
ein Problem politisch wahrgenommen wird, kann von Indikatoren, wie Daten und Berichten 
über die Problemlage, aber auch von dramatischen Ereignissen und von Feedback zu beste-
henden politischen Programmen zum Beispiel in Form von Studien abhängen. Problemlö-
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sungen wiederum werden in Expertenkreisen entwickelt, doch nicht alle Ideen, die in der 
sogenannten ‚Ursuppe’ schwimmen, werden tatsächlich mit Aufmerksamkeit bedacht, 
denn oft besteht ein Überschuss an Ideen. Welche Lösungsmodelle als möglich oder wün-
schenswert akzeptiert werden, hängt unter anderem von der technischen Machbarkeit, der 
normativen Akzeptanz bei zentralen politischen Akteuren und den antizipierten Widerstän-
den der Öffentlichkeit ab. Damit  sich ein Politikfenster öffnen kann, bedarf es des dritten 
Stromes in Form eines Regierungswechsels oder dem Druck der öffentlichen Meinung und 
von Interessengruppen.101 Das Modell verdeutlicht, dass unkalkulierbare Ereignisse die Mög-
lichkeit bieten können, bereits vorhandene Pläne aus der Schublade zu ziehen.102 In der 
Phase der Politikformulierung geht es um die Identifizierung von technischen oder politi-
schen Hemmnissen, um Handlungsalternativen und konkrete Handlungsvorschläge zu ent-
wickeln, die realisierbar erscheinen: „available options are considered and narrowed down 
to those that policy makers can accept“. Häufig wird ein Problem auch gleichzeitig mit den 
möglichen Lösungsoptionen auf die politische Agenda gebracht.103 In der Phase der Ent-
scheidungsfindung wird eine Entscheidung für eine der identifizierten Lösungsoptionen ge-
troffen, oder aber entschieden, nichts zu unternehmen.104 Die Phase der Entscheidungs-
findung resutliert in „some formal or informal statement of intent on the part of author-
ized public actors to undertake, or refrain from undertaking, some action“105. Für diese 
Phase gehen Howlett und Ramesh auf der Grundlage von Forester’s Modell zu Entschei-
dungsfindungsstilen106 davon aus, dass ein hoch komplexes ‚Policy-Subsystem’107 und 
gleichzeitig hohe Hemmnisse – wie beispielsweise Zeitdruck oder geringe Informationen – 
tendenziell dazu führen, dass es lediglich zu inkrementellen Anpassung bestehender Prog-
ramme kommt und die Entscheidung für neue Optionen und weitreichende Änderungen 
ausbleibt. Komplexe Subsysteme zeichnen sich durch eine Vielzahl an Akteuren mit unter-
schiedlichen Positionen und durch zahlreiche Schauplätze bzw. politische Ebenen und da-
mit meist durch ein hohes Konfliktniveau aus.108 
Der ‚Policy Zyklus’ wurde als Modell häufig kritisiert, da er kaum Kausalitäten aufzeigt und 
damit keine Erklärungen für politischen Wandel liefert. Er will lediglich strukturieren und 
Komplexität reduzieren. Zwar kann argumentiert werden, dass die Konzentrierung auf die 
einzelnen Phasen dazu beigetragen hat, dass sich theoretische Ansätze, wie der ‚Multiple-
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Streams-Ansatz’ entwickelten, die einzelne Phasen genauer betrachten; jedoch sind auch 
diese theoretischen Ansätze durch die Phasen getrennt.109 Allen voran Sabatier kritisierte, 
dass die strikte Phasenaufteilung die Überlagerung der Phasen in der Praxis übersehe. In 
Antwort auf das Phasenmodell entwarf Sabatier das sogenannten ‚Advocacy Coalitions 
Framework’ (ACF), welches über die Phasen und Zyklen und damit über einen längeren 
Zeitraum hinweg dazu dienen soll, Politikwandel zu erklären und einen besonderen Fokus 
auf Akteurskonstellationen legt. Die an einem Politikprozess beteiligten Akteure weisen 
unterschiedliche Konzeptionen der Wirklichkeit sowie unterschiedliche Interessen, Macht-
potentiale und Einflussstrategien auf. Dem ‚Advocacy-Koalitionen- Ansatz’ zufolge, werden 
Akteure eines bestimmten Subsystems in sogenannten ‚Advocacy Koalitionen’ zusammen-
gefasst. Der Ansatz Sabatiers legt dar, dass Akteure sich unter anderem im politischen Pro-
zess engagieren, um ihre ‚handlungsleitenden Orientierungen’ (‚belief systems’) in öffent-
liche Maßnahmen umzusetzen. Akteure einer ‚Advocacy Koalition’ teilen gemeinsame nor-
mative und kausale Vorstellungen über gesellschaftliche Zusammenhänge und die Wirksam-
keit von Instrumenten und stimmen ihre Handlungen bis zu einem gewissen Maße ab. Diese 
‚belief systems’ einer Koalition bestehen aus drei hierarchischen Schichten. Der ‚deep co-
re’ beinhaltet relative stabile grundsätzliche Werthaltungen, wie zum Beispiel die Zugehö-
rigkeit zu einem politischen Lager. Diese erstrecken sich über alle ‚Policy-Subsysteme’. 
Bezogen auf ein spezielles Subsystem umfasst der ‚policy core’ unter anderem die spezifi-
sche Wahrnehmung von Kausalzusammenhängen und Problembedeutung sowie Präferenzen 
für bestimmte Werte und Politikinstrumente. Sekundäre Aspekte eines ‚belief systems’ 
sind deutlich enger gefasst, stark themenbezogen und umfassen beispielsweise konkrete 
instrumentelle Entscheidungen. Überzeugungen des ‚deep core’ sind in der Regel wenig an-
fällig für Wandel. ‚Policy-core-Überzeugungen’ wiederum bilden die Grundlage für den Zu-
sammenhalt von Koalitionen. Sabatier geht davon aus, dass durch Lernprozesse zwar se-
kundäre Aspekte des ‚belief systems’ einer Koalition, wie beispielsweise Taktiken, verän-
dert werden können, jedoch die Kernaspekte nur durch externe nicht-kognitive Faktoren 
beeinflusst werden. Externe Einflüsse sind beispielsweise der Wandel der technischen oder 
sozioökonomischen Bedingungen oder der öffentlichen Meinung und ein Regierungswechsel. 
Wichtige externe Einflüsse können auch Entscheidungen aus anderen Subsystemen ausü-
ben. Auch einschneidende Ereignisse innerhalb des Subsystems können Kernüberzeugungen 
in Frage stellen. Insgesamt beeinflussen diese Ereignisse wiederum die Argumentations-
grundlagen, Handlungsmöglichkeiten,  Machtverhältnisse und Überzeugungen der Akteure. 
‚Policy-Wandel’ erklärt sich folglich einerseits durch Lernprozesse, welche ausgelöst durch 
Erfahrung und neue Informationen vor allem sekundäre Aspekte des ‚belief systems’ be-
einflussen können und erklärt sich andererseits durch einschneidende Ereignisse, welche zu 
einer Veränderung der Kernüberzeugungen führen und die Restriktionen und Handlungs-
möglichkeiten der Akteure verändern können. Minderheitskoalitionen innerhalb des Subsys-
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tems müssen die Handlungsgelegenheiten, die sich durch diese Ereignisse ergeben, ge-
schickt zu nutzen wissen. In der Regel erfolgen wesentliche Veränderungen auf Grund ein-
schneidender Ereignisse und weniger auf Grund von Lernprozessen.110  
Bei einer fundierten Analyse nach dem ACF sollte eine Zeitperspektive von einem Jahr-
zehnt oder mehr betrachtet werden, um den Prozess des ‚Policy-Wandels’ zu verstehen. In 
dieser Arbeit wird jedoch nur ein sehr begrenzter Zeitraum und eine sehr spezifische Dis-
kussion innerhalb eines breiten ‚Policy Subsystems’ analysiert. Dennoch dient das ACF hier 
als Orientierungsrahmen, um Interessenkonstellationen und ihre ‚belief systems’ zu erfas-
sen und zu strukturieren und so nachzuvollziehen, welche Koalition ihre Überzeugungen 
durchsetzen konnte. 
3.2 Thesenbildung 
Sowohl Kingdons ‚Multiple-Streams-Ansatz’ als auch Foresters Analyse der „boundedness of 
rational administrative action“ betonen die Ambiguität im Politikprozess. Rationale Ent-
scheidungsfindung wird in der Regel durch unvollständige Informationen, mehrdeutige 
Problemlagen und Zeitdruck fast unmöglich.111 Howlett und Ramesh gehen, wie im voran-
gegangen Abschnitt dargestellt, in Anlehnung an Forester davon aus, dass in komplexen 
Subsystemen –  je nachdem wie ausgeprägt Hemmnisse, wie Zeitdruck und Unsicherheiten 
(komplexe Problem- und schwierige Informationslagen) sind – nur mit inkrementellen bis 
optimierenden Anpassungen zu rechnen ist. Sind die Hemmnisse im Entscheidungsprozess 
hoch, werden zudem Verhandlungslösungen bevorzugt. Komplexe Problemlagen zeichnen 
sich dadurch aus, dass unterschiedliche Problemdefinitionen und -interpretationen beste-
hen. In schwierigen Informationslagen sind Informationen nicht perfekt und auch umstrit-
ten.112 Ist die Zeit knapp, können Optionen nicht systematisch abgewogen, ausgearbeitet, 
vorbereitet und Folgen vollständig abgeschätzt werden.113 Kingdon sieht einen Grund dafür, 
dass ein Politikfenster nicht genutzt wird, darin, dass keine unumstrittene Problemlösungs-
option zur Verfügung steht, die bereits ausgearbeitet ist und damit „ready to go“.114„Sind 
Probleme und Präferenzen nicht eindeutig, sondern ambig und ist Zeit knapp, dann ist ra-
tionales Abwägen und die Suche nach der nutzenmaximierenden Option ein vergebliches 
Unterfangen“, so auch Rüb.115  
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Howlett und Ramesh definieren als Kriterien für die Komplexität des Subsystems die Anzahl 
der Akteure und Schauplätze. Umstrittene Informations- und Problemlagen führen in der 
Regel auch dazu, dass unterschiedliche Interessengruppen bestehen, die in den Worten Sa-
batiers Maßnahmen durchsetzen wollen, die ihren ‚belief systems’ entsprechen. Der Status 
quo wird dann beibehalten, wenn die dominante Koalition ihre Interessen und Kernüber-
zeugungen weiterhin durchsetzen kann. Kingdon hält fest: “Much of the time, a balance of 
organized forces mitigates against any change at all”.116  
Unter 2.5 und 2.6 wurde deutlich, dass die Ausgestaltungselemente einer Netz AG umstrit-
ten sind. Auch in der Vergangenheit konnte sich, wie unter 2.3 dargstellt, die Idee einer 
einheitlichen deutschen Übertragungsnetzgesellschaft gegen die Interessen der ÜNB nicht 
durchsetzen. Da die Gründung einer Netz AG sowohl einen Einschnitt in die Regelzonen-
struktur, als auch in die bisherigen Eigentumsverhältnisse bedeuten würde, kann sie als 
weitreichende Veränderung bezeichnet werden. Diese Arbeit geht daher von der These 
aus, dass die Tatsache, dass es bisher nicht zur Gründung einer ‘Netz AG’ kam, auf die 
Komplexität des Subsystems sowie eine unsichere und umstrittene Informations- und Prob-
lemlage und Entscheidungsdruck zurückzuführen ist.  
4 Die Diskussion um eine Netzgesellschaft im Zeitraum von 2007 bis 
2009 
4.1 Die Akteure und ihre Interessen 
Im Folgenden werden die Interessen der relevanten Akteure in Deutschland geschildert. 
Angesichts der deutlichen Kontroverse um OU wird eine Aufteilung der Akteure in eine Koa-
lition pro und eine Koalition contra OU vorgenommen. Der Aspekt der Entflechtung kann 
als ‚policy core belief’ bezeichnet werden. Er hat die Debatte im Untersuchungszeitraum 
grundlegend geprägt und die bestehende Kontroverse hat dazu beigetragen, dass bisher 
keine politische Einigung gefunden wurde, in welcher Form die deutschen Übertragungs-
netze zusammengeführt werden. Darüber hinaus werden die Positionen der Akteure hin-
sichtlich einer Zusammenlegung der Regelzonen und einer staatlichen Beteiligung an einer 
‘Netz AG’ erfasst. Die Akteure der ersten Koalition bevorzugen, neben der eigentumsrech-
tlichen Entflechtung, überwiegend eine staatliche Beteiligung an einer potentiellen ‘Netz 
AG’. Hierdurch sehen sie das gesellschaftliche Interesse am Betrieb und Ausbau der Netze 
sichergestellt. Die staatliche Beteiligung wird von den Akteuren der zweiten Koalition ab-
gelehnt. Eine besondere Gruppe innerhalb der zweiten Koalition bilden die Übertragungs-
netzbetreiber. Diese waren zwar anfänglich einheitlich gegen OU, jedoch beschlossen 2008 
E.ON und Vattenfall, ihre Netze zu verkaufen. EnBW und RWE stehen darüber hinaus nicht 
nur der eigentumsrechtlichen Entflechtung ablehnend gegenüber, sondern sprechen sich 
auch gegen eine ‘Netz AG’ aus. 
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4.1.1 Koalition pro eigentumsrechtliche Entflechtung 
Bundesumweltministerium 
Dem BMU obliegt die Federführung im Bereich erneuerbare Energien. Von November 2005 
bis zum Regierungswechsel im Oktober 2009 war SPD-Politiker Sigmar Gabriel Bundesum-
weltminister. Im September 2007 begrüßte der Bundesumweltminister die Vorschläge der 
EU-Kommission im Energiebinnenmarktpaket zur verstärkten Entflechtung der Energiever-
sorgungsunternehmen.117 Bereits im März 2007 hatte der Minister „sowohl eine vollständige 
eigentumsrechtliche Entflechtung oder den Betrieb der Netze durch einen unabhängigen 
Dritten (‚Independent System Operator’)“ als „denkbar“ bezeichnet.118 Eine eindeutigere 
Positionierung des BMU liegt nicht vor. 
Das BMU sieht in der bundesweiten Steuerung der Übertragungsnetze und im koordinierten 
Netzausbau durch eine Gesellschaft eine Chance für die verbesserte Netzintegration von 
erneuerbaren Energien und einen kosteneffizienten Wälzungs- und Regelenergiemechanis-
mus. Durch die erzielten Kostensenkungen können außerdem Strompreiserhöhungen in Fol-
ge umweltpolitischer Maßnahmen ausgeglichen werden.119 Darüber hinaus fordert das BMU 
eine bundesweite ‘Netz AG’ mit mindestens 25,1 % staatlicher Beteiligung.120  
Bundestagsfraktion Bündnis 90/ Die Grünen 
Die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen forderte im Oktober 2008 von der Bundesregierung die 
Gründung einer von der Stromerzeugungswirtschaft unabhängigen Netzgesellschaft mit ei-
ner Mehrheitsbeteiligung der öffentlichen Hand.121 Die Fraktion unterstützte die Präferenz 
der Kommission für eine eigentumsrechtliche Trennung von Netzbetrieb und Stromerzeu-
gung. An einer Netzgesellschaft sollen Bund, Länder und Kommunen die Mehrheit der An-
teile halten, zusätzlich private Investoren eingebunden und die Stromversorger von der Be-
teiligung ausgeschlossen werden. Zielsetzungen einer ‘Netz AG’ seien unter anderem faire 
Netzzugangsbedingungen, ausreichende Netzinvestitionen und eine transparente Berech-
nung der Netzentgelte und eine enge Kooperation mit der BNetzA. Die Fraktion forderte 
die Bundesregierung auf, „die gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen, um eine eigen-
tumsrechtliche Entflechtung sowie die Gründung einer Netzgesellschaft auf nationaler 
Ebene zügig umzusetzen“.122 
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Bundestagsfraktion Die Linke 
Die Linke im Bundestag fordert eine 100-prozentige Übernahme der Stromnetze durch die 
öffentliche Hand.123 Als E.ON den Verkauf seines Übertragungsnetzes beschloss, forderte 
Die Linke die Bundesregierung auf, das Übertragungsnetz zu erwerben.124 
Netznutzer und Verbraucher 
Der Bundesverband Neuer Energieanbieter e.V. (BNE) vertritt die Interessen neuer Anbie-
ter, Lieferanten und Erzeuger, die zur Versorgung ihrer Kunden auf die Netze Dritter an-
gewiesen sind. Mitglieder sind sowohl Anbieter von ‚Ökostrom’ wie Lichtblick als auch aus-
ländische Anbieter wie zum Beispiel die dänische DONG Energy Gruppe. Allerdings sind 
auch die EnBW-Tochter Yellow Strom sowie die RWE-Tochter Eprimo als Vertriebsgesell-
schaften Mitglieder beim BNE.125 Neue Anbieter haben ein grundlegendes Interesse an sin-
kenden Netzkosten und damit sinkenden Netznutzungsentgelten sowie an einem Netzaus-
bau, um Einspeiseunterbrechungen möglichst zu vermeiden.126 Der BNE spricht sich für OU 
nicht nur auf der Ebene der Übertragungsnetze, sondern auch auf der Ebene der Verteil-
netze aus. Noch dringlicher als die vertikale Entflechtung der Netze sei jedoch die horizon-
tale Entflechtung auf der Erzeugerstufe.127 Der Geschäftsführer des BNE relativierte jedoch 
auch in Hinblick auf die Interessen der Mitglieder, sein Verband sehe in der eigentumsrech-
tlichen Entflechtung zwar prinzipiell eine gute Lösung, ein milderer Weg sei jedoch erstmal 
zu bevorzugen.128 Darüber hinaus setzt sich der BNE für eine einheitliche Regelzone ein.129 
Neue Anbieter haben ein grundsätzliches Interesse an einer Vereinfachung der administra-
tiven Abwicklung mit den ÜNB, welche durch Zentralisierung der Systemdienstleistungen 
bei nur einer Regelzone erreicht werden könnte.130 Eine ‘Netz AG’ fordert der Verband 
nicht. 
Der Bundesverband Erneuerbare Energien (BEE)131 sprach sich als Dachverband der EE-
Branche für ein vollständiges OU aus. Diese könne dazu beitragen, den Herausforderungen 
der Aufnahme wachsender Mengen erneuerbarer und dezentral erzeugter Energien gerecht 
zu werden und Anschlussverweigerungen auf Grund von Netzüberlastungen zu vermei-
den.132 Darüber hinaus forderte der BEE eine einheitliche Regelzone und eine ‘Netz AG’ mit 
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Beteiligung der öffentlichen Hand.133 Ebenfalls auf die Seite der neuen Anbieter stellte sich 
der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) als Vertreter der privaten Stromverbrau-
cher. Das OU sei dem „überbürokratischen“ ISO-Modell vorzuziehen so der vzbv und die 
Gründung einer ‘Netz AG’ könne den Wettbewerb forcieren.134 Die Zusammenlegung der 
Regelzonen habe außerdem preissenkende Wirkung.135 Der VIK äußerte sich bezüglich der 
eigentumsrechtlichen Entflechtung zwar zögerlicher; grundsätzlich sei die Opposition der 
Regierung angesichts der bestehenden Probleme jedoch übereilt und der Vorschlag der EU-
Kommission müsse geprüft werden.136 Darüber hinaus unterstützte der VIK die Forderung 
nach einer ‘Netz AG’ und damit einer einheitlichen Regelzone.137 
4.1.2 Koalition contra eigentumsrechtliche Entflechtung 
Übertragungsnetzbetreiber 
Die vier Verbundunternehmen RWE, E.ON, Vattenfall und EnBW gelten als vertikal integ-
rierte Unternehmen, da sie nicht nur im Bereich der Energieerzeugung sondern auch auf 
den Wertschöpfungsstufen Verteilung (Netz) und Vertrieb tätig sind. Es ist davon auszuge-
hen, dass für alle vier großen Energieversorgungsunternehmen der Bereich Stromerzeugung 
und Handel den wichtigsten Cashflow darstellt, auch wenn dies den Konzernberichten nicht 
in ausreichender Aufschlüsselung zu entnehmen ist.138  Der Anteil dieser Unternehmen an 
der gesamten Kraftwerksleistung in Deutschland liegt bei über 80 %.139 E.ON und RWE hat-
ten 2007 alleine einen Anteil von 57 % an der erzeugten Netto-Strommenge.140 Dabei verfü-
gen die vier Unternehmen als einzige über ein Kraftwerksportfolio, welches alle Lastzeiten 
abdecken kann.141  
Bis Ende 2009 waren alle vier EVU in Deutschland auch Betreiber des Übertragungsnetzes. 
Als solche haben sie grundlegendes Interesse daran, dass der Netzbetrieb einen profitablen 
Geschäftsbereich darstellt.142 Der Netzbetrieb verliert aus Sicht der ÜNB allerdings an At-
traktivität, da die Netzrendite durch staatliche Regulierung beschränkt wird. Es gebe daher 
nur unzureichenden Anreiz, Ersatz- und Erweiterungsinvestitionen zu tätigen.143 Die Attrak-
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tivität des Netzbetriebes hängt somit sehr stark von den rechtlichen Rahmenbedingungen 
ab. Die Investitionen in die Stromnetze lagen 2007 bis 2009 immer hinter den geplanten 
Jahresausgaben zurück.144 Prinzipiell ist ein ausreichender Netzausbau für alle vier Unter-
nehmen angesichts ihrer bedeutenden Stromerzeugungskapazitäten allerdings eine wichti-
ge Voraussetzung, um zu vermeiden, dass eigene Kapazitäten vorübergehend vom Netz ge-
nommen werden müssen, um EEG-Anlagen die vorrangige Einspeisung zu gewähren. Jedoch 
sind die Regelzonen der vier ÜNB unterschiedlich stark insbesondere von der zunehmenden 
Windeinspeisung betroffen. In unterschiedlichem Ausmaß investieren die Konzerne auch 
selbst im Bereich erneuerbare Energien und haben somit Interesse, die Netzanbindung die-
ser Anlagen sicherzustellen.145 
RWE  
RWE stand 2008 nach eigenen Angaben, nach dem Unternehmen Electricité de France, mit 
7 % an zweiter Stellte in Bezug auf die gesamte Stromerzeugung in Europa. In Deutschland 
hielt das Unternehmen einen Marktanteil von 29 %, und ist damit der größte Stromerzeuger 
in Deutschland, gefolgt von E.ON (19 %), Vattenfall (12 %) und EnBW (11 %).146  
Im Juli 2009 wurde die RWE Transportnetz Strom GmbH aus der Vertriebs- und Netztochter 
RWE Energy AG herausgelöst. Seit September 2009 wird das Übertragungsnetz  von der 
Konzerntochter Amprion geführt.147 Amprion betreibt mit 11.000 km nach Angaben des Un-
ternehmens das längste Höchstspannungsnetz in Deutschland.148 Das Unternehmen soll als 
ITO ausgestaltet werden und damit die Anforderungen des dritten Energiebinnenmarktpa-
ketes erfüllen. „Amprion ist der Beleg dafür, dass es keiner staatlichen Netzgesellschaft 
bedarf, um Wettbewerb, Netzinvestitionen und Versorgungssicherheit auf höchstem Niveau 
sicher zu stellen“ so Hans-Jürgen Brick, Geschäftsführer des Unternehmens.149 Einen Ver-
kauf seines Netzes lehnte das Unternehmen bisher entschieden ab. 
Amprion obliegt mit der Systemführung in Brauweiler bei Köln die Koordination des Ver-
bundbetriebes in Deutschland, das heißt, es koordiniert die Übertragungen zwischen den 
vier deutschen Übertragungsnetzbetreibern sowie auch innerhalb des gesamten nördlichen 
Teils des europäischen Übertragungsnetzes.150 RWE äußerte bereits wiederholtes Interesse, 
als so genannter ‚Zentralregler’, die Systemführerschaft bei einer Zusammenlegung der 
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vier deutschen Regelzonen  zu übernehmen.151 Zusätzlich bot das Unternehmen bereits im 
Sommer 2008 an, die Netzausbauplanung in Deutschland zu koordinieren.152 
E.ON 
Deutschland ist für das europaweit tätige Unternehmen der größte Absatzmarkt innerhalb 
seiner ‚Market Unit Central Europe’. In Folge eines Wettbewerbsverfahrens der EU- Kom-
mission gegen das Unternehmen, kündigte E.ON im Februar 2008 an, sein Übertragungsnetz 
verkaufen zu wollen. Im November 2009 verkaufte das Unternehmen das Netz an den nie-
derländischen Übertragungsnetzbetreiber Tennet (vgl. auch 0). Das Höchstspannungsnetz 
in der ehemaligen E.ON-Regelzone hat eine Länge von 10.668 km.153 Das ehemalige E.ON 
Übertragungsnetz umfasst ein Gebiet, in welchem bereits heute und auch in Zukunft weit-
reichende Netzinvestitionen notwendig sind, um die steigende Kapazitäten der Windener-
gie an Land und Offshore an das Netz anzubinden und den Strom in die Verbraucherzentren 
zu transportieren.154 Ende 2008 befanden sich ca. 31 % der insgesamt in Deutschland instal-
lierten Windenergieleistung in der E.ON-Regelzone.155 E.ON betreibt selbst auch Windener-
gieanlagen. In Deutschland errichtete das Unternehmen gemeinsam mit EWE156 und Vatten-
fall den Windpark alpha ventus157  in der Nordsee. Insgesamt verfügte E.ON im März 2008 in 
Deutschland über 194 MW installierte Leistung aus erneuerbaren Energien (davon 184,2 MW 
Onshore Wind und 9,8 MW Biogas).158 Neben dem derzeit gestoppten Steinkohle-
Kraftwerksbau in Datteln (1.100 MW, NRW) plant E.ON den Neubau weiterer Steinkohle-
kraftwerke in Stade (1.100 MW, Niedersachsen) sowie in Staudinger (1.100 MW, Hessen).159 
Noch im September 2007 hatte E.ON den Richtlinienentwurf der EU-Kommission kritisiert. 
Es sei nicht ausreichend belegt, dass OU zu mehr Wettbewerb führe.160 In einem Interview 
mit dem Handelsblatt im März 2008 sprach sich E.ON Chef Bernotat jedoch für die Grün-
dung einer deutschen Netzgesellschaft aus. Der anstehende Verkauf des E.ON Netzes biete 
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eine Chance für die Gründung einer deutschlandweiten ‘Netz AG’, um durch Bündelung 
Synergien zu erzielen.161  
Vattenfall 
Vattenfall Europe ist Tochter des schwedischen Staatskonzerns Vattenfall AB. Dieser agiert 
in Schweden auf einem Markt mit einem unabhängigen Netzbetreiber. 1992 wurden Betrieb 
und Eigentum des Übertragungsnetzes vom Vattenfall Konzern abgetrennt und einer staat-
lichen Erzeugungsgesellschaft (‚Svenska Kraftnät’) übertragen.162 Der Fokus des Vattenfall 
Konzerns liegt folglich auf der Erzeugung und in der Konzernstruktur bildete der deutsche 
ÜNB eine Ausnahme. Vor diesem Hintergrund erscheint der Verkauf der deutschen Übertra-
gungsnetztochter ‚50 Hertz Transmission GmbH’ an den belgischen Netzbetreiber Elia und 
einen australischen Investor weniger überraschend. Bis Anfang 2010 hieß die Tochter ‚Vat-
tenfall Europe Transmission’.163 Das Übertragungsnetz hat eine Länge von 9.500 Kilometern 
und ist nach Angaben des Betreibers für die Netzintegration von 41 % der in Deutschland 
installierten Windenergieleistungen verantwortlich.164 Die Regelzone ist jedoch derzeit nur 
für 19 % des deutschen Stromverbrauchs verantwortlich.165 Das Übertragungsnetz ist im 
Vergleich zu den anderen Übertragungsnetzen in seiner Anlagenstruktur sehr jung.166 Ähn-
lich wie E.ON für die Nordsee war Vattenfall für die Integration der Offshore-Windenergie 
in der Ostsee zuständig. Im Geschäftsbericht von Vattenfall Europe Transmission für 2008 
betonte das Unternehmen die zunehmende Notwendigkeit des Netzausbaus, um den Trans-
port der EEG-Strommenge aus dem Überschussgebiet ‚Nord-Ost’ ins Nachfragegebiet ‚Süd-
West’ zu transportieren.167  
Das Unternehmen Vattenfall Europe Transmission hatte nicht nur die Verpflichtung, er-
neuerbare Energie-Anlagen ans Netz anzuschließen und bevorzugt einzuspeisen, darüber 
hinaus betreibt der Mutterkonzern selbst Windkraftanlagen und hat somit grundlegendes 
Interesse, deren Netzanbindung sicherzustellen und außerdem eine Abschaltung eigener 
fossiler Kraftwerke zugunsten der Einspeisung von Windenergie zu vermeiden. Während die 
gesamten installierten Onshore-Windenergiekapazitäten des Unternehmens eher gering 
ausfallen,168 beteiligt sich Vattenfall mittlerweile an deutlich größeren Offshore-
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Windprojekten in Deutschland.169 Darüber erweitert Vattenfall derzeit sein bestehendes 
Braunkohlekraftwerk Boxberg in der Oberlausitz um 675 MW, welche bis 2011 an das Netz 
angeschlossen werden sollen170 und baut in Hamburg-Moorburg ein neues Steinkohlekraft-
werk mit 1.640 MW, welches bis 2012 an Netz gehen soll.171 
Vattenfall sprach sich gegen die Zusammenlegung der vier Regelzonen aus, da sich Kosten-
entlastungen auch durch eine Optimierung der Koordination der Regelzonen erreichen lie-
ßen. Gleichzeitig blieben so die Regelzonen als ‚Sicherheitszellen’ erhalten. Bei einer ein-
heitlichen Regelzone würde das Risiko überregionaler Stromausfälle steigen. Ende 2008 ei-
nigte sich Vattenfall Transmissions mit den Übertragungsnetzbetreibern von EnBW und 
E.ON auf ein optimiertes Regelenergiekonzept (so genannter ‚Netzregleverbund’) Vatten-
fall stelle sich zwar nicht grundsätzlich gegen eine deutsche Netzgesellschaft. Die bürokra-
tischen Herausforderungen der Gründung und Umsetzung einer solchen Gesellschaft könn-
ten jedoch zur Verzögerung der dringend notwendigen Investitionen in das Netz führen.172  
EnBW 
Das Unternehmen Energie Baden-Würtemberg (EnBW) gehört seit 2000 zu großen Teilen 
dem Französischen Unternehmen Electricité de France.173 2009 betrug der Aktionärsanteil 
von EDF ca. 45,01 %.174 Weiterer Hauptaktionär ist der Zweckverband Oberschwäbische 
Elektrizitätswerke (OEW) mit ebenfalls 45,01 %. Der OEW ist ein Zusammenschluss von Ge-
bietskörperschaften und Kommunen.175 Im Bereich erneuerbare Energien spielt bei EnBW 
vor allem die Wasserkraft eine große Rolle. Sonstige erneuerbare Energien beliefen sich 
2008 auf nur 97 MW Erzeugungskapazität.176 Das Höchstspannungsnetz in der EnBW Regel-
zone hat eine Länge von 4049 km und ist somit das kleinste unter den vier deutschen Über-
tragungsnetzen. Das Transportnetz wird von der EnBW Transportnetze GmbH betrieben.177 
Die Regelzone von EnBW spielt eine wichtige Rolle im internationalen Stromtransfer in be-
sondere mit Frankreich und der Schweiz.178  
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EnBW sprach sich eindeutig gegen den Verkauf seines Netzes sowie eine deutsche ‘Netz 
AG’ aus. Das Unternehmen teilt die Ansicht Vattenfalls, dass sich Einsparungen auch durch 
eine bessere Kooperation der Netzbetreiber erreichen ließen, ohne dass eine einheitliche 
Regelzone geschaffen werden müsse. Das Unternehmen betont darüber hinaus, es weise 
die günstigsten Netzgebühren in Deutschland auf und fürchte, nach einem Zusammen-
schluss in einer einheitlichen Regelzone diese geringen Kosten nicht mehr gewährleisten zu 
können; dies vor allem angesichts der geringen Größe des Unternehmens und der daraus 
abzuleitenden geringeren Beteiligung an einer Netzgesellschaft im Vergleich zu den drei 
anderen Energieversorgungsunternehmen.179  
Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft 
Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) vertritt als Spitzenverband 
insgesamt 1.800 Unternehmen der Erdgas-, Strom und Fernwärmeversorgung sowie der 
Wasser- und Abwasserwirtschaft gegenüber Politik, Fachwelt, Medien und Öffentlichkeit. 
Der Verband entstand im Herbst 2007 durch Fusion der Verbände BGW, VDEW, VDN und 
VRE und vertritt somit sowohl Stromerzeuger als auch Netzbetreiber.180 Die vier großen 
deutschen Energieversorgungsunternehmen sind alle Mitglieder des BDEW. Der BDEW lehnt 
OU der EVU als auch den ISO-Vorschlag „als verdeckte Form des Ownership Unbundling“ 
ab.181 Auf nationaler Ebene äußerte sich der BDEW vor allem kritisch hinsichtlich der Aus-
gestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen für die Netzinvestitionen, wie sie die An-
reizregulierung oder das Energieleitungsausbaugesetz schaffen.182 In der Frage, ob alle 
Übertragungsnetze in einer ‘Netz AG’ zusammengeführt werden sollten, als auch zu den 
Überlegungen bezüglich des Regelzonenbetriebes hält sich der BDEW zurück, was sich 
durch die unterschiedlichen Positionierungen seiner Mitglieder erklärt. 
Bundeswirtschaftsministerium 
Dem BMWi obliegt die Federführung im Ressort Energiepolitik. Das Ministerium ist daher 
auch für den Bereich der Regulierung der Stromnetze zuständig. Diese wird gemeinsam mit 
der BNetzA betrieben. Von November 2005 bis Februar 2009 war CSU-Politiker Michael Glos 
Bundeswirtschaftsminister. Er wurde im Februar 2009 von CSU-Politiker Karl-Theodor Frei-
herr von und zu Guttenberg abgelöst. 
Das BMWi bezieht eine sehr kritische Haltung in Bezug auf OU und stellt deren positive 
Wirkung für mehr Wettbewerb auf dem Strommarkt grundsätzlich in Frage. Zunächst müsse 
geprüft werden, „ob sich die mit ihr verfolgten Ziele nicht mit anderen, milderen Mitteln 
ebenso gut erreichen lassen“. OU sei lediglich „ultima ratio“, falls sich andere Maßnahmen 
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als unwirksam erweisen sollten.183 Das Ministerium sieht jedoch in einer Zusammenlegung 
der Übertragungsnetze in einer ‘Netz AG’ grundsätzlich die Möglichkeit, Synergien zu he-
ben und somit Kosten zu senken.184  
Bundesnetzagentur 
Die Bundesnetzagentur (BNetzA) ist eine selbständige Bundesbehörde im Geschäftsbereich 
des BMWi.  Die Zuordnung zum Geschäftsbereich des BMWi bedeutet, dass die BNetzA als 
untergeordnete Behörde dem BMWi gegenüber weisungsgebunden ist. Adressat ministeriel-
ler Weisung ist der Präsident der Regulierungsbehörde. Regulierungsentscheidungen der 
BNetzA nach EnWG werden in sogenannten Beschlusskammern getroffen (§ 59 EnWG), was 
die politische Unabhängigkeit der Entscheidungen sichern soll. Die tatsächliche Unabhän-
gigkeit der Beschlusskammern und die Ausmaße der Weisungsgebundenheit sind jedoch 
umstritten, auch weil die Beschlusskammern von den „eindeutig weisungsgebundenen 
Fachabteilungen“ der Behörde unterstützt werden.185 Besonders die Mitsprache des BMWi 
bei Personalentscheidungen eröffnet dem Ministerium Möglichkeiten zur Einflussnahme. 
Somit ist die BNetzA „auf unklarer Armeslänge von der Exekutive angesiedelt, die Ausü-
bung der bestehenden Rechts- und Fachaufsicht lässt grundsätzlich eine relativ enge Steue-
rung der Regulierungstätigkeit durch das Bundeswirtschaftsministerium zu.“186 Angesichts 
des Einflusses der Energiewirtschaft auf das BMWi ist somit die Unabhängigkeit der BNetzA 
zu relativieren.187 Seit 2001 ist Matthias Kurth, ehemaliger Staatsekretär im hessischen 
Wirtschaftsministerium Präsident der Behörde. Johannes Kindler, vorher im BMWi und im 
Bundeskanzleramt tätig, ist seit 2007 Vizepräsident unter anderem für den Aufgabenbe-
reich Energieregulierung.188 Im Zuständigkeitsbereich Energiewirtschaft trifft die Behörde 
auf Grundlage des Energiewirtschaftsgesetzes Regulierungsentscheidungen in Bezug auf die 
Netze. In den Aufgabenbereich der BNetzA fallen unter anderem die Genehmigung der 
Netzentgelte, die Verhinderung und Beseitigung von Hemmnissen beim Netzzugang und die 
Standardisierung von Netzanschlussbedingungen für neue Kraftwerke.189 Um die Akzeptanz 
neuer Regelungen zu erhöhen und auf das Wissen der Unternehmen zurückzugreifen, führt 
die BNetzA mit den betroffenen Verbänden Konsultationsverfahren durch. Ein solches wur-
de auch bei der Entwicklung des Systems der Anreizregulierung durchgeführt.190 Die enge 
Zusammenarbeit der Behörde mit den Unternehmen kann jedoch negative Auswirkungen 
auf die Regulierungsentscheidungen haben, gerade wenn die Behörde bei komplexen tech-
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nischen Fragen auf den Sachverstand und die Informationen der Übertragungsnetzbetreiber 
angewiesen ist und diese ihre Interessen durchsetzen können.191 
Die BNetzA spricht sich sowohl für die Schaffung einer einheitlichen Regelzone als auch für 
die Gründung einer ‘Netz AG’ aus, in welcher die vier Übertragungsnetze zusammengelegt 
werden.192 Vorteile einer ‘Netz AG’ ergeben sich nach Ansicht der BNetzA, da nur ein Ans-
prechpartner Marktprozesse und Handel vereinfacht, deutschlandweit ein einheitliches 
Netzentgelt besteht und durch Vereinheitlichung von Planung, Bau und Betrieb technische 
Verfahren vereinfacht werden und Kosten sinken. Einheitliches Auftreten stärke zudem die 
deutsche Verhandlungsposition in Europa.193 
Die BNetzA könne jedoch die Zusammenlegung der Übertragungsnetze lediglich begleiten, 
nicht jedoch „regulatorisch erzwingen“.194 Die Befürwortung einer ‘Netz AG’ durch die 
BNetzA bedeutet jedoch nicht, dass diese auch hinter der vollständigen eigentumsrechtli-
chen Entflechtung steht. Sie unterstützte vielmehr den von Deutschland und weiteren 
Mitgliedstaaten geforderten so genannten ‚Dritten Weg’.195 
Monopolkommission  
Die Monopolkommission tritt als unabhängiges Beratungsgremium für die Bundesregierung 
auf den Gebieten Wettbewerbsrecht und Regulierung auf. Sie erstellt alle zwei Jahre ein 
Hauptgutachten und regelmäßig ein Sondergutachten zur Wettbewerbsentwicklung auf den 
Märkten der leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizität und Gas.196 
Die Monopolkommission befürwortet eine Zusammenlegung der vier Regelzonen. Es lägen 
keine überzeugenden technischen Argumente beispielsweise im Bereich der Systemsicher-
heit vor (wie sie von einigen ÜNB vorgebracht wurden), die zwingend für den Erhalt der 
derzeitigen historisch gewachsenen Struktur sprächen.197 Bezüglich der Entflechtungsvor-
schläge der EU-Kommission gibt sie zu bedenken, dass diese − neben der eigentumsrechtli-
chen Problematik −  möglicherweise auch Investitionsanreize reduzieren könnten, da der 
eigentumsrechtlich entflochtene Netzbetreiber ohne eigene Erzeugungskapazitäten ein ge-
ringeres Interesse an der Netzsicherheit habe. Prinzipiell sieht die Monopolkommission in 
der eigentumsrechtlichen Entflechtung nicht das angemessene Instrument, um kurzfristig 
das Problem der horizontalen Konzentration auf der Stufe der Stromerzeugung zu bekämp-
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fen und spricht sich für ein Moratorium für die Erweiterung der Erzeugungskapazitäten 
aus.198  
CDU/ CSU-Bundestagsfraktion 
Die CDU/ CSU-Fraktion bildete im Untersuchungszeitraum gemeinsam mit der SPD die Re-
gierungskoalition. Die Fraktion sprach sich im Sinne des Vorgehens der Bundesregierung auf 
EU-Ebene gegen OU aus. „Staatlich angeordnete Zwangsveräußerung, am Ende noch ver-
bunden mit einer Verstaatlichung der Netze“, würden den Wettbewerb bremsen.199 Eine 
staatliche Beteiligung an den Stromübertragungsnetzen wird folglich ausgeschlossen.200 
Darüber hinaus fordert die Fraktion eine einheitliche Regelzone für Deutschland, ohne sich 
damit jedoch auf die Gründung einer deutschen Netzgesellschaft festzulegen.201 Eine ein-
heitliche Netzgesellschaft wird jedoch auch nicht grundlegend abgelehnt. Die Konzerne 
sollen sich jedoch aufgrund betriebswirtschaftlicher Überlegungen für ein gemeinsames 
Vorgehen und eine freiwillige Kooperation entscheiden.202 
SPD-Bundestagsfraktion 
Die Bundestagsfraktion der SPD unterstützte den ‚Dritten Weg’, welchen Deutschland auf 
EU-Ebene voranbrachte.203  Bisher sei nicht bewiesen, „dass strategische Investoren, Pensi-
ons- oder Infrastrukturfonds ein Netz besser, günstiger und diskriminierungsfreier betrei-
ben können als die bisherigen Inhaber“ so der energiepolitische Sprecher der Fraktion, Rolf 
Hempelmann. Die Fraktion schließe eine „gewisse Minderheitsbeteiligung des Staates an 
der einheitlichen Netzgesellschaft“ nicht aus, ziehe jedoch als Alternative auch eine Stär-
kung der Rolle der BNetzA in Erwägung.204 Vorrangig solle eine Netzgesellschaft privatwirt-
schaftlich organisiert sein. Eine Beteiligung des Staates sei bei einer Minderheitsbeteiligung 
mit einer Sperrminorität von 25,1 % denkbar.205 Jedoch sprach die Fraktion nicht mit einer 
Stimme. So forderte der Abgeordnete Hermann Scheer die eigentumsrechtliche Entflech-
tung der Netze, „wobei die Netze in öffentlicher Hand liegen müssten, damit sie wirklich 
neutral gemanagt werden“.206 Ebenfalls deutlich für eine staatliche Beteiligung sprach sich 
der Abgeordnete Ulrich Kelber aus.207 Auch der Abgeordnete Björn Böhning betonte, eine 
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Teilverstaatlichung und eine Zusammenführung in einer ‚Netz AG’ sei notwendig, um die 
Übernahme der zum Verkauf stehenden Netze durch ‚Heuschrecken’ zu verhindern.208 
FDP-Bundestagsfraktion 
Die FDP-Fraktion befürwortete die Gründung einer nationalen ‘Netz AG’, welcher Eigen-
tum, Verantwortung für den Betrieb, die Instandhaltung der Netze und den Netzausbau 
übertragen wird. An der ‘Netz AG’ könnten die derzeitigen ÜNB Anteile im Wert ihrer Net-
ze erwerben, ohne dass sie jedoch über Investitionen entscheiden. Somit könnten nicht nur 
Effizienzpotentiale ausgeschöpft, sondern auch das Diskriminierungspotential  gegenüber 
neuen Anbietern reduziert werden. Die Fraktion lehnt jegliche staatliche Beteiligung an ei-
ner Netzgesellschaft ab.209 
4.1.3 Zusammenfassung der Akteursinteressen 
Abbildung 2 verdeutlicht, dass zwar alle staatlichen Akteure prinzipiell eine ‘Netz AG’ und 
damit eine einheitliche Regelzone befürworten, jedoch unterschiedliche Vorstellung von 
der konkreten Ausgestaltung bestehen. Während die Umsetzung einer ‘Netz AG’ für die Be-
fürworter der eigentumsrechtlichen Entflechtung neben der Ausschöpfung von Effizienzpo-
tentialen auch die Verwirklichung der Vorteile der vollständigen Entflechtung bedeutet, 
stehen für deren Gegner die Synergie- und Kosteneffekte einer ‘Netz AG’ im Vordergrund. 
Gleichzeitig besteht wenig Einigkeit unter den ÜNB und damit auch innerhalb der Koalition 
contra OU. 
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Abbildung 2: Übersicht der Akteursinteressen 
 
Quelle: eigene Darstellung  
Nicht in der Abbildung zum Ausdruck kommen die unterschiedlichen Positionen der Akteure 
bezüglich der notwendigen Schritte zur tatsächlichen Umsetzung einer ‘Netz AG’. Neben 
einer freiwilligen Zusammenlegung der Regelzonen oder der freiwilligen Einbringung der 
Netze in eine neue Gesellschaft, besteht die Möglichkeit, die Schaffung einer Netzgesell-
schaft gesetzlich anzuordnen. Eine Vorstufe wäre die Anordnung einer stärkeren Zusam-
menarbeit durch die BNetzA im Rahmen ihrer bisherigen Ermächtigungsgrundlagen. Wäh-
rend die FDP-Fraktion und auch die Grünen eine Verpflichtung der Netzbetreiber, ihre Net-
ze in eine Gesellschaft einzubringen, begrüßen würden, betont die CDU/CSU-Fraktion und 
auch das BMWi, eine Netzgesellschaft müsse durch die freiwillige Kooperation der ÜNB zu-
stande kommen. Die BNetzA vertritt einen ähnlichen Standpunkt und sieht keine Möglich-
keit für eine erzwungene Netzgesellschaft. Bei der Ablehnung einer erzwungenen Netzge-
sellschaft wird vor allem mit Grundrechtsbedenken argumentiert. Besonders die Vor- und 
Nachteile der verschiedenen Optionen hinsichtlich ihrer Effizienzgewinne und somit die 
Verhältnismäßigkeit des Eingriffs sind umstritten. Darüber hinaus sind schwierige Enteig-
nungs- und Entschädigungsfragen, die selbst im Falle einer Beteiligung der ÜNB an der 




Netzgesellschaft kritisch beurteilt werden, noch nicht abschließend geklärt.210 So führen 
auch Broderson und Nabe in ihrem Gutachten für die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen an, 
die Überführung der Netze in eine unabhängige Gesellschaft müsste vorsichtig gestaltet 
werden, „da aus einer nicht-freiwilligen Übernahme langwierige Rechtsstreitigkeiten fol-
gen können, die dringend erforderliche Investitionen bis zum Abschluss des Verfahrens ver-
zögern könnten“.211 Eine freiwillige Zusammenlegung der Regelzonen oder sogar die Grün-
dung einer ‘Netz AG’ auf Initiative der ÜNB ist jedoch angesichts der divergierenden Inter-
essen bisher schwierig. 2009 wurde  durch das BMWi durch den Einsatz eines Moderators 
der Versuch unternommen, gemeinsam mit den ÜBN Optionen für die Neuordnung der 
Übertragungsnetze auszuloten. Wie die folgende Analyse zeigen wird, endeten die Gesprä-
che jedoch ohne Ergebnis.  
4.2 Analyse der Politikprozesse auf Bundesebene 
Im Folgenden wird in einem ersten Teil die im Untersuchungszeitraum verabschiedete 
Rechtsetzung mit Relevanz für die Übertragungsnetzbetreiber analysiert, da diese deren 
Handlungsrahmen maßgeblich verändert. Die Anreizregulierung und die KraftNAV bilden 
Teil des Maßnahmenpaketes des BMWi zur Intensivierung des Wettbewerbs im Bereich der 
leitungsgebundenen Energieversorgung. Dieses „Bündel von direkt wirkenden Maßnahmen“ 
sei sinnvoller als eine Eigentumsentflechtung, so das BMWi.212 Die Regulierung setzt unter 
anderem bei den unter 2.4 geschilderten Defiziten an. Die Anreizregulierung soll den effi-
zienten Netzbetrieb sicherstellen, die KraftNAV den Netzanschluss transparent, einheitlich 
und diskriminierungsfrei gestalten und das Energieleitungsausbaugesetz den Leitungsaus-
bau beschleunigen. Nicht dargestellt werden in dieser Arbeit die Konsequenzen des EEG 
2009 für die ÜNB, welches jedoch ebenfalls neue Anforderung an den Übertragungsnetzbe-
trieb mit sich bringt.213  
In einem zweiten Teil wird die Debatte um die Gründung einer ‘Netz AG’ chronologisch 
wiedergegeben und analysiert. 
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4.2.1 Neue Rechtsetzung im Untersuchungszeitraum mit Auswirkung auf die ÜNB 
Anreizregulierungsverordnung 
Der „deutsche Sonderweg“ im Rahmen der europäischen Strommarktliberalisierung, wel-
cher vor allem im verhandelten Netzzugang und somit im Verzicht auf weitreichende Regu-
lierung zum Ausdruck kam, wurde mit der Erweiterung der Zuständigkeiten der Regulie-
rungsbehörde auf die Netzmärkte Strom und Gas und schließlich mit der Einführung einer 
Anreizregulierung beendet.214 Ziel der Anreizregulierung ist es, den Netzbetreibern Anreize 
zu geben, eigene Anstrengungen zur Effizienzsteigerung zu unternehmen. Durch die Ent-
kopplung der Erlöse von den Netzkosten innerhalb einer Regulierungsperiode, besteht für 
die Unternehmen die Möglichkeit, höhere Gewinne zu erwirtschaften, wenn sie die Kosten 
senken.215  
Im Vermittlungsverfahren zum Energiewirtschaftsgesetz wurde die zuvor vorgesehene 
selbstständige Einführung einer Anreizregulierung durch die BNetzA rückgängig gemacht 
und mit dem EnWG 2005 in § 21a eine Verordnungsermächtigung zur Einführung einer An-
reizregulierung mit Zustimmung des Bundesrates eingeführt. Die BNetzA hatte zuvor die 
eigenständige Einführung der Anreizregulierung durch die Behörde als „Entpolitisierung der 
Regulierungspraxis“ begrüßt. Abgeordnete der beiden Volksparteien befürchteten jedoch 
bei einer eigenständigen Einführung durch die Regulierungsbehörde eine zu strenge Ausges-
taltung der Anreizregulierung.216  
Die BNetzA hatte nach § 112 EnWG der Bundesregierung bis zum 1. Juli 2006 einen Bericht 
zur Einführung der Anreizregulierung vorzulegen. Mit der Verankerung der Grundzüge einer 
Anreizregulierung im EnWG begann eine „erbitterte Auseinandersetzung“ um die konkrete 
Ausgestaltung, die mehrere Jahre dauern sollte.217 Bereits im Juni 2006 legte die BNetzA 
dem BMWi  den im EnWG vorgesehenen Bericht vor. Die ursprünglich vorgesehene Verab-
schiedung der Verordnung in der ersten Hälfte des Jahres 2007 und der Beginn der Anreiz-
regulierung Anfang 2008 verzögerte sich allerdings, da im breit angelegten Konsultations-
prozess und in der begleitenden politische Diskussion erhebliche Kontroversen bestan-
den.218 Im Juni 2006 reagierten die vier ÜNB auf den Bericht der BNetzA mit einer gemein-
samen Stellungnahme. Darin plädieren sie vor allem für eine großzügige Auslegung der 
‚nicht beeinflussbaren Kosten’, welche nicht in die Berechnung der Erlösobergrenzen ein-
fließen sowie für eine ausreichende Kapitalverzinsung.219  
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Das BMWi legte im April 2007 seinen Referentenentwurf vor. Das Kabinett verabschiedete 
die Verordnung am 13. Juni 2007 parallel zur KraftNAV.220 In einem offenen Brief an die 
Ministerpräsidenten der Länder kritisierte der BNE den Verordnungsentwurf. Die von der 
Regulierungsbehörde ursprünglich vorgesehenen Effizienzvorgaben seien in dem aktuellen 
Verordnungsentwurf der Bundesregierung erheblich abgeschwächt worden.221 Der Bundes-
rat stimmte der Verordnung im September 2007 zu.222 Für Aufsehen hatte ein Änderungs-
vorschlag des Landes Nordrhein-Westfalen im Bundesrat geführt, welcher die Effizienzvor-
gaben aufweiche und ein „weiteres ein Paradebeispiel für die massive Einflussnahme der 
Netzbetreiber auf den Rechtssetzungsprozess in Deutschland“ biete, so der BNE.223 Auch 
Baden-Württemberg setze sich für eine Entschärfung der Anreizregulierung ein. Zwar ent-
schied der Bundesrat einige Änderungen, die massiven Änderungsvorschläge aus Nordrhein-
Westfalen und Baden-Württemberg wurden jedoch abgelehnt.224 Die BNetzA kritisierte die 
„Politisierung der Regulierung“ im Vorfeld der Bundestagsentscheidung.225 Besonders eine 
Kampagne der E.ON-Tochter Syneco prophezeite verheerende volkswirtschaftliche Konse-
quenzen bei einer zu scharfen Anreizregulierung. „Die Kampagne zeigt wieder einmal den 
langen Arm von E.ON. Der Konzern hat ‚seine’ kommunalen Versorger instrumentalisiert - 
schließlich hält E.ON über die ThüGa an allen die Anzeige unterstützenden Stadtwerken 
gesellschaftsrechtliche Anteile.“, so der BNE.226 Auch Donges und Schmidt sprechen im Be-
zug auf die Debatte im Vorfeld der Bundestagsentscheidung von einer „sachfremden Politi-
sierung des Themas.“227 
Die erste Regulierungsperiode der Anreizregulierung sollte nun erst im Januar 2009 begin-
nen. Bis dahin war die BNetzA beauftragt, einen internationalen (ÜNB) und bundesweiten 
(VNB) Effizienzvergleich durchzuführen, um individuelle Effizienzwerte zu ermitteln.228 Auf 
dieser Grundlage erfolgt die Festlegung der Erlösobergrenzen zum Abbau der ermittelten 
Ineffizienzen.229 Während die Regulierung der Netzentgelte nach EnWG 2005 bis Ende 2008 
in einem Zwischenstadium kostenbasiert ex post erfolgte, wurde mit der im Oktober 2007 
in Kraft getretenen Verordnung über die Anreizregulierung zum 1. Januar 2009 ex ante ei-
ne sogenannte Erlösobergrenzenregulierung eingeführt. Diese legt für einen bestimmten 
Zeitraum Grenzwerte für die zu erzielenden Erlöse fest. In Deutschland wurde eine fünf-
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jährige Regulierungsperiode vorgegeben. Ursprünglich hatte die BNetzA lediglich drei Jahre 
vorgeschlagen, was die Umsetzung von neuen Erkenntnissen beschleunigen würde.230 Auf 
Grundlage der Erlösobergrenzen errechnet der Netzbetreiber die Entgelte, welche zu den 
maximal zugestandenen Erlösen führen. Die Erlösobergrenzen sollen so festgelegt werden, 
dass die Netzbetreiber Effizienzverbesserungen durchführen, die Netzentgelte senken und 
gleichzeitig ausreichend Gewinn erwirtschaften.231 Gelingt es dem Netzbetreiber, die Leis-
tung bei geringeren Kosten zu erbringen, als von der BNetzA veranschlagt, bedeutet die 
Kostenersparnis einen zusätzlichen Gewinn.232 Die Höhe der Erlösobergrenze für einen ein-
zelnen Übertragungsnetzbetreiber bestimmt sich, indem die Kosten international mit ande-
ren Übertragungsnetzbetreibern verglichen werden, um die Effizienz des jeweiligen Netz-
betreibers zu ermitteln. Die Netzbetreiber unterliegen somit einem Kosten- und Effizienz-
druck.233 Damit weiterhin Anreiz besteht, ausreichend Investitionen zu tätigen, können die 
ÜNB individuelle Investitionsbudgets beantragen, welche über die Netzentgelte refinan-
ziert werden dürfen.234 Investitionsbudgets werden für die Kapitalkosten von Netzausbau-
maßnahmen  zum Anschluss von Stromerzeugungsanlagen (z.B. Offshore-Windparks) ge-
nehmigt und müssen bei der BNetzA beantragt werden. Der große Umfang der beantragten 
Investitionsbudgets (9 Mrd. € für 2007 bis 2009, davon entfällt der größte Teil auf die vier 
ÜNB) macht deren Relevanz deutlich.235 Leprich merkt an, dass – sollten die notwendigen 
Investitionen trotz der Möglichkeit der individuellen Investitionsbudgets ausbleiben oder 
sich verzögern –  eine Eigentumsentflechtung erneut in Erwägung gezogen werden müs-
se.236 Dagegen argumentieren Steger u.a.: „bevor die (wirkungslose) Globallösung der ei-
gentumsrechtlichen Entflechtung gewählt wird, sind […] die Mechanismen der Anreizregu-
lierung zu implementieren und notfalls zu verbessern“. OU sei nicht geeignet, Anreize für 
den bedarfsgerechten Netzausbau zu liefern. Es bedürfe unabhängig von der Entflechtungs-
tiefe Anreizen für Netzinvestitionen.237  
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Die Netzbetreiber äußerten sich kritisch zur Verordnung. „Die Anforderungen der heute 
vom Bundeskabinett beschlossenen Anreizregulierungsverordnung sind überzogen und für 
viele Netzbetreiber nicht erreichbar. […] Die Regelungen gefährden die Energieinfrastruk-
tur und damit die hohe Versorgungssicherheit in Deutschland.“, so VDEW, VDN, BGW und 
VRE im Juni 2007.238 Entsprechend versuchten die ÜNB als auch die VNB, unter Führung des 
BDEW und des VKU im Verlauf der weiteren Diskussion die Entscheidungen der BNetzA zu 
beeinflussen.239 
Die Verordnung wurde von der BNetzA selbst sehr kritisch bewertet, da den Netzbetreibern 
weit reichende Zugeständnisse gemacht wurden.240 Die BNetzA habe mit ihrem Konzept zur 
Anreizregulierung ein ehrgeiziges Fitnessprogramm für die Netzbetreiber auflegen wollen, 
so deren Präsident im Juli 2008; „Nun sind wir eher beim ‚Nordic Walking’ als beim ‚for-
cierten Jogging’ angekommen“.241 Besonders die in der Verordnung festgelegte sogenannte 
‚Best-of-four Abrechnung’242 und der zu Gunsten der Netzbetreiber erweiterte Katalog der 
‚nicht beeinflussbaren Kostenanteile’243 führten dazu, dass die Effizienzwerte für die 
Stromnetzbetreiber sehr gut ausfielen.244 Insgesamt kann festgehalten werden, dass in der 
Verordnung auf die Bedenken der Netzbetreiber Rücksicht genommen und die Regulierung 
damit entschärft wurde.245 Auch die Bundestagsfraktion Bündnis 90/ Die Grünen äußerte, 
es sei durch das Instrument der Anreizregulierung nicht möglich, „das Diskriminierungspo-
tenzial im erforderlichen Umfang einzuschränken sowie die integrierten Unternehmen zu 
zügigen Investitionen zur Beseitigung Wettbewerb hemmender Engpässe im Netz anzuhal-
ten“. Daher sei auch die Gründung einer unabhängigen Netzgesellschaft weiterhin notwen-
dig.246  
Kontrovers wurde im Rahmen der Ausgestaltung durch die BNetzA besonders die Diskussion 
um die Eigenkapitalverzinsung für Neuinvestitionen247 geführt. Während die BNetzA urs-
prünglich in ihrem Festlegungsentwurf vom Mai 2008 einen Zinssatz von 7,82 Prozent vor-
gesehen hatte, gewährte sie den Netzbetreibern im Juli 2008 einen Zins von 9,20 Pro-
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zent.248 In Reaktion auf die von der BNetzA im Juli 2008 angekündigten Zinssätze schrieb 
der VDEW, dies sei ein Schritt in dir richtige Richtung, jedoch läge man weiterhin unter 
dem international üblichen Zinsniveau und gefährde damit die ausreichende Kapitalbereit-
stellung zum Netzausbau durch Investoren.249  
Anfang 2009 wurde mit Beginn der Anreizregulierung die kontroverse Diskussion über deren 
Ausgestaltung fortgeführt. Die BNetzA versendete im März 2009 auf Grundlage der durch-
geführten Effizienzvergleiche die ersten Bescheide an die Netzbetreiber über die Geneh-
migung der Erlösobergrenzen. Während die Netzentgelte in den ersten beiden (kostenba-
sierten) Regulierungsperioden seit 2005 stetig gesunken waren, wurde mit Beginn der An-
reizregulierung erstmals im Vergleich zu den Vorjahren eine durchschnittliche Stromnetz-
entgelterhöhung von 2 % gegenüber dem Vorjahr gebilligt. Besonders hoch fielen die Netz-
entgelterhöhungen bei den vier ÜNB aus.250 Als Gründe für die erhöhten Netzentgelte nann-
te die BNetzA die allgemeine Geldwertentwicklung, die ‚best-of-four’- Abrechnung, die 
beantragten Investitionsbudgets der ÜNB sowie den neu festgelegten Eigenkapitalzins-
satz.251 Ein pauschales Scheitern der Anreizregulierung kann aus den gestiegenen Netzent-
gelten jedoch sicherlich nicht abgeleitet werden. Zwar wurden zahlreiche Elemente zu 
Gunsten der ÜNB ausgestaltet, allerdings ist auch zu berücksichtigen, dass die Netzbetrei-
ber die steigenden Kosten für Netzausbau und Systemdienstleistungen, welche sich in den 
Investitionsbudgets niederschlagen, geltend machen und darüber hinaus die Netzentgelte 
in den vorangegangen Perioden deutlich gesunken waren.252 Andererseits kann argumen-
tiert werden, dass durch strengere Effizienzvorgaben die nicht zu vermeidenden zuwach-
senden Kosten der Netzbetreiber abgefedert werden könnten. Das Unternehmen Lichtblick 
kritisierte im November 2009, die Regulierungserfolge durch die Senkung der Netzentgelte 
in den ersten beiden Regulierungsperioden seien „dahin“ und forderte eine Verschärfung 
der Anreizregulierung. Die Entscheidung der BNetzA im Sommer 2008, die Eigenkapitalzins-
sätze zu erhöhen, stünde in unmittelbaren Zusammenhang mit dem geplanten Verkauf des 
E.ON und Vattenfall Übertragungsnetzes, denn so steige der Wert der Netze, was einen 
Verkauf erleichtert.253 Auch die Monopolkommission stellte fest, auf den ersten Blick wirke 
der stärkste Anstieg bei den genehmigten Obergrenzen gerade für die zwei zum Verkauf 
stehenden Übertragungsnetze von E.ON und Vattenfall Europe befremdlich.254 E.ON hatte 
                                             
 
248  FAZ (2008b): Mehr Geld für die Netzbetreiber, 07.07.2008 
249  BDEW (2008a): Pressemitteilung, 07.07.2008 
250  Monopolkommission (2009): Strom und Gas 2009, S. 112f, Die Höchstspannungsentgelte von E.ON stiegen 
mit Beginn der Anreizregulierung im Vergleich zum Vorjahr um 33%, von Vattenfall Europe um 23%, von 
EnBW um 21% und von RWE um 14%. 
251  Monopolkommission (2009): Strom und Gas 2009, S. 113 
252  Küper (2010): Eine rechtliche Bewertung der Anreizregulierung, S. 35; Leprich (2009): Anreizregulierung in 
Deutschland, S. 4 
253  Lichtblick (2009): Entwicklung Netzentgelte Strom, November 2009 
254  Monopolkommission (2009): Strom und Gas 2009, S. 113 




im März 2009 erklärt, die bestehende Regulierung behindere den Verkauf seines Netzes. 
Auch Vattenfall kritisierte im Sommer 2009, die regulatorischen Rahmenbedingungen der 
Anreizregulierung seien nicht ausreichend, um die notwendigen Investitionen für eine bes-
sere Integration erneuerbarer Energien zu fördern.255 Der Präsident der BNetzA merkte an, 
die Behörde sei den Unternehmen in vielfältiger Weise signifikant entgegen gekommen und 
weitere Spielräume seien begrenzt. Er würde sich wünschen, dass die Branche aufhöre mit 
pauschalen Unterstellungen zu hantieren.256 Eine Überarbeitung der Anreizregulierung zu 
Gunsten des Übertragungsnetzbetriebes wird jedoch auch im Gutachten von Hammerstein 
u.a. (2009) für das BMU vor dem Hintergrund einer möglichen ‘Netz AG’ gefordert. Um den 
Netzausbau und Investitionen in eine ‘Netz AG’ für private Kapitalgeber attraktiv zu ma-
chen und eine risikoadäquate Verzinsung des Kapitals zu ermöglichen, seien Änderungen in 
der Anreizregulierung vorzunehmen.257 
Kraftwerksnetzanschlussverordnung  
Die KraftNAV wurde gleichzeitig mit der Anreizregulierungsverordnung als Teil des ‚Maß-
nahmenpaketes der Bundesregierung zur Intensivierung des Wettbewerbs in der leitungs-
gebundenen Energieerzeugung’ auf den Weg gebracht und trat im Juni 2007 in Kraft. Ziel 
der Verordnung ist es, den Wettbewerb zu verschärfen, indem neue Kraftwerksprojekte 
(ab 100 MW) insbesondere von neuen Anbietern an Hoch- und Höchstspannungsnetze (ab 
110 kV) verfahrens- und kostenmäßig entlastet werden und mehr Planungssicherheit ge-
schaffen wird.258 Diskriminierungsmöglichkeiten bei Netzanschluss und Netzzugang durch 
die vertikal integrierten Netzbetreiber gegenüber Wettbewerbern sollen ausgeschlossen 
werden.259 Zur Erreichung dieser Ziele soll das Verfahren vom Netzanschlussbegehren durch 
den zukünftigen Anlagenbetreiber bis zum Abschluss des Anschlussvertrages bundesweit 
vereinheitlicht und somit bis dahin bestehende intransparente und uneinheitliche Regelun-
gen der Übertragungsnetzbetreiber beseitigt werden.260 Darüber hinaus klärt die Verord-
nung bislang umstrittene Fragen der Kostentragung des Netzanschlusses. Nach § 8 der Ver-
ordnung trägt der Anschlussnehmer die Kosten für die Verbindung zwischen der Erzeu-
gungsanlage und dem Netzanschlusspunkt, nicht jedoch die Kosten zur Verstärkung des 
Netzes. Die Netzbetreiber warnten vor einer Verlagerung der Kosten von den Erzeugern auf 
die Netzbetreiber und damit auf die Netzentgelte und forderten die Berücksichtigung zu-
sätzlicher Kosten bei der Anreizregulierung.261 Das BMWi bezeichnete die Verordnung als 
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ein Beispiel für direkt wirkende Maßnahmen als Alternative zu eigentumsrechtlichen Ent-
flechtung: „Sie beseitigt mögliche Diskriminierungen beim Anschluss neuer Kraftwerke ans 
Netz. Damit entfaltet die Verordnung in diesem Bereich schneller, effektiver und unkomp-
lizierter Wirkungen, als es eine Eigentumsentflechtung vermag.“262 Brodersen und Nabe 
kritisieren, dass die KraftNAV den Interessenkonflikten der Netzbetreiber, die den Netz-
ausbau erneuerbarer Energien verhindern „mit erheblichem Aufwand bei begrenztem Er-
folg begegnet“.263 
Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus der Höchstspannungsnetze  
In Deutschland besteht erheblicher Ausbaubedarf bei den Übertragungsnetzen. Bereits 
2006 wurde mit dem Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz ein erster Schritt unter-
nommen, um den Ausbau zu beschleunigen. Das Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus der 
Höchstspannungsnetze geht diesen Weg weiter.264 Es bildet Teil des 2. Paketes zum IEKP 
vom Juni 2008, wurde am 7. Mai 2009 durch den Bundestag und am 12. Juni 2009 durch 
den Bundesrat beschlossen und trat zum 21. August 2009 in Kraft.265 Kern des Gesetzes bil-
det das Energieleitungsausbaugesetz, welches 24 vordringliche Leitungsbauvorhaben im 
Höchstspannungsnetz (>380 kV), die der Integration von Windstrom und Strom aus neuen 
konventionellen Kraftwerken dienen sollen, festlegt.266  Zwar begründet das Gesetz keine 
Durchführungspflicht, mit der Festlegung eines konkreten Bedarfsplanes, welcher staatlich 
geprüft wurde, berührt der Staat jedoch die Aufgabe der ÜNB zur Ermittlung der Netzpla-
nung und des Ausbaubedarfs und geht über die Berichtspflichten der ÜNB und der Überprü-
fung der Netzplanung durch die BNetzA hinaus.267 Den ÜNB gibt das EnLAG jedoch durch die 
Festlegung der energiepolitischen Notwendigkeit der Vorhaben Investitionssicherheit.268 
Die energiewirtschaftliche Notwendigkeit der 24 Vorhaben muss durch die Planungs- und 
Genehmigungsbehörden nicht mehr überprüft werden und es gilt für diese Vorhaben ein 
beschleunigtes Planfeststellungsverfahren nach § 43b EnWG.269 Im Rahmen der Genehmi-
gung von Investitionsbudgets der Anreizregulierung durch die BNetzA sind diese Projekte 
grundsätzlich zu genehmigen. Zur weiteren Beschleunigung der Vorhaben wird der 
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Rechtsweg auf die Instanz des Bundesverwaltungsgerichtes verkürzt (§ 1 Abs. 3 EnLAG).270 
Für die Anbindung von Offshore-Windparks und grenzüberschreitende HGÜ-Leitungen durch 
Nord- und Ostsee (auch für die Fortführung an Land bis zum Verknüpfungspunkt als Erdka-
bel) wird ein verpflichtendes Planfeststellungsverfahren nach § 43 EnWG eingeführt. Für 
vier Trassen wird die Möglichkeit von Erdkabelpilotprojekten vorgesehen. Die Mehrkosten 
dieser Pilotprojekte werden auf alle Übertragungsnetzbetreiber umgelegt (§ 2 Abs. 4 En-
LAG). Auch sind die Mehrkosten für bestimmte  Erdkabelprojekte im Rahmen der  Investiti-
onsbudgets der Anreizregulierung genehmigungsfähig.271 Die mögliche Erdverkablung wird 
sehr kontrovers diskutiert, da die ÜNB Mehrkosten fürchten, wenn über die Pilotprojekte 
hinaus in Zukunft mehr Erdverkablungen gefordert würden.272 Die Erdverkabelung soll pri-
mär der Beschleunigung des Verfahrens durch bessere Akzeptanz des Netzausbaus bei den 
betroffenen Anwohnern dienen. Angesichts der Auswirkungen der Mehrkosten der Erdver-
kabelung auf die Strompreise, lehnte das BMWi die Erdverkabelung zuerst ab und sprach 
sich dann für die Beschränkung auf Pilotprojekte aus.273 
Die Bundestagsfraktion der Bündnis 90/ Die Grünen kritisierte, das Gesetz trage „die Hand-
schrift der Stromkonzerne“, da es sich nicht auf einen Leitungsausbau ausschließlich im 
Dienste der Netzintegration erneuerbarer Energien beschränke, sondern auch der Anschluss 
konventioneller Kraftwerke ans Netz fördere. Die Verzögerungen der Investitionen in die 
Netze durch die Energiekonzerne könne nur durch die Gründung einer unabhängigen Netz-
gesellschaft vermieden werden.274 Auch der zur Anhörung im Bundestag geladene Professor 
Jarass argumentierte, der Netzausbau sei vor allem daher erforderlich, „weil die Betreiber 
konventionelle Kraftwerke […] auch bei Starkwind weiter einspeisen wollen“.275 Bundes-
umweltminister Gabriel begrüßte den Gesetzesbeschluss. Verkaufsverhandlungen und die 
Diskussion um eine deutsche ‘Netz AG’ dürften nicht als Vorwand für weitere Investitions-
verzögerung missbraucht werden.276 In dieser Äußerung kommt die Befürchtung der Bun-
desregierung zum Ausdruck, komplizierte, langwierige Verhandlungen mit den ÜNB über 
eine ‘Netz AG’ könnten den Netzausbau verzögern.  
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Zusammenfassung zur Rechtsetzung 
Insgesamt hat die Darstellung der im Untersuchungszeitraum verabschiedeten Netzregulie-
rung deutlich gemacht, dass die Ausgestaltung im politischen Prozess unter Einfluss diver-
ser Interessen stattfand. Insbesondere die Ausgestaltung der Anreizregulierung war durch-
gehend von kontroversen Diskussionen zwischen Regulator und Netzbetreibern begleitet. 
Insgesamt zeigt die Diskussion der Anreizregulierung die Problematik bei einer Politisierung 
der Regulierungspraxis auf. Die BNetzA räumte ein, dass den Netzbetreibern weitreichende 
Zugeständnisse gemacht wurden. Inwieweit die derzeitige Anreizregulierung tatsächlich ein 
OU ersetzen kann, wird daher unter anderem von der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen hin-
terfragt. Das BMWi nutze die neue Regulierung jedoch, um seine Argumentation gegen OU 
zu rechtfertigen. Gleichzeitig enthalten KraftNAV und EnLAG Elemente, die an Defiziten 
ansetzen, die teilweise auch durch die Gründung einer ‘Netz AG’ beseitigt werden könn-
ten. So trägt die KraftNAV zu einer bundesweit einheitlichen Gestaltung des Netzan-
schlussverfahrens bei. Das EnLAG greift zu einem gewissen Maße in die Netzausbauplanung 
ein. Einen stärkeren Koordinationseffekt auf den Netzausbau werden jedoch wahrschein-
lich die neuen Vorgaben des Energiebinnenmarktpaketes haben, da diese der BNetzA neue 
Möglichkeiten eröffnen, Netzausbauplanung und Durchführung zu kontrollieren und zu 
koordinieren (vgl. 0). Es ist deutlich geworden, dass die Herausforderungen im Bereich der 
Übertragungsnetze auf der politischen Agenda weit oben stehen. Auch wenn die genannten 
Regelungen eine ‘Netz AG’ sicherlich nicht ersetzen und auch eine ‘Netz AG’ die Regulie-
rung nicht überflüssig machen würde, nehmen die genannten Regulierungsprozesse bereits 
vor Aufkommen der Diskussion um eine ‘Netz AG’ viel Raum auf der Agenda ein. Die Idee 
‘Netz AG’ stößt damit auf ein bereits bearbeitetes Feld und Aufmerksamkeit ist eine be-
grenzte Ressource.  
4.2.2 Entwicklungen im Jahr 2007 
Reaktionen der Übertragungsnetzbetreiber auf die Sektoruntersuchung und den Vorschlag 
für ein drittes Energiebinnenmarktpaket 
Die ÜNB reagierten auf die Sektoruntersuchung und den Entwurf für ein Energiebinnen-
marktpaket einerseits mit Kritik an den Vorschlägen der Kommission und andererseits mit 
eigenen Initiativen.  Anfang September 2007 berichtete das Handelsblatt über ein Gutach-
ten des Kölner Ökonomen Ockenfels im Auftrag von RWE. In diesem kritisiert der Ökonom 
unter anderem die Studie von London Economics im Auftrag der Kommission. Die Studie, 
welche im Rahmen der Sektoruntersuchung durchgeführt wurde, leide unter „methodi-
schen und empirischen Mängeln“ und überschätze das Problem der Marktmacht in Deutsch-
land.277 E.ON-Chef Bernotat äußerte ebenfalls Mitte September, weder OU noch das ISO-
Modell seien die richtige Lösung.278 Der Chef des schwedischen Vattenfall-Konzerns Josefs-
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son kündigte jedoch an, er würde sich einer Abtrennung des Netzes nicht verschließen, 
auch wenn OU nicht der beste Weg sei.279 
Infolge der Sektoruntersuchung brachten die Marktakteure Vorschläge ein, wie ihrer An-
sicht nach eine bessere Marktintegration erreicht werden könne. Im Fokus stand dabei vor 
allem die regionale grenzüberschreitende Kooperation.  Im März 2007 erklärten einige eu-
ropäische ÜNB in einer Pressemitteilung die Bereitschaft, ihre Netze durch eine unabhängi-
ge Gesellschaft verwalten zu lassen, wenn das Eigentum an den Leitungen bei den urs-
prünglichen Betreibern verbleibe. Nach Einschätzung der Süddeutschen Zeitung versuchten 
die deutschen ÜNB somit ein verpflichtendes OU durch EU-Regulierung abzuwenden.280 Die 
Initiative geht auf einen Vorschlag von Eurelectric für einen sogenannten ‚Regional Inde-
pendent Operator’ (RIO) zurück, welcher langfristig grenzüberschreitend als ein Systembe-
treiber in einer Regionen für mehrere nationale Netzbetreiber auftreten würde und eine 
Alternative zum OU darstellen sollte. Nach der Vorstellung von Eurelectric sollte das RIO-
Modell in die EU-Regulierung aufgenommen werden und die EU-Kommission bei der Etablie-
rung des RIO eine aktive Rolle einnehmen. Grundsätzlich geht die Idee davon aus, dass die 
bestehenden Defizite, die einen europäischen Binnenmarkt behindern, nicht auf die unge-
nügende Entflechtung, sondern auf unzureichende regionale Kooperation zurückzuführen 
sind. Der niederländische Ökonom de Jong sieht in diesem Ansatz einen „policy approach 
with ‘more integration’ and somewhat ‘less structure’ […] as an alternative to the struc-
tural options for ownership unbundling or the ISO concept”. Er bewertet die Initiativen 
positiv: “These approaches should really  help to boost market integration, maybe leaving 
the ownership unbundling parardigm on the shelf for later, if it is necessary at all.”281 
Gleichzeitig stellte die Option für die deutschen ÜNB eine Alternative zur ‘Netz AG’ dar. 
Vattenfall äußerte, man sei bereit, sein Übertragungsnetz in eine regionale, grenzüber-
schreitende Struktur einzubringen. Ein nationaler Netzbetreiber sei jedoch nicht wün-
schenswert, da er die Entwicklung regionaler Strukturen behindere: „Therefore, we will 
not support our TSO becoming part of a national ownership unbundling or ISO solution.“282  
Die EU-Kommission unterstützt zwar die regionalen Initiativen, die Notwendigkeit der ei-
gentumsrechtlichen Entflechtung rückt damit ihrer Ansicht nach jedoch nicht in den Hin-
tergrund.283 Unterstützung erhielt die Kommission von dem grünen Europaabgeordneten 
Claude Turmes.284 Ebenso äußerte sich  der ‚Council of European Energy Regulators’ 
(CEER). Das Modell eines Regionalen Systembetreibers sei ein zusätzliches Mittel, jedoch 
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kein Ersatz für effektives OU oder die Einrichtung eines nationalen ISO.285 Der Argumenta-
tion der Kommission und des CEER liegt die Befürchtung zu Grunde, dass durch die Schaf-
fung regionaler Betreiber ohne gleichzeitiges OU regionale Kartelle entstehen könnten.286 
Grundsätzlich unterstützt die EU-Kommission jedoch die regionale Kooperation, um so eine 
schrittweise Integration der europäischen Energiemärkte herbeizuführen.287 Parallel wur-
den somit auch im Jahr 2007 Schritte für eine verstärkte Kooperation der europäischen 
ÜNB und Regulierungsbehörden unternommen, die auf bereits bestehenden regionalen Ini-
tiativen der ‚European Regulators Group for Electricity and Gas’ (ERGEG)288 und dem soge-
nannten Pentalateralen Energieforum beruhen.289 Am 6. Juni 2007 unterzeichneten die Re-
gierungen Deutschlands, Belgiens, Frankreichs, Luxemburgs und der Niederlande - Mitglie-
der des Pentalateralen Energieforums - sowie die jeweiligen ÜNB, Regulierungsbehörden 
und weitere Marktakteure ein ‚Memorandum of Understanding’ über die Marktintegration 
der westeuropäischen Strommärkte und die verstärkte Kooperation zur Stärkung der Ver-
sorgungssicherheit.290 Bereits im Februar wurde im Rahmen der Electricity Regional Initia-
tive (ERI) der ERGEG in der Region Zentral-Westeuropa ein Aktionsplan verabschiedet.291 
Erste Schritte zur Umsetzung des MoU kündigten die ÜNB der Region Zentral-Westeuropa 
im August an. Man wolle ein Gemeinschaftsunternehmen gründen, welches Anfang 2008 
seine operative Tätigkeit aufnehmen soll. Hauptaufgabe des Unternehmens soll die ge-
meinsame Zuteilung der Grenzkapazitäten durch ein Auktionsbüro sein, um somit das Eng-
passmanagement an den Grenzleitungen zu optimieren.292 Auch diese Initiativen wurden in 
der Argumentation der ÜNB als Alternativen zur eigentumsrechtlichen Entflechtung ange-
führt. Ein „massive[r] Eingriff in die Eigentumsrechte der Unternehmen“ sei überflüssig, so 
der Geschäftsführer der RWE Transportnetz Strom. „Wir wollen unter Beweis stellen, dass 
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sich die Ziele der EU-Kommission durch eine intensivere regionale Zusammenarbeit errei-
chen lassen“.293 Gleichzeitig kündigte RWE Mitte September die Durchführung einer Studie 
zum Bau einer Höchstspannungsleitung zwischen Deutschland und Belgien gemeinsam mit 
dem belgischen Netzbetreiber Elia an.294 „Die jüngsten Bemühungen der Netzbetreiber, 
den grenzüberschreitenden Stromaustausch zu intensivieren, sind vor dem Hintergrund der 
anhaltenden Diskussion über eine Zerschlagung der großen Energiekonzerne zu sehen.“ so 
das Handelsblatt am 12. September.295 
Evaluierungsbericht der Bundesregierung zum EnWG  
Der Bericht der Bundesregierung über die Erfahrungen und Ergebnisse mit der Regulierung 
durch das Energiewirtschaftsgesetz vom 28.09.2007 evaluiert neben dem EnWG 2005 selbst 
die Entwicklungen im Rahmen des Maßnahmenpaketes zur Intensivierung des Wettbewerbs 
im Bereich der leitungsgebundenen Energieversorgung unter Federführung des BMWi. Die-
ses umfasst die Anreizregulierung, die Verschärfung der kartellrechtlichen Missbrauchsauf-
sicht, die KraftNAV sowie Maßnahmen zur Verbesserung des grenzüberschreitenden Strom-
handels.296  Zu Beginn des Berichtes wird darauf hingewiesen, dass die neuen Rahmenbe-
dingungen Erfolge aber auch Defizite zeigen, der Erfahrungszeitraum jedoch relativ kurz 
sei.297 
Bezüglich der Entflechtung von Energieversorgungsunternehmen äußert die Bundesregie-
rung in dem Evaluierungsbericht die Notwendigkeit der Nachbesserung bei den bestehen-
den Entflechtungsregeln, ohne diese jedoch zu konkretisieren. Die Bundesregierung werde 
sich an den Verhandlungen zum dritten Energiebinnenmarktpaket auf EU-Ebene intensiv 
beteiligen, um angemessene EU-weite Entflechtungsvorgaben zu vereinbaren.298 
Nach § 112 des EnWG 2005 ist es Aufgabe der Bundesregierung, im Evaluierungsbericht Vor-
schläge zu einer möglichen Zusammenarbeit der Betreiber von Übertragungsnetzen zur 
weiteren Verringerung des Aufwandes für Regelenergie zu machen. Bereits während des 
Gesetzgebungsverfahrens zum EnWG 2005 waren Vor- und Nachteile einer einheitlichen 
Regelzone kontrovers diskutiert worden, die Möglichkeit einer Einführung dieses Modells 
jedoch mit § 112 als Prüfauftrag der Bundesregierung überlassen. Die Entscheidung wurde 
damit vertagt. Unterschiedliche Auffassungen bestanden vor allem bezüglich der Einspar-
potentiale, der Risiken für die Versorgungssicherheit und der notwendigen Investitionen in 
den Leitungsausbau.299 Die Übertragungsnetzbetreiber traten während des Novellierungs-
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prozesses zum EnWG für die Beibehaltung der Regelzonen ein, mit der Begründung, diese 
trügen zur Netzsicherheit bei.300 Zwar legt der Bericht zahlreiche Vorteile einer einheitli-
chen Regelzone dar, es wird jedoch auch angemerkt, „dass die mit der Einführung einer 
einheitlichen Regelzone in Deutschland verbundenen Vorteile mindestens teilweise auch 
auf anderem Wege erreichbar wären“, so zum Beispiel durch eine „gemeinsame Koordinie-
rungsstelle“ zur Verhinderung des Gegeneinanderregelns.301 Deren Aufgaben werden je-
doch nicht weiter konkretisiert. Um eine einheitliche Regelzone zu gründen, geht der Be-
richt von der Notwendigkeit einer gesetzlichen Anordnung aus.302 Generell bleiben die 
Empfehlungen des Berichtes sehr vage, und Salje stellt fest, „ein strukturierter Vorschlag 
lässt sich diesem Bericht nicht entnehmen“.303 Darüber hinaus wird darauf verwiesen, dass 
“manche Folgewirkungen einer etwaigen einheitlichen Regelzone in Deutschland auf 
Grundlage der bisherigen Erfahrungen der BNetzA noch nicht abschließend beurteilt wer-
den“ können. Die weitere nationale Diskussion zu möglichen Regelzonenmodellen sollte 
primär an den europarechtlichen Rahmenbedingungen anknüpfen, denn die Umsetzung der 
durch die Kommission ebenfalls im September vorgelegten Richtlinienvorschläge könnte 
Auswirkungen auf die Struktur der ÜNB haben. Auch wenn der Bericht bezüglich einer ein-
heitlichen Regelzone sehr undifferenziert bleibt, wird die Absicht formuliert, „Vorschläge 
für die Rationalisierung bei der Beschaffung von Regelenergie auf den Weg“ zu bringen und 
„alle Optionen für eine gemeinsame Regelzone“ zu entwickeln.304 Die Entscheidung wird 
damit weiterhin verschoben. 
Sondergutachten Strom und Gas der Monopolkommission  
In ihrem Sondergutachten Strom und Gas 2007, äußert die Monopolkommission, der Zeit-
punkt für weitergehende Entflechtung sei unangemessen, da die bisherigen Maßnahmen 
noch keine Wirkung entfaltet hätten; Priorität habe die Festigung der bisherigen Netzregu-
lierung.305 Nicht mehr erwähnt wird in dem Gutachten die noch 2004 im 15. Hauptgutach-
ten geforderte Zusammenlegung der Regelzonen. Zwischen den beiden Gutachten liegt die 
durch die Beschleunigungsrichtlinien angestoßene Novellierung des Energiewirtschaftsge-
setzes im Jahr 2005. Zwar wird die Zusammenlegung der Regelzonen im Sondergutachten 
2009 wieder als „ernsthaft zu erwägen“ aufgenommen306, im Jahr 2007, nach Novellierung 
des EnWG, jedoch Priorität auf die Umsetzung der neuen Regulierung gelegt. 
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Das Kartellverfahren der EU-Kommission gegen E.ON 
Parallel zu den Diskussionen um das dritte Energiebinnenmarktpaket legte E.ON seinen 
Konflikt mit der EU-Kommission im Rahmen eines Kartellverfahrens bei. Noch kurz nach 
Vorlage des Richtlinienentwurfes durch die EU-Kommission im September 2007 hatte der 
Konzern kritisiert, es sei nicht ausreichend belegt, dass die eigentumsrechtliche Trennung 
des Netzes zu mehr Wettbewerb führe.307 Nachdem unter Führung Deutschlands und Frank-
reich Ende Januar 2008 ein Alternativentwurf vorgelegt worden war, kündigte E.ON im 
Februar jedoch an, sein Höchstspannungsnetz an einen Betreiber verkaufen zu wollen, der 
nicht im Bereich Stromerzeugung und -versorgung tätig ist.308 Zusätzlich wolle der Konzern 
4.800 MW Kraftwerksleistung veräußern. E.ON reagierte mit der Verkaufsankündigung auf 
Vorwürfe der EU-Kommission.309 Diese hatte 2006 als Folgemaßnahme zur Untersuchung des 
deutschen Strommarkts Nachprüfungen eingeleitet, „die zu dem vorläufigen Schluss führ-
ten, dass E.ON auf zweierlei Weise gegen das Verbot der missbräuchlichen Ausnutzung ei-
ner marktbeherrschenden Stellung verstoßen haben könnte.“310 Am 7. Mai 2008 leitete die 
Kommission mit Blick auf den Erlass einer Entscheidung nach Kapitel III, Artikel 9, Abs. 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1/2003311 ein Verfahren ein und äußerte ihre wettbewerbsrechtli-
chen Bedenken in einer vorläufigen Beurteilung.312 Zwar stimmte E.ON den in der vorläufi-
gen Beurteilung geäußerten Wettbewerbsbedenken nicht zu, der Konzern bot jedoch der 
Kommission am 27. Mai 2008 offiziell Verpflichtungen an, um die Bedenken auszuräu-
men.313 Die Kommission hatte dem Unternehmen vorgeworfen, verbundene Unternehmen 
auf dem Regelenergiemarkt zu begünstigen und Stromerzeuger anderer Mitgliedstaaten 
daran zu hindern, Regelenergie auf den Regelenergiemärkten von E.ON zu verkaufen. E.ON 
nutze darüber hinaus seine marktbeherrschende Stellung aus, indem es Erzeugungskapazi-
täten kurzfristig zurückhalte, um Preisanstiege zu bewirken. Nachdem die Kommission 
Stellungnahme betroffener Dritter eingeholt und E.ON über diese in Kenntnis gesetzt hat-
te, legte E.ON am 15. Oktober ein leicht überarbeitetes Verpflichtungsangebot vor. Am 26. 
November 2008 erklärte die Kommission die Verpflichtungszusage von E.ON für verbind-
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lich.314 Im Falle der Nichtbefolgung kann sie damit im Rahmen dieses sogenannten Instru-
mentes der ‚Zusagenentscheidung’ zu Sanktionen gegenüber dem Unternehmen greifen.315 
Insgesamt ergeben sich für die Kommission durch ihre Befugnisse im Wettbewerbsrecht 
weitreichende Handlungsspielräume, die es ihr ermöglichten den Widerstand gegen den 
Entwurf des Energiebinnenmarktpaketes im Ministerrat zu umgehen.316 
Für die seit Anfang 2008 diskutierte Gründung einer ‘Netz AG’ bedeutet die Verpflichtungs-
zusage von E.ON, so von Hammerstein u.a., dass im Falle einer Übertragung des E.ON-
Netzes auf eine deutsche Netzgesellschaft, diese auch die in der Zusage enthaltenen Vor-
gaben für einen potentiellen Käufer erfüllen muss. Praktisch bedeute dies, dass das E.ON-
Netz nicht in eine Netzgesellschaft eingebracht werden kann, an welcher die anderen drei 
vertikal integrierten ÜNB-Konzerne  stimmberechtigt sind. Rein finanzielle, stimmrechtslo-
se Beteiligungen ohne Entsendungsrechte wären jedoch zulässig.317 Angesichts des geringen 
möglichen Einflusses der anderen Unternehmen auf die neue Gesellschaft dürfte deren Be-
reitschaft, ihre Netze einzubringen, sinken. Der Vizepräsident der BNetzA, Johannes Kind-
ler sieht jedoch auch Möglichkeiten, die Konzerne RWE und EnBW mit beschränkten Stimm-
rechten an einer ‘Netz AG’ zu beteiligen oder deren Aktien an Treuhänder zu übereignen. 
Jedoch bringen beide Optionen faktische Beschränkungen des Einflusses der beiden Kon-
zerne mit sich. Der Mehrwert für die Konzernmütter gegenüber einer eigentumsrechtlichen 
Entflechtung ist somit fraglich.318 
Im November 2009 verkaufte E.ON sein Höchstspannungsnetz an den staatlichen niederlän-
dischen Netzbetreiber Tennet. Dieser übernimmt damit alle Anteile an der E.ON Tochter-
gesellschaft Transpower Stromübertragungs GmbH.319 Es sei nicht verwunderlich, dass das 
Netz von E.ON als auch das Netz von Vattenfall von strategischen Investorn wie Tennet und 
Elia erworben wurde, so Schlemmermeier von der LBD Beratungsgesellschaft im Mai 2010. 
Internationale Finanzinvestoren beurteilten die deutsche Regulierung als sehr unsicher. 
Tennet und Elia jedoch könnten Synergien aus der Erweiterung ihres Netzgeschäftes zie-
hen. Darüber hinaus besteht zwischen dem niederländischen Netz von Tennet und dem 
Transpower-Netz eine direkte Verbindung.320 
Die Verpflichtungszusagen von E.ON können als Indiz dafür gewertet werden, dass die von 
der EU-Kommission geäußerten Vorwürfe auf tatsächlichen gravierenden Wettbewerbsver-
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stößen beruhen.321 E.ON entgeht durch diesen ‚Deal’ einer Milliardenstrafe, so das Han-
delsblatt, brüskiert aber gleichzeitig die Bundesregierung sowie auch die anderen deut-
schen Übertragungsnetzbetreiber, mit welchen das Unternehmen sich bis dahin gemeinsam 
bei der Kommission gegen OU eingesetzt hatte.322 „Es sei stets von großem Vorteil gewe-
sen, wenn Deutschland oder bestimmte Branchen bei europäischen Fragen in Brüssel ge-
schlossen aufgetreten seien“ zitierte die Tagesschau einen Regierungssprecher.323 Spiegel 
Online zitierte die Bundeskanzlerin mit den Worten: „Das wird unsere Verhandlungspositi-
on (in Brüssel) nicht unbedingt stärken“.324 Der Spiegel urteilte, die Ereignisse ließen „das 
Kanzleramt wie eine Lobby-Vereinigung der Stromkonzerne aussehen [...], die noch nicht 
einmal den neuesten Kurswechsel ihrer eigenen Leute mitbekommen hatte“.325 Die Mono-
polkommission äußerte, sie habe „begründete Zweifel an der Geeignetheit, Erforderlich-
keit und der Verhältnismäßigkeit der Zusagenentscheidung“ der Kommission, vor allem da 
dieses Instrument der Kommission „bedenkliche Möglichkeiten“ gebe, eigene politische 
Ziele durchzusetzen.326 Positiv beurteilte den Verkauf ein Experte der Unternehmens-
beratung Ernest & Young: “The announcement of E.ON has reinvigorated the whole discus-
sion on ownership unbundling, and is an important step towards a single european energy 
market. It proves that utilities can no longer think in purely national terms.“ Was in 
Deutschland passiere, sei Beweis dafür, dass die Macht und der Einfluss Brüssels in der 
Energiepolitik größer sei als der Einfluss der nationalen Regierung.327 Über die Motive des 
Konzerns wurde vor allem in der Presse spekuliert. „Es ist abzusehen, dass sowohl das ‚ow-
nership unbundling’ als auch die diskutierten Kompromisslösungen das Geschäft für die 
Versorger am Ende sehr schwer machen werden“, zitierte das Handelsblatt einen Energie-
experten bei der Unternehmensberatung Accenture, „Eon hat das erkannt und die Konse-
quenzen gezogen.“328 Darüber hinaus kann der Verkauf des E.ON-Netzes als ein Schritt ge-
sehen werden, mit welchem sich das Unternehmen hoher Investitionen entledigt, welche in 
den nächsten Jahren vor allem im norddeutschen Übertragungsnetz anstehen werden, um 
Offshore Windparks in der Nordsee anzubinden.329 Des Weiteren wird argumentiert, Rendi-
ten der Netzbetreiber seien durch die BNetzA im Rahmen der Anreizregulierung deutlich 
beschnitten worden und liegen weit unter den Renditen der Erzeugungsparten.330 Ähnlich 
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sieht dies die Unternehmensberatung Ernest & Young: “there was little point in fighting 
the Commission, simply in order to retain an asset that was providing low returns and little 
competetive advantage, and which could demand massive investments in the near future.” 
Einen wichtigen Beitrag zur Entscheidung des Unternehmens hätten sicherlich auch die 
niedrigen durch die BNetzA gewährten Netzentgelte geleistet. In anderen Bereichen der 
Wertschöpfungskette ließen sich bessere Gewinne verbuchen.331 Die BNetzA jedoch beton-
te, der  Netzbetrieb sei weiterhin attraktiv und man gehe davon aus, dass eine Reihe von 
Energieversorgern ihr Netz behalten werde.332 Jedoch kann der Verkauf auch als Chance für 
ein verpflichtendes OU gesehen werden. Denn sollte der Verkauf positive Wettbewerbsef-
fekte haben, wird der Druck auf die anderen Unternehmen steigen.333 Inwieweit der Ver-
kauf des Übertragungsnetzes aus oben genannten Gründen motiviert war, oder allein die 
massiven Druckmittel der EU-Kommission das Unternehmen zum Verkauf bewegten, bleibt 
unklar. Jedoch gab die Entscheidung der politischen Debatte um eine ‘Netz AG’ einen neu-
en Anstoß.334 
4.2.3 Die Debatte im Jahr 2008 
Beginn der Debatte um eine ‘Netz AG’  
„Diese Nachricht hat insbesondere im Blätterwald einige Aufregung und auch Erstaunen 
ausgelöst. Ich denke aber, dass sich die Überraschung über diese Entscheidung jedenfalls 
bei allen, die die aktuelle Diskussion genau verfolgen, in Grenzen gehalten haben dürfte“, 
so der energiepolitische Sprecher der SPD-Fraktion Rolf Hempelmann am 13. März im Bun-
destag zur Ankündigung des Unternehmens E.ON, sein Netz zu verkaufen.335 Auch wenn die 
Überraschung angesichts des Verfahrens der Kommission gegen E.ON gering ausfiel, so löste 
doch der Vorstoß von E.ON sowohl in den Fraktionen des Bundestages als auch in der Bun-
desregierung eine neue Debatte um die Gründung einer ‘Netz AG’ aus, in der sich alle Par-
teien recht schnell positionierten. Durch die Ankündigung E.ONs, welche zu einem Zeit-
punkt erfolgte, als sowohl Eigentümerstrukturen der Übertragungsnetze (vgl. 2.7) als auch 
die Regelzonenstruktur (vgl. 0) in der Diskussion waren, entstand ein Politikfenster, wel-
ches es ermöglichte die ‚alte’ Lösungsoption ‘Netz AG’ wieder auf die Agenda zu holen. So 
äußerte auch das BMWi, es biete sich „die historische Chance, den Netzbetrieb in Deutsch-
land neu zu strukturieren.“336 Allerdings zeigten bereits die ersten Diskussionen der Partei-
en die Uneinigkeit über die Ausgestaltung einer solchen Gesellschaft.  
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Bereits am 13. Februar 2008 forderte die FDP-Fraktion in einem Antrag, die Bundesregie-
rung solle sich auf EU-Ebene für eine vereinfachte Version des ISO einsetzen. In Deutsch-
land könne dann diesem ISO als deutsche ‘Netz AG’ das Eigentum und der Betrieb des 
deutschen Übertragungsnetzes übertragen werden. Die gegenwärtigen ÜNB könnten ent-
sprechend dem Wert ihrer Netze anteilsmäßig beteiligt und die vier Regelzonen zusam-
mengefasst werden. Die Fraktion unterstütze jedoch nicht den von Deutschland auf EU-
Ebene verteidigten ‚Dritten Weg’, da dieser nicht dieselben Synergieeffekte einer ‘Netz 
AG’ mit sich bringen könnte.337 Der Antrag wurde im Ausschuss für Wirtschaft und Techno-
logie des Bundestages im Mai abgelehnt. Die CDU/CSU-Fraktion argumentierte, die Bildung 
einer ‘Netz AG’ sei zwar wünschenswert, dürfe jedoch nicht staatlich erzwungen wer-
den.338 Während die Fraktion Die Linke in einem Antrag Anfang März die Übernahme des 
E.ON Netzes durch die öffentliche Hand forderte,339 bevorzugte Rolf Hempelmann von der 
SPD-Fraktion aus Gründen der Kosteneffizienz sowie der Finanzkraft das Modell einer pri-
vatwirtschaftlichen Netzgesellschaft, in welche die derzeitigen Betreiber freiwillig ihre 
Netze einbringen und an welcher sie sich auch beteiligen.340 Der SPD-Abgeordnete Hermann 
Scheer hingegen sprach sich dafür aus, die Netze in die Hände von Bund und Ländern zu le-
gen.341 Die Fraktion der Grünen forderte ebenfalls eine Netzgesellschaft, in welcher der 
Staat die Regeln setzen und mit den Investoren zusammenarbeiten müsse.342 Die Bundesre-
gierung solle die sich bietende Chance offensiv nutzen.343 Anfang Juli heißt es in einem 
Konzeptpapier der SPD-Fraktion, der von E.ON geplante Netzverkauf solle zum Anlass ge-
nommen werden, um eine bundesweite ‘Netz AG’ mit staatlicher Beteiligung zu gründen.344 
Der Vorstoß der SPD stieß bei der FDP-Fraktion auf harsche Kritik. Eine ‘Netz AG’ sei zwar 
grundsätzlich wünschenswert, der Vorschlag einer staatlichen Beteiligung zeige jedoch, „in 
welch atemberaubendem Tempo sich die SPD den Linken an die Brust wirft, die die Ener-
giewirtschaft am liebsten wieder komplett verstaatlichen wollen.“345 Die Bundeskanzlerin 
lehnte eine staatliche Beteiligung ab.346  
Wenn sich die Aufregung über die Ankündigung des Unternehmens E.ON sein Netz zu ver-
kaufen, gelegt habe, - so das Nachrichtenmagazin der Spiegel - wolle auch E.ON Chef Ber-
notat der Bundesregierung einige Vorschläge zum Stromnetz unterbreiten, darunter die 
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Gründung einer Art ‘Netz AG’, an der sich Investoren beteiligen können.347 Die Entschei-
dung für einen Netzverkauf liege jedoch, so E.ON, allein bei den betroffenen Unterneh-
men. Der Staat solle als Moderator seinen Beitrag zu dieser Gründung leisten, ohne selbst 
am Eigentum der Netze beteiligt zu werden.348 Ebenfalls Interesse an einer ‘Netz AG’ zeig-
te die Solarbranche. Die Anbieter erneuerbarer Energien könnten sich einen Anteil von 
24,9 Prozent an einer ‘Netz AG’ vorstellen, so der Chef des Unternehmens Solarworld, 
Frank Asbeck.349 
Anfang März 2008 rief die Bundesregierung eine ‚Arbeitsgruppe Netze’ auf Staatssekretärs-
Ebene unter Leitung des BMWi und Beteiligung von BMF, BMU und Bundeskanzleramt ins 
Leben. Diese habe zum Auftrag, „Entwicklungen im Bereich der Stromnetze abzuschätzen 
und die verschiedenen Optionen der künftigen Gestaltung des Netzbetriebs in Deutschland 
zu prüfen“, darunter auch die Option ‘Netz AG’.350 Die Unterstützung der Bundesregierung 
für die Idee ‘Netz AG’ erklärt sich auch angesichts der parallelen Debatte um das OU auf 
EU-Ebene. Denn eine ‘Netz AG’ konnte als Alternative zum OU präsentiert werden und so-
mit dem Druck der EU begegnen.351 So stellen auch von Hammerstein u.a. in ihrem Gutach-
ten die ‘Netz AG’ als „eine freiwillige Alternative zur erzwungenen eigentumsrechtlichen 
Entflechtung des Netzbetriebs von Erzeugung und Vertrieb“ dar.352 Zum Ausdruck kommt 
dieser Zusammenhang auch im Titel der im September 2008 veranstalteten Euroforum-
Konferenz ‚Deutsche Netz AG als Alternative zum EU-Unbundling?’.353 In Reaktion auf die 
Debatte in Deutschland äußerte die EU-Kommission, die Gründung einer ‘Netz AG’ sei prin-
zipiell ein akzeptabler Weg, um ihre Auflagen zu erfüllen, wenn keiner der Eigentümer 
dominierenden Einfluss auf die Gesellschaft habe.354  
Auch Vattenfall äußerte Ende Februar 2008 erste Absichten, sein Netz in andere Eigentü-
merstrukturen zu übergeben.355 Ende Juli kündigte das Unternehmen offiziell die Absicht 
an, sein Stromnetz verkaufen zu wollen und leitete noch vor E.ON den Verkaufsprozess ein. 
Damit schließt das Unternehmen die Beteiligung des neuen Eigentümers an einer ‘Netz AG’ 
zwar nicht direkt aus, geht jedoch erstmal einen eigenen, von der politischen Diskussion 
unabhängigen Weg.356 Im April 2009 hieß es bei Vattenfall, ein Verkauf seines Netzes wäre 
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keine Absage an eine deutsche Netzgesellschaft. Es könne dadurch sogar der Kern für eine 
derartige Gesellschaft entstehen. Allerdings sei zu berücksichtigen, dass angesichts vieler 
offener Fragen, dieses neue  Netzkonstrukt einige Monate oder Jahre benötige, um hand-
lungsfähig zu sein. So ginge wichtige Zeit verloren.357  
Während E.ON und Vattenfall Verkaufsabsichten äußerten, stellten sich RWE und EnBW 
deutlich gegen die Abtrennung ihrer Netze. RWE äußerte sich positiv gegenüber der Grün-
dung einer einheitlichen Regelzone; dafür seien jedoch weder die Gründung einer ‘Netz 
AG’ noch eigentumsrechtliche Eingriffe notwendig.358 EnBW wolle eine Mrd. Euro in das 
Netz investieren und suche nach Standorten für neue Erzeugungskapazitäten, so EnBW-
Chef Villis. Die Netze seien weiterhin Teil des Kerngeschäftes des Unternehmens.359  
Die Neuordnung der Stromübertragungsnetze war 2008 auch Thema der energiepolitischen 
Profilsuche der großen Koalition. Das durch das BMWi eingesetzte Expertengremium ‚Pro-
jektgruppe Energiepolitisches Programm’ (PEPP)360 legte in seinem im August 2008 veröf-
fentlichten Papier ‚Effizienz, Transparenz und Wettbewerb’ Eckpunkte zum weiteren Vor-
gehen bezüglich der Schaffung einer deutschen Netzgesellschaft fest, darunter der „Dialog 
mit den Netzbetreibern über die Möglichkeiten und Voraussetzungen zur Gründung einer 
Deutschen Netzgesellschaft“ und die „Vergabe eines Gutachtens zu den Optionen für die 
zukünftige Struktur des deutschen Stromübertragungsnetzes.“ Das Gutachten wurde jedoch 
bereits vor August 2008 ausgeschrieben.361 Zur Schaffung einer bundesweiten Regelzone 
sollten ebenfalls Gespräche mit den Netzbetreibern geführt, eine Kosten-/Nutzen-Analyse 
erstellt, und die rechtlichen und technischen Voraussetzungen zur Zusammenlegung der 
vier Regelzonen durch ein Gutachten der BNetzA geprüft werden.362 Die Projektgruppe 
wurde eingesetzt, um das energiepolitische Profil von Wirtschaftsminister Glos zu definie-
ren, so das Handelsblatt: „Ein klares Signal an Umweltminister Sigmar Gabriel, der eben-
falls gerne energiepolitische Akzente setzt.“363 Bundesumweltminister Gabriel reagierte 
und kündigte am 25. September in einer Rede an, eine deutsche Netzgesellschaft sei not-
wendig und man habe sich vorgenommen, das Thema Netzgesellschaft in den nächsten Wo-
chen in der Bundesregierung auf die Tagesordnung zu setzen. Man könne „nach den Ankün-
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digungen von E.ON und Vattenfall, ihre Netze zu verkaufen, nicht tatenlos zusehen und es 
sich selbst überlassen, wie sich das neue Netz organisiert“. Die Erneuerbare-Energien-
Branche sollte an einer Netzgesellschaft beteiligt werden.364 Der Bundesumweltminister 
nimmt damit eine deutlichere Position ein, als sie durch die PEPP  formuliert wurde, die 
lediglich von Dialog und Auslotung spricht. Gabriel gehe mit seinen Forderungen jedoch zu 
weit, so Joachim Pfeiffer von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Eine einheitliche Regelzo-
ne sei zwar wünschenswert, es sei jedoch völlig unnötig und bremse die Dynamik, dass die 
Politik den Unternehmen den Weg vorgebe und sich auf eine deutsche Netzgesellschaft 
festlege.365 Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion legte im September auf einer Klausurtagung 
ihre energiepolitischen Ziele fest, darunter die Schaffung einer Regelzone, nicht jedoch 
die Gründung einer Netz AG.366  
Vertiefung der internationalen Kooperation der ÜNB  
2008 wurde in Fortsetzung der unter 0 genannten Initiativen die Kooperation der europä-
ischen ÜNB vor dem Hintergrund des anstehenden dritten europäischen Energiebinnen-
marktpaketes umstrukturiert und ausgebaut. Im Dezember 2008 wurde der Verband euro-
päischer Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-E) gegründet, welcher die Aufgaben des bishe-
rigen Verbandes ETSO der UCTE und den weiteren regionalen Verbänden Nordel, UKTSOA, 
BALTSO und ATSOI übernimmt. Der Verband soll unter der Federführung der ‚Agency for 
the Cooperation of Energy Regulators’ (ACER) stehen, welche im Rahmen des dritten Ener-
giebinnenmarktpaketes durch die Verordnung 713/2009 als Gemeinschaftseinrichtung ge-
gründet wurde und 2011 ihre Arbeit aufnehmen soll.367 Während die ERGEG die einzelnen 
nationalen Regulierungsbehörden lediglich repräsentiert, wird ACER ergänzend zu den na-
tionalen Regulierungsbehörden als unabhängige Gemeinschaftseinrichtung mit eigener 
Rechtspersönlichkeit aus grenzüberschreitender Perspektive agieren.368 Zu den Aufgaben 
der ACER zählt die Beobachtung der regionalen Zusammenarbeit der ÜNB und der Ausfüh-
rung der Aufgaben der ENTSO-E, die Beobachtung des Elektrizitätsbinnenmarktes, die Be-
ratung der Kommission, anderer Gemeinschaftsorgane und nationaler Regulierungsbehör-
den. Außerdem ist es Aufgabe der ACER, mit einer sogenannten Rahmenleitlinie, wie in der 
VO 214/2009 über die Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhan-
del vorgesehen, Grundlagen für die Festlegung von einem Netzkodex zu schaffen. Der 
Netzkodex wird dann von der ENTSO-E ausgearbeitet und dient nach Annahme durch ACER 
und die Kommission der optimierten Handhabung des transparenten Zugangs zu den Über-
tragungsnetzen über die Grenzen hinweg. Darüber hinaus erarbeitet ENTSO-E alle zwei 
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Jahre einen gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan, der jedoch für die ÜNB nicht bin-
dend ist.369 Auf nationaler Ebene müssen die ÜNB der nationalen Regulierungsbehörde je-
des Jahr ebenfalls Netzentwicklungspläne vorlegen. Diese enthalten unter anderem einen 
Zeitplan für Investitionsprojekte. Die Regulierungsbehörde kann vom Übertragungsnetzbe-
treiber die Änderung seines zehnjährigen Netzentwicklungsplans verlangen, überwacht und 
evaluiert die Durchführung und ist verpflichtet, bei fehlenden Investitionen Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Durchführung sicherstellen (Art. 22 RL 2009/72/EG). Damit ergeben sich 
für die BNetzA weitreichende Koordinationsmöglichkeiten des Netzausbaus über die bishe-
rige Prüfung der Berichte der ÜNB nach § 12 EnWG hinaus. 370 Im Rahmen der anstehenden 
Novellierung des EnWG wird die Verpflichtung zur Vorlage der Netzentwicklungspläne ver-
ankert, um – so der Entwurf für ein Energiekonzept 2010 –  eine kohärente, deutschland-
weite Netzausbauplanung sicherzustellen.371 
Neben der durch das EU-Energiebinnenmarktpaket vorgesehenen Ausweitung der Koopera-
tion sowohl auf Ebene der Regulierungsbehörden als auch auf Ebene der ÜNB, ergriffen die 
Unternehmen auch selbst die Initiative. So wurden im Jahr 2008 zahlreiche regionale Platt-
formen gegründet, um die technische Kooperation der ÜNB in der Praxis zu verstärken. Im 
Dezember 2008 gründeten die ÜNB der Benelux-Staaten, Deutschlands und Frankreichs, 
wie 2007 bereits angekündigt (vgl. 0), die Capacity Allocation Service Company for Central-
West Europe (CASC-CWE). Die ÜNB der Länder halten jeweils gleiche Anteile an dem Un-
ternehmen, welches als gemeinsames Auktionsbüro für die Grenzkapazitäten in der Region 
agiert.372 Auch in der Region Zentral-Osteuropa wurden Maßnahmen ergriffen, um erste 
Schritte hin zu einer Integration der Strommärkte zu vollziehen. In der Region wurde be-
reits im Juli 2008 die ‚CAO - Central Allocation Office GmbH’ geschaffen, um das Engpass-
management zu koordinieren.373 Ebenfalls im Dezember gründeten elf europäische ÜNB aus 
Deutschland, der Schweiz, Österreich, den Niederlanden, Polen und Tschechien unter dem 
Namen TSO Security Cooperation (TSC) ein ständiges Sicherheitsgremium und eine IT Platt-
form zum Datenaustausch.374 
Die Kooperation der europäischen ÜNB, welche forciert durch die EU-Kommission, aber 
auch auf Initiative der Unternehmen selbst vor allem im Jahr 2008 verstärkt wurde, wird in 
der Diskussion um eine ‘Netz AG’ sehr unterschiedlich gewertet. Während die Befürworter 
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einer ‘Netz AG’ anführen, beide Maßnahmen ergänzten sich, denn ein einheitliches 
deutsches Netzunternehmen könne die gemeinsamen Interessen der ÜNB bei der interna-
tionalen Kooperation (Netzausbaupläne der ENTSO-E, Gespräche mit der ACER) besser ver-
treten, die Position Deutschlands stärken und den Auf- und Ausbau eines europäischen 
Verbundnetzes und ein grenzüberschreitendes Engpassmanagement effektiver gestalten,375 
argumentieren die Gegner einer ‘Netz AG’, so unter anderem Amprion, „aufgrund der re-
gionalen und nationalen Zusammenarbeit und der damit einhergehenden Abstimmung unter 
den europäischen ÜNB ist bereits heute eine Zusammenlegung der vier Regelzonen in Form 
einer deutschen Netz AG nicht mehr erforderlich und/oder sinnvoll“.376 Die Kooperation 
zeige, so EnBW: „konkrete Ergebnisse in Richtung eines europäischen Strommarkts erreicht 
die Branche nicht über in Brüssel bzw. Berlin geführte, politisch motivierte Diskussionen, 
sondern durch eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den Netzbetreibern, unters-
tützt durch die Politik.“377  Die Diskussion um eine ‘Netz AG’ verkenne die Europäisierung 
der Netze, so EnBW.378  Die hier von den ÜNB verfolgte Strategie kann als ‚An-uns-liegt-es-
nicht’-Strategie bezeichnet werden.379 Durch die verstärkte Kooperation der ÜNB auf euro-
päischer Ebene soll deutlich gemacht werden, dass hier bereits große Potentiale gehoben 
werden und die unerwünschte ‘Netz AG’ überflüssig wird. Die grenzüberschreitende Koope-
ration ist angesichts aufwändiger Genehmigungsverfahren und der unterschiedlichen natio-
nalen Regulierung ein sehr langfristiger Prozess. Vor diesem Hintergrund kann die Strategie 
der ÜNB, grenzüberschreitende Initiativen als Alternative zu einer ‘Netz AG’ anzuführen, 
auch als Verzögerungstaktik interpretiert werden. Die erheblichen Synergiepotentiale in-
nerhalb Deutschlands ließen sich deutlich kurzfristiger heben, so Ben Schlemmermeier von 
der LBD.380 
Festlegungsverfahren der Bundesnetzagentur zu Regelzonen   
Im Jahr 2008 wurden, ausgelöst durch einen Missbrauchsantrag381 des BNE und Lichtblick, 
konkrete Schritte hin zu einer optimierten Regelzonenkooperation eingeleitet. Der § 22, 
Absatz 2, Satz 4 EnWG verpflichtet die ÜNB, unter Beachtung ihrer jeweiligen Systemver-
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antwortung zur Senkung des Aufwandes für Regelenergie unter Berücksichtigung der Netz-
bedingungen zusammenzuarbeiten. Da sie diese Pflicht verletzt sahen, stellten Lichtblick 
als Netznutzer und Bilanzkreisverantwortlicher und der BNE in Vertretung seiner betroffe-
nen Mitgliedsunternehmen im März 2008 einen Missbrauchsantrag bei der BNetzA. Der Ant-
rag beruht auf einem Gutachten der LBD Beratungsgesellschaft im Auftrag von Lichtblick, 
in welchem die Vorteile einer regelzonenübergreifenden Saldierung erarbeitet werden. Die 
Kosten für Regelenergie könnten deutlich gesenkt werden und somit eine Reduzierung der 
Netznutzungsentgelte bewirken, so die Gutachter. Darüber hinaus sei das Ausschreibungs-
verfahren für Regelenergie nicht transparent und der Regelenergiemarkt durch hohe 
Markteintrittsbarrieren für neue Anbieter kaum zugänglich.382 In Folge der Ergebnisse des 
Gutachtens stellten Lichtblick und der BNE den Missbrauchsantrag bei der BNetzA, mit der 
Begründung, Übertragungsnetzbetreiber kämen ihrer Verpflichtung zur engen Zusammen-
arbeit zwecks Reduzierung des Regelenergiebedarfs nach § 22 EnWG nicht nach.383  Zwar 
hätten die gemeinsame bundesweite Ausschreibung der Regelenergie auf einer Internet-
plattform seit Dezember 2007 sowie weitere Festlegungen der BNetzA bezüglich der Aus-
schreibung von Regelenergie zu einer gewissen Transparenz des Regelenergiemarktes ge-
führt, an der getrennten Regelung der Übertragungsnetze ändere dies jedoch nichts.384 
„Ungeachtet des klaren gesetzlichen Auftrages in § 22 Abs. 2 Satz 4 EnWG weigern sich die 
Betroffenen, so zusammenzuarbeiten, dass zur Senkung des  Aufwandes für Regelenergie 
[...] die in jedem einzelnen Übertragungsnetz auftretenden zeitgleichen Abweichungen 
zwischen Entnahme und Einspeisung untereinander saldiert werden“, so der Wortlaut des 
Missbrauchsantrages.385 Gleichzeitig könnten die integrierten Konzerne als Anbieter der von 
ihnen selbst nachgefragten Regelenergie die Preise weitgehend frei bestimmen und durch 
die Deckung des unnötigen Mehrbedarfs an Regelenergie, erhebliche Mehrerlöse erzielen. 
„Dieses wohl geordnete Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage im gleichen Konzern 
geht ausschließlich zu Lasten Dritter“. Daher forderten die Antragsteller, die vier ÜNB zu 
verpflichten, „die in ihren Regelzonen zeitgleich auftretenden Abweichungen zwischen 
Einspeisung und Entnahme elektrischer Energie untereinander zu saldieren.“ Die gesetzli-
che Anordnung einer einheitlichen Regelzone ist folglich nicht Gegenstand des Miss-
brauchsantrages.386 Die Antragsteller umgehen somit die kontroverse Diskussion, ob eine 
einheitliche Regelzone de lege lata, das heißt auf Grundlage des derzeitigen EnWG an-
geordnet werden könne, indem sie lediglich die offensichtlichen Handlungsspielräume der 
derzeitigen Gesetzeslage nutzen. Mit Bezug auf Äußerungen von E.ON-Chef Bernotat im 
Handelsblatt forderte der Geschäftsführer von Lichtblick, die Bundesnetzagentur solle sich 
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die „späte aber öffentliche Einsicht“ der ÜNB, dass das Nebeneinander von vier Regelzonen 
kein optimaler Zustand sei, zu Eigen machen und dem Misstand schnell und entschlossen 
ein Ende setzen.387 Robert Busch, Geschäftsführer des BNE betonte, sein Verband habe der 
BNetzA im Vorfeld des Missbrauchsantrages wiederholt Vorschläge zur Senkung des Regel-
energieaufwandes gemacht, ohne dass die Behörde darauf einging. Auf den Missbrauchs-
antrag habe die Behörde sehr abweisend reagiert und darauf verwiesen, dass sie zu der 
Problematik bereits informelle Verhandlungen mit den ÜNB führe.388  
Im Juli 2008 leitete die BNetzA jedoch „auf Veranlassung des Bundeswirtschaftsministe-
riums“ ein Festlegungsverfahren389 zum Einsatz von Regelenergie ein, mit dem Ziel, eine 
Regelung zu finden, mit welcher im Rahmen der bestehenden rechtlichen Möglichkeiten 
die Kooperation der vier Regelzonenbetreiber optimiert, das Gegeneinanderregeln der vier 
Regelzonen vermieden und damit die Kosten für Regelenergie gesenkt werden können.390 
Damit will die BNetzA per Festlegung die Kooperationsverpflichtungen nach § 22 EnWG 
konkretisieren.391 Als Anlass für das Festlegungsverfahren werden unter anderem die Er-
kenntnisse eines Anfang 2008 durch die BNetzA in Auftrag gegebenen Gutachtens zur Höhe 
des Regelenergiebedarfs genannt. Die „Senkungspotentiale in Bezug auf die Höhe der Re-
gelleistung“ wurden, so die BNetzA, „schon zu einem frühen Zeitpunkt bei der Erstellung 
des Gutachtens offenbar“.392 Das Gutachten, welches erst im Januar 2009 veröffentlicht 
wurde, identifiziert erhebliche Einsparungen beim Jahresbedarf der Regelenergie durch ei-
ne Zusammenlegung der Regelzonen. Die Gutachter kommen zu dem Schluss, dass die Re-
gelleistung um über 400 MW reduziert werden kann, auch wenn sie wie bisher in jeder der 
vier Regelzonen individuell vorgehalten wird. Bei einer deutschlandweiten einheitlichen 
Ausregelung könnte die positive Regelleistung (Unterspeisung) um weitere 400 MW redu-
ziert werden.393 Darüber hinaus führte die BNetzA an, die von vielen Bilanzkreisverantwort-
lichen vorgetragenen Beanstandungen des Gegeneinanderregelns hätten Anlass zur Einlei-
tung des Verfahrens gegeben.394 Der Präsident der BNetzA äußerte, vieles was sinnvoll und 
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zweckmäßig sei, könne man leider nicht erzwingen und noch sei unklar, ob und wie eine 
deutsche ‘Netz AG’ entstehen könne; man wolle jedoch die Zeit nutzen und alle Befugnisse 
der Behörde ausschöpfen, um zumindest ein schrittweises Vorgehen einzuleiten und even-
tuell eine einheitliche Regelzone zu schaffen.395 Das Festlegungsverfahren der BNetzA sei 
als Reaktion auf den Missbrauchsantrag zu verstehen, so Ben Schlemmermeier von der LBD-
Beratungsgesellschaft im Interview. Um „Herr des Verfahrens“ zu werden und in der Öf-
fentlichkeit dem Vorwurf zu entgehen, sie kümmere sich nicht um die offensichtlichen 
Probleme, leitete die BNetzA das Festlegungsverfahren ein. Gleichzeitig konnte der schwe-
bende Missbrauchsantrag durch die BNetzA als Druckmittel genutzt werden, um die ÜNB 
zur Kooperation im Rahmen des Festlegungsverfahrens zu bewegen.396 Bernd Jauch von der 
EnBW Transportnetze AG betonte, nach Inkrafttreten des EnWG 2005 hätte die BNetzA ge-
meinsam mit den ÜNB vor der Aufgabe gestanden, die Konkretisierung zahlreicher, im 
EnWG beschriebener Sachverhalte abzuarbeiten. Der autonome Regelzonenbetrieb führe 
im gesamten kontinentaleuropäischen UCTE-Gebiet zu gegenläufigen, systemimmanenten 
Regelbewegungen. Dieser Betrieb entspräche bis heute dem Stand der Technik. Vor diesem 
Hintergrund sei dem Thema Gegeneinanderregeln zunächst gegenüber anderen Themen ge-
ringere Priorität eingeräumt worden. Verstärkt durch die Einleitung des Missbrauchsverfah-
rens sei der Sachverhalt jedoch auf der Agenda nach oben gerückt.397  
Im Rahmen des Festlegungsverfahrens stellten die ÜNB in ihren Stellungnahmen zwei un-
terschiedliche Konzepte vor: das unter 2.6 bereits erwähnte ‚Zentralregler-Modell’ von 
Amprion und der ‚Netzregelverbund’ der Netzbetreiber der anderen drei Regelzonen. Wäh-
rend ersteres Modell die Bildung einer einheitlichen Regelzone bedeutet, wird im zweiten 
Modell lediglich die bestehende Kooperation verstärkt.398 Der ‚Netzregelverbund’ ent-
spricht in etwa der im Missbrauchsantrag geäußerten Forderung des BNE und des Unter-
nehmens Lichtblick.399 Bernd Jauch von der EnBW verwies im Interview darauf, dass die 
ÜNB bereits vor Einleitung des Festlegungsverfahrens unter dem Arbeitstitel ‚Topfmodell’ 
vor dem Hintergrund der Verpflichtungen nach § 22 EnWG Überlegungen anstellten, welche 
die Grundlage für den heutigen ‚Netzregelverbund’ bildeten. An diesen Überlegungen war 
auch RWE beteiligt.400 
Der energiepolitische Sprecher der SPD-Fraktion begrüßte den Vorschlag von Amprion: „vor 
dem Hintergrund des derzeit in Brüssel diskutierten dritten Energiebinnenmarktpakets für 
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Strom und Gas kann der unternehmensseitige Vorschlag helfen, das drohende Thema 
Zwangsabtretung von Energienetzen abzuwenden“401  Noch im Juni hatte das europäische 
Parlament die beiden Alternativlösungen zur eigentumsrechtlichen Entflechtung abgelehnt, 
das heißt, die ‚Gefahr’ einer verpflichtenden eigentumsrechtlichen Entflechtung durch EU-
Regulierung war noch nicht vollkommen auszuschließen.  RWE selbst betonte, sein Modell 
sei de lege lata, d.h. nach geltendem Recht durchsetzbar und könne unabhängig von der 
Zustimmung der Übertragungsnetzbetreiber umgesetzt werden (vor allem auf Grundlage 
der Zusammenarbeitsverpflichtung nach § 22 Abs. 2 S. 4 EnWG). Das Konzept einer deut-
schen ‘Netz AG’ hingegen sei rechtlich nicht erzwingbar und setze den Konsens aller Be-
treiber voraus. Mit der Gründung einer einheitlichen Regelzone unter Systemführerschaft 
von RWE sei die Gründung einer ‘Netz AG’ hinfällig und die Eigentumsverhältnisse blieben 
unangetastet. Mit dem ‚Topfmodell’ der anderen drei ÜBN könnten wiederum nicht alle 
Optimierungspotentiale gehoben werden, da die bisherigen Regelzonen bestehen blei-
ben.402 Die rechtliche Zulässigkeit einer einheitlichen Regelzone ist jedoch umstritten. Ein 
rechtliches Gutachten im Auftrag von Vattenfall kommt zu dem Schluss, dass die erzwun-
gene Schaffung einer einheitlichen Regelzone und somit auch das ‚Zentralregler-Modell’ 
bei fehlender Einigkeit der ÜNB durch die BNetzA nach geltendem Recht nicht möglich 
sind. Ohne gesetzgeberischen Eingriff käme jedoch das ‚Topfmodell’ aus (vgl. auch 
4.2.4).403 In der Zeitung European Voice wurde der Vorschlag von RWE kritisch bewertet: 
„The real danger here is, that RWE [...] would abuse the control granted to it as operator 
of the whole network“. Eine neutrale ‘Netz AG’, welche nach Verkauf der Übertragungs-
netze durch Zusammenschluss der neuen Besitzer entstehen könnte und eine Ausweitung 
dieser auf europäischer Ebene sei jedoch wünschenswert.404 Auch Frontier Economics ver-
weist in seinem Gutachten auf das Diskriminierungspotential von RWE als alleinigem Sys-
temführer.405 Sowohl die BNetzA als auch die Bundesregierung sprachen sich weiterhin für 
eine Zusammenlegung der Regelzonen aus. Der Präsident der BNetzA bezeichnete im Sep-
tember die Zusammenlegung der Regelzonen als sinnvollen Zwischenschritt auf dem Weg 
hin zu einer ‘Netz AG’.406 In der Stellungnahme der Bundesregierung zum Sondergutachten 
der Monopolkomission Strom und Gas 2007 im Dezember 2008 wird ebenfalls darauf hinge-
wiesen, dass durch die Schaffung einer bundesweiten Regelzone der Bedarf an Regelener-
gie und somit auch die Kosten sinken könnten. Die BNetzA sei beauftragt worden „die rech-
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tlichen und technischen Voraussetzungen zur Zusammenlegung der vier Regelzonen zu prü-
fen und so eine Zusammenlegung vorzubereiten“. 407 
In Reaktion auf die Vorschläge der ÜNB (‚Zentralregler-Modell’ und ‚Topfmodell’) beauft-
ragte die BNetzA die TU Dortmund und das Unternehmen E-Bridge, ein Gutachten zu den 
beiden durch die ÜNB entworfenen Konzepten zu erstellen, welches Ende August 2009 vor-
lag.408 Die Gutachter stellen dar, dass beide Konzepte bei einer Umsetzung ähnliche positi-
ve Effekte hätten und nur marginale Vorteile zu Gunsten des ‚Zentralregler-Modells’ be-
stehen, jedoch sei dessen Umsetzung deutlich zeitaufwändiger. Kurzfristig wird daher die 
Erweiterung des ‚Netzregelverbundes’ empfohlen, der jederzeit in ein ‚Zentralregler-
Modell’ überführt werden könne. Darüber hinaus wird auf die höheren „prozessmäßigen 
Umsetzungsrisiken bezüglich der Systemsicherheit“ beim ‚Zentralregler’ verwiesen.409 In 
Reaktion auf dieses Gutachten beauftragten Lichtblick und der BNE die LBD Beratungsge-
sellschaft wiederum mit der Erstellung eines Kurzgutachtens, welches die Vorteile des 
‚Zentralregler-Modells’ in einer einheitlichen Regelzone untermauert. Durch das ‚Zentral-
regler-Modell’ könnten - unter anderem - höhere Einsparungen beim Regelenergieleis-
tungsbedarf und Regelenergieeinsatz sowie bei der Bilanzkreisabwicklung erreicht und au-
ßerdem mehr Wettbewerb auf dem Regelenergiemarkt ermöglicht werden.410 Zwar hatten 
BNE und Lichtblick in ihrem Missbrauchsantrag vorerst lediglich die regelzonenübergreifen-
de Saldierung gefordert, als jedoch RWE seinen Vorschlag vorbrachte, sah man realistische 
Chancen, durch die Zusammenlegung der Regelzonen weitere Potentiale zu heben.411 Amp-
rion (RWE) kritisierte das Gutachten der TU Dortmund und E-Bridge als unvollständig und 
unausgewogen zu Lasten des ‚Zentralregler-Modells’.412 Bernd Jauch von der EnBW wiede-
rum betonte, das Gutachten käme zu dem Schluss, dass beide Modelle wirtschaftliche 
grundsätzlich gleichwertig seien. Das Gutachten beschreibe zwar einen vermeintlichen 
kleinen wirtschaftlichen Vorteil des ‚Zentralregler-Modells’. Er kritisierte jedoch die me-
thodische Vorgehensweise der Gutachter und die Quantifizierung bei der Erarbeitung der 
Vorteile. Diese seien nicht ausreichend belegt.413  
EnBW, Vattenfall und E.ON beschlossen Ende Oktober 2008, ab Dezember die regelzonen-
übergreifende Kooperation zu verstärken und somit den ‚Netzregelverbund’ umzusetzen. 
Dadurch könnten erhebliche Synergien ohne Veränderung der bewährten Regelzonenstruk-
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turen und zeitliche Verzögerung gehoben werden.414 Somit werde ein zweistelliger Millio-
nen-Betrag eingespart und gleichzeitig die „bewährte Sicherheitsstruktur“ durch die Bei-
behaltung separater Regelzonen aufrechterhalten.415 Er begrüße diese Ankündigung, so der 
Wirtschaftsminister. Sie zeige aber auch, „dass die Stromversorger erst vor dem Hinter-
grund drohender Regulierungsmaßnahmen zu Kooperation bereit sind“. Umso wichtiger sei 
es, dass der von ihm eingesetzte Moderator „in Gesprächen mit den Stromkonzernen auf 
weitere Potentiale für Energiepreissenkungen“ hinweise. „Ich sehe z.B. Synergieeffekte 
durch eine Zusammenlegung der Stromübertragungsnetze.“416 
Im Frühjahr 2010 entschied die BNetzA, „nach Maßgabe des Bundeswirtschaftsministe-
riums“ aufgrund des Ergebnisses des Gutachtens der TU Dortmund und E-Bridge in einem 
ersten Schritt die Erweiterung des ‚Netzregelverbundes’ anzuordnen (vgl. auch 0), um 
möglichst schnell Effizienzpotentiale zu heben.417 Eine ‘Netz AG’ werde zwar weiterhin an-
gestrebt, könne jedoch nicht erzwungen, sondern lediglich durch Überzeugungsarbeit her-
beigeführt werden.418 Dass die BNetzA den Weg des geringeren Widerstandes ging und sich 
trotzt ihrer Präferenz für eine einheitliche Regelzone vorerst gegen das Modell von RWE 
entschied, erklärt sich angesichts der Ablehnung der anderen ÜNB und die Befürchtung der 
BNetzA, somit ihre vorgesehenen Kompetenzen zu überschreiten und Klagen der ÜNB zu 
provozieren.419 In Anbetracht der Ergebnisse des Gutachtens der TU Dortmund und E-Bridge 
erschien die Anordnung einer einheitliche Regelzone gegen den Willen zweier ÜNB für die 
Bundesnetzagentur schwer zu rechtfertigen, da vor allem die Verhältnismäßigkeit des Ein-
griffes fragwürdig erschien.  
Einsatz eines Moderators durch das BMWi 
Anfang Oktober 2008 gab das BMWi bekannt, es habe „einer Anregung aus den Reihen der 
Energiewirtschaft folgend“, als ehrenamtlichen Moderator den Aufsichtsratsvorsitzenden 
der Infineon AG Max Dietrich Kley benannt, um „in vertraulichen Gesprächen mit den Ener-
gieversorgungsunternehmen insbesondere mögliche Optionen für eine Strom-
Netzgesellschaft“ auszuloten.420 Im März hatte E.ON Chef Bernotat angeregt, der Staat 
könne als Moderator seinen Beitrag zur Gründung einer ‘Netz AG’ leisten.421 Dass diese Ge-
spräche nicht die staatliche Organisation einer ‘Netz AG’ einleiten sollten, sondern ledig-
lich eine „Moderation“ darstellen, versteht sich vor dem Hintergrund der Position des 
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BMWi.  „Es wäre zu begrüßen, wenn sich die Netzbetreiber entschließen, ihre Netze frei-
willig in eine private deutsche ‘Netz AG’ einzubringen […]. Dies kann allerdings nicht staat-
lich organisiert werden!“ so BMWi-Staatssekretär Homann im Juni 2008. 422  Gudrun Kopp 
von der FDP-Fraktion begrüßte die Initiative. Deutschland müsse der EU-Kommission eine 
zukunftsweisende Lösung präsentieren können. Die ‘Netz AG’ stelle den „idealen Kompro-
miss zwischen einer eigentumsrechtlichen Zerschlagung und dem bisher von der Bundesre-
gierung vertretenen ‚Weiter so’ dar“.423 „Anstatt weiter nur im Schmollwinkel zu sitzen 
und die Bemühungen der Kommission um mehr Wettbewerb zu torpedieren, sollte Herr 
Glos endlich in die Offensive gehen und den unverhältnismäßigen Vorstellungen aus Brüssel 
sachgerechte Lösungen entgegensetzen.“424 
Der Dialog mit den Netzbetreibern über die Möglichkeiten und Voraussetzungen zur Grün-
dung einer ‘Netz AG’ war bereits im August 2008 in einem Papier der Projektgruppe Ener-
giepolitisches Programm angekündigt worden.425 Im Rahmen der Gespräche sollten jedoch 
nicht nur die Optionen für eine ‘Netz AG’ besprochen werden, sondern gleichzeitig über 
die Vorstellungen der Energiekonzerne für einen zukünftigen Energiemix in der Stromer-
zeugung und die Zukunft der Kernkraft verhandelt werden. So sollte der Moderator Mög-
lichkeiten prüfen, wie Verbraucher entlastet werden könnten, wenn eine Verständigung 
auf eine Laufzeitverlängerung bei Kernkraftwerken zustande kommen sollte.426 Vor Auf-
nahme der Gespräche hatte Umweltminister Sigmar Gabriel den Wirtschaftsminister ge-
warnt, den Moderator auch über eine Laufzeitverlängerung der Atomkraftwerke verhandeln 
zu lassen: „Das wäre ein Verstoß gegen die Koalitionsvereinbarung, den die SPD auf keinen 
Fall hinnehmen wird.“427 Im Koalitionsvertrag von 2005 wird darauf verwiesen, dass die 
Koalitionspartner hinsichtlich der Kernenergie unterschiedliche Auffassungen vertreten, 
deshalb könnten der am 14. Juni 2000 beschlossene Atomkonsens sowie die dazu in Novelle 
des Atomgesetzes getroffenen Regelungen nicht geändert werden.428 Während sich die 
CDU/CSU für eine Verlängerungen der Laufzeiten ausspricht und ankündigte, im Falle einer 
Koalition mit der FDP nach der Bundestagswahl die Laufzeiten zu verlängern429, kommt für 
die SPD eine Laufzeitverlängerung nicht in Frage.430 Die Verknüpfung der Verhandlungen 
über eine Stromnetzgesellschaft mit der umstrittenen Frage der Laufzeitverlängerung 
durch das BMWi zeugt davon, dass die Initiierung des Moderationsprozesses allein vom 
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BMWi getragen wurde und keine Absprache mit dem BMU erfolgte. Inwiefern die Laufzeit-
verlängerung im Austausch mit Zugeständnissen der Netzbetreiber beim Thema ‘Netz AG’ 
verbunden werden sollte, bleibt offen. Diese Möglichkeit sprach die FDP Abgeordnete Kopp 
erst nach der Bundestagswahl aus: „Im Zusammenhang mit einer möglichen Laufzeitverlän-
gerung wäre es für die Energieversorger sicher leichter, ihre Stromnetze in eine Deutsche 
‘Netz AG’ einzubringen“.431 
Deutlich mehr Initiative der Bundesregierung wurde von der Opposition gefordert. Am 15. 
Oktober 2008 stellte die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen einen Antrag, in welchem sie die 
Bundesregierung auffordert, die Gründung einer von der Stromerzeugungswirtschaft unab-
hängigen Netzgesellschaft mit einer Mehrheitsbeteiligung der öffentlichen Hand rechtlich 
und organisatorisch vorzubereiten und damit über den Dialog mit den Netzbetreibern hi-
naus konkrete Schritte in die Wege zu leiten. Der Antrag wurde am 16. Oktober im Bundes-
tag beraten.  In der Sitzung sprach sich der energiepolitische Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion gegen eine ‘Netz AG’ aus, wenn diese gleichzeitig OU mit sich bringe und vertei-
digte die Idee einer einheitlichen Regelzone. „Die Netz AG allein ist, wie das Ownership-
Unbundling, eine Monstranz, die man vor sich herträgt, die aber dem Wettbewerb nichts 
bringt.“432 
4.2.4 Die Debatte im Wahljahr 2009  
Schon Ende 2008 hatten Vertreter der Bundestagsfraktionen die schleppende Debatte um 
eine ‘Netz AG’ kritisiert. Offenbar wolle sich CSU-Wirtschaftsminister Michael Glos nicht 
mit den Konzernen anlegen, so Ulla Lötzer von der Linksfraktion. Gudrun Kopp von der 
FDP-Fraktion kritisierte, es vergeht viel zu viel Zeit bei der Neuordnung der Stromnetze 
und der Bildung einer nationalen ‘Netz AG’.433 Auch der energiepolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion, Rolf Hempelmann bemängelte den schleppenden Fortgang des Moderations-
prozesses. Es sei bisher nicht bekannt, inwieweit es dem Moderator in den letzten vier Mo-
naten gelungen sei, Fortschritte zu erzielen. Da der Verkaufsprozess bei Vattenfall und 
E.ON jedoch bereits sehr weit fortgeschritten sei, bleibe nicht mehr viel Zeit für ein akti-
ves Handeln der Regierung. Die SPD-Fraktion erwarte daher einen zeitnahen Abschluss des 
Moderationsprozesses und als Ergebnis konkrete Vorschläge der Bundesregierung. Gleich-
zeitig betonte er, die Politik könne sich keine „Schnellschüsse“ erlauben. Eine Lösung ge-
gen den Willen der derzeitigen Eigentümer sei nicht denkbar.434 Hans-Josef Fell von der 
Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen forderte der Wirtschaftsminister auf: „Sorgen sie dafür, 
dass es so schnell wie möglich eine bundesweite Netzgesellschaft gibt!“435 Den Äußerungen 
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ist zu entnehmen, dass sich der Zeitdruck vor allem angesichts der fortschreitenden Ver-
kaufsprozesse bei Vattenfall und E.ON ergab, da der anstehende Verkauf eine Chance dar-
stellte, zumindest die beiden Netze zusammenzuführen. Gleichzeitig beharrten die Frak-
tionen auf ihren Positionen bezüglich der Eigentumsverhältnisse einer Netzgesellschaft und 
der Rolle des Staates.436 Politischer Druck auf RWE und EnBW, ihr Netz zu verkaufen, sei 
nicht erkennbar, heiße es in der Branche, so die Süddeutsche Zeitung im März. „Angesichts 
der Differenzen zwischen Union und SPD, so mutmaßte die Kanzlerin schon, werde das 
Netz womöglich noch zum Wahlkampf-Thema.“437 Diese Prognose sollte sich bewahrheiten.  
Am 5. Januar legte Vizekanzler und SPD-Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmeier als 
Grundlage für die Verhandlungen im Koalitionsausschuss zum Konjunkturpaket einen 
„Wachstums und Stabilitätspakt für Deutschland“ vor. Darin heißt es: „Wir streben die 
Gründung einer Deutschen Netzgesellschaft als Aktiengesellschaft an. Daran sind private 
und öffentliche Investoren beteiligt. Wir wollen, dass der Bund sich an diesem Netz mit ei-
ner Sperrminorität von 25,1 % beteiligt.“438 Bundesumweltminister Gabriel begrüßte die 
Vorschläge Steinmeiers zur Gründung einer Netzgesellschaft.439 Am 12. Januar einigte sich 
die Bundesregierung auf ein Konjunkturpaket 2.  Dort wird erklärt, eine deutsche Gesell-
schaft für die Stromnetze sei „wünschenswert“ und ihr Zustandekommen im nationalen 
Interesse. Die Bundesregierung werde dabei eine „aktive Rolle“ spielen.440 Während die 
Äußerungen des Konjunkturpaketes zu einer ‘Netz AG’ sehr vage blieben, wird in der am 
12. Februar vom BMU vorgestellten ‚Roadmap Energiepolitik’ die Gründung einer Netzge-
sellschaft eindeutig angestrebt. So heißt es dort: „Wir werden eine bundesweite Netz-
Gesellschaft gründen“. Für diese Netzgesellschaft „ist eine staatliche Beteiligung von min-
destens 25,1 % erforderlich“.441 In Reaktion auf die in der Roadmap geäußerten Zielsetzun-
gen sprach sich die Bundeskanzlerin am 13. Februar auf einer Tagung des Wirtschaftsrates 
der CDU erneut für eine private Netzgesellschaft aus.442 [Hervorhebungen in diesem Absatz 
durch die Verfasserin]  
Die Gegenüberstellung dieser Absichtserklärungen zeigt die Uneinigkeit innerhalb der Re-
gierung, welche vor allem über die Rolle des Staates als mehr oder weniger aktiver Akteur 
bei der Gründung einer ‘Netz AG’ bestand. Schon die Initiierung der Gespräche mit den 
Netzbetreibern durch das BMWi hatte deutlich gemacht, dass eine freiwillige Kooperation 
angestrebt wurde und die Bundesregierung zwar eine aktive, aber lediglich moderierende 
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Rolle einnehmen sollte. Die Formulierungen des BMU und des SPD-Kanzlerkandidaten brin-
gen jedoch den Wunsch nach einer Beteiligung der Politik am Prozess der Gründung als 
auch nach einer stärkeren staatlichen Beteiligung an einer zukünftigen Netzgesellschaft 
zum Ausdruck.  
Das Handelsblatt berichtete im März, der Moderator Kley müsse Mitte des Monats ein Kon-
zept vorlegen und zitierte RWE-Chef Großmann mit den Worten: „Ich habe von Herrn Kley 
keinen Vorschlag erhalten. Ich bin nicht der Meinung, dass es eine Deutsche Netz AG geben 
wird. Den Ruf danach habe ich in den vergangenen Wochen auch nicht mehr so nachdrück-
lich gehört.“ Auch in Regierungskreisen heiße es, „aus dem Prozess ist jede Dynamik he-
raus“. 443 Am 16. März übermittelte das BMWi dem Ausschuss für Wirtschaft und Technolo-
gie des Bundestages einen Bericht zum Stand der Verhandlungen über eine Netzgesell-
schaft und zum Stand des Energieleitungsausbaugesetzes. Darin heißt es, die Sondierungen 
unter Moderation von Herrn Max Dietrich Kley seien zwar noch nicht abgeschlossen, die 
bisherigen Gespräche zeigten jedoch, dass nicht alle Übertragungsnetzeigentümer dem 
Projekt einer einzigen Netzgesellschaft aufgeschlossen gegenüberstehen. Die Gründung ei-
ner Netzgesellschaft in einem Schritt sei daher wenig aussichtsreich. Vor diesem Hinter-
grund sollten zunächst Optionen für ein schrittweises Vorgehen überprüft werden, bei dem 
nicht alle ÜNB mit einbezogen werden. Parallel bereite die BNetzA bereits auf Veranlas-
sung des BMWi die Zusammenlegung der vier Regelzonen vor. Dies sei ein längerer, weitge-
hend technischer Prozess, der aber bereits zu Kostenersparnissen führe.444 Positiver zu den 
Verhandlungen mit den ÜNB äußerte sich der seit Februar im Amt befindliche Wirtschafts-
minister zu Guttenberg Anfang April im Handelsblatt. Man führe dazu intensive Gespräche, 
die jedoch noch nicht beendet seien.445 Insgesamt verliefen die Gespräche mit den Netzbe-
treibern ergebnislos, ohne dass es zu einer  öffentlichen Debatte kam. Thomas Bareiß, 
Koordinator für Energiepolitik der CDU/CSU-Fraktion äußerte dazu im Interview: „Man war 
eigentlich sogar eher ein bisschen froh, dass es so einigermaßen ohne Gesichtsverlust für 
alle Seiten im Sande verlief. Es ging sehr offen aus. Es gab nie den großen Hype, wo man 
gesagt hat, Mensch das ist ja alles gescheitert.“446  
Die unter 2.6 zusammengefassten Gutachten im Auftrag von BMWi und BMU wurden im 
Sommer 2009 veröffentlicht. Das Gutachten von Frontier Economics für das BMWi wurde im 
März fertig gestellt, jedoch erst Mitte Juni veröffentlicht, das Gutachten der Wirtschafts-
kanzlei Hogan und Hartson und der LBD Beratungsgesellschaft für das BMU im Mai vorge-
legt, jedoch erst im Wahlkampf Ende August durch das BMU veröffentlicht.447 Während das 
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Gutachten von Frontier Economics auch die Vor- und Nachteile der vorgelagerten Lösungen 
untersucht, legen die Gutachter für das BMU den Schwerpunkt auf die Option ‘Netz AG’ 
und entwickeln ein ausdifferenziertes Modell einer Netzgesellschaft. Auch plädieren von 
Hammerstein u.a. eindeutig für OU, dem das BMU nicht ablehnend gegenübersteht. Die 
Gutachter von Frontier Economics sehen zwar die größten Effizienzpotentiale in der Grün-
dung einer ‘Netz AG’, weisen aber darauf hin, dass diese langwierig und politisch teuer zu 
erkaufen sei und schlagen −  „falls dieses Ziel nicht erreichbar ist“ − vorgelagerte Alterna-
tiven vor.448 Wie unter bereits 2.6 geschildert, geben die Gutachten damit die Positionen 
der Ministerien wieder. Die Pressemitteilungen der beiden Ministerien zu den Gutachten 
ähneln sich insofern, als beide die Unterstützung der Gutachter für die Forderung nach ei-
ner ‘Netz AG’ als auch die Unterstützung für die jeweilige von den Ministerien geforderte 
Rolle des Staates begrüßen.449 
Die LBD  Beratungsgesellschaft als auch Frontier Economics arbeiten sowohl im Auftrag der 
Wirtschaft als auch der öffentlichen Hand. Während die LBD Beratungsgesellschaft vor al-
lem Stadtwerke, Regionalversorger und Newcomer auf dem Energiemarkt, wie beispiels-
weise Lichtblick, berät, ist das europaweit agierende Beratungsunternehmen Frontier Eco-
nomics vor allem für große Energieunternehmen, wie auch die vier deutschen EVUs tätig. 
Die Auswahl der Berater durch die Ministerien erscheint demnach vor dem Hintergrund der 
Legitimation gegenüber externen Stakeholdern nicht zufällig. So wird es vor allem im Sinne 
des BMWi gewesen sein, dass die Ergebnisse des Gutachtens bei den ÜNB auf Akzeptanz 
stoßen, da das Ministerium grundsätzlich auf eine freiwillige Kooperation der ÜNB setze. 
Beratungsunternehmen bringen praktisches betriebswirtschaftliches Wissen mit, welches 
sie häufig von der wissenschaftlichen Beratung unterscheidet. Darüber hinaus könnten Un-
ternehmensberater „als eine Art Vertreter der Wirtschaft“ der Politik dazu dienen, die Ak-
zeptanz für politische Entscheidungen seitens der Wirtschaft zu erhöhen. Zusätzlich kann 
die Beauftragung von Gutachten vorerst auch den politischen Handlungsdruck von den Ent-
scheidern nehmen und die Entscheidung aufschieben. 450 
Die Diskussion um die verfassungsrechtlichen Konsequenzen einer erzwungenen Netz-
Gesellschaft, welche bei einer freiwilligen Übertragung umgangen würden, wurde 2009 von 
einem Rechtsgutachten des Juristen Peter Salje an der Universität Hannover im Auftrag 
von Vattenfall Europe Transmission aufgegriffen, welches sich mit der umstrittenen Frage 
beschäftigt, ob auch gegen den Willen der ÜNB per Gesetz oder Verwaltungsakt eine natio-
nale Regelzone oder eine Netzgesellschaft gebildet werden kann. Das Gutachten kommt zu 
dem Schluss, dass sich mit gesetzgeberischen Mitteln angesichts der resultierenden Ent-
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schädigungspflichten und der Möglichkeit, mildere Mittel einzusetzen, eine deutsche Netz-
gesellschaft kaum realisieren lassen wird. Eine Einbindung der ÜNB sei daher nur auf frei-
williger Basis möglich. In der Einleitung des Gutachtens wird darauf verwiesen, dass die 
freiwillige Übertragung der Netze unrealistisch sei, da EnBW und RWE diese ablehnen. Für 
die Schaffung einer nationalen Regelzone bestehe bisher keine ausreichende Ermächti-
gungsgrundlage, jedoch sei eine gesetzliche Verpflichtung denkbar. Die Effizienzgewinne 
durch die Bildung einer einheitlichen Regelzone und damit die Verhältnismäßigkeit des ge-
setzlichen Eingriffes werden jedoch angezweifelt.451 Auch Bernd Jauch von der EnBW 
Transportnetze AG äußerte, sein Unternehmen sei der Auffassung, dass im jetzigen EnWG 
die rechtlichen Grundlagen zur Schaffung einer einheitlichen Regelzone fehlten. Insbeson-
dere sei völlig ungeklärt, inwieweit die Systemverantwortung der ÜNB nach § 13 EnWG in 
einer einheitlichen Regelzone gemeinsame wahrgenommen werden könne. Die Systemver-
antwortung sei seiner Auffassung nach nicht teilbar.452 Zwar urteilt von Hammerstein 
(2007) in einem Gutachten für den vzbv, sowohl die Eigentums-Entflechtung als auch die 
Einsetzung eines unabhängigen Netzbetreibers stellten angesichts der weiterhin bestehen-
den negativen Anreize für die integrierten EVU, ihr Netzmonopol zu missbrauchen, einen 
verhältnismäßigen Eingriff dar.453 Die in dem Gutachten von Salje zum Ausdruck kommende 
Präferenz für eine freiwillige Lösung erklärt jedoch die Versuche der Politik, die ÜNB im 
Konsens zu einer Lösung zu bewegen, da ansonsten rechtliche Streitigkeiten entstehen und 
die resultierende rechtliche Unsicherheit Investitionen der Netzbetreiber behindern könn-
te.454 Darüber hinaus ist vor diesem Hintergrund auch das Bestreben der BNetzA zu verste-
hen, eine schrittweise Vorgehensweise zu verfolgen: „schon heute ist vieles machbar, 
wenn man pragmatisch vorgeht.“455 Zwar teilt die BNetzA nicht die in dem Gutachten ge-
äußerte Skepsis gegenüber den Vorteilen einer einheitlichen Regelzone, bezeichnet jedoch 
deren gesetzliche Anordnung lediglich als zweitbeste Lösung, die zum Einsatz kommen soll-
te, „wenn es gar nicht anders geht“, das heißt, eine kooperative Lösung nicht zu Stande 
kommt. Bei einer konfrontativen Zusammenlegung seien zusätzliche Verzögerungen vor-
programmiert.456 RWE sieht hingegen keine Notwendigkeit eine einheitliche Regelzone ge-
setzlich anzuordnen, denn diese sei bereits nach geltendem Recht auch gegen den Willen 
der ÜNB durchsetzbar (vgl. 0). Die Bundesregierung spricht in ihrem Evaluierungsbericht 
von 2007 wiederum von einer „gesetzlichen Anordnung“ zum Zusammenschluss der Regel-
zonen (vgl. 0).  
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Am 14. Juni stellte die SPD ihr Regierungsprogramm vor. Man trete für die Gründung einer 
Deutschen ‘Netz AG’ ein und könne sich auch eine staatliche Beteiligung vorstellen.457 Ähn-
liche Worte wählte SPD-Kanzlerkandidat Steinmeier im August 2009 in seinem sogenannten 
‚Deutschland Plan’.458 Im CDU-Wahlprogramm hingegen wird betont, man wolle eine ein-
heitliche deutsche Regelzone schaffen, eine staatliche Beteiligung sei jedoch nicht zielfüh-
rend.459 
4.2.5 Entwicklungen nach der Bundestagswahl  
Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung  
Im Koalitionsvertrag der am 27. September 2009 gewählten neuen Bundesregierung aus FDP 
und CDU/CSU heißt es: „Wir setzen uns dafür ein, die deutschen Übertragungsnetze in ei-
ner unabhängigen und kapitalmarktfähigen Netzgesellschaft zusammenzuführen und die 
Grenzkuppelstellen weiter auszubauen.“ Darüber hinaus sollen „Wettbewerbshemmnisse 
im grenzüberschreitenden Stromhandel durch ein besonders marktfreundliches Engpassma-
nagement und durch eine Zweckbindung der Engpasserlöse“ beseitigt werden. Neben die-
sen Zielen zur Verschärfung des Wettbewerbs versprechen die Koalitionspartner, den Bau 
hocheffizienter Kohlekraftwerke zu ermöglichen und eine Laufzeitverlängerung für Atom-
kraftwerke durchzusetzen.460 Die SPD-Bundestagsfraktion kritisierte, der Koalitionsvertrag 
verschweige, wie der Weg hin zu einer ‘Netz AG’ gestaltet werden soll: „Der Koalitionsver-
trag sieht keine Zwischenschritte über eine gemeinsame und einheitliche Regelzone vor. 
Diese wäre sowohl technisch als auch regulatorisch in kürzester Zeit realisierbar.“461 Die 
Energieversorgungsunternehmen selbst beurteilten die Erwähnung einer Netzgesellschaft 
im Koalitionsvertrag lediglich als „taktischen Schachzug“ ohne praktische Relevanz und mit 
wenig Umsetzungschancen, so die Börsen-Zeitung: „Um sich nicht von vornherein der Ver-
dächtigung auszusetzen, den Großkonzernen zu viele Geschenke zu machen, hätten sich 
die Koalitionäre das Thema Wettbewerbsstärkung auf die Fahnen geschrieben.“462 Eine 
EnBW-Sprecherin äußerte: „Wir wollen unser Netz behalten – daran hat sich auch durch die 
Koalitionsvereinbarung nichts geändert.“463 Die Strategie der Bundesregierung bleibt eben-
falls unverändert. So kündigt die Bundesregierung an, das BMWi werde gemeinsam mit 
BMF, BMU und Bundeskanzleramt die Gespräche mit den Netzeigentümern fortführen, um 
das Projekt einer einheitlichen Netzgesellschaft voranzubringen. Die rechtliche Ausgestal-
tung einer Zusammenführung der Netze sei von den Unternehmen jedoch privatrechtlich zu 
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regeln.464 Gleichzeitig hat der Verkauf des E.ON- und des Vattenfall-Netzes an zwei unter-
schiedliche ausländische Betreiber die Situation nicht vereinfacht. Somit sei ein „leiser Ab-
schied von der Netz AG“, vollzogen worden, so die Süddeutsche Zeitung.465 
Erweiterung des ‚Netzregelverbundes’ 
Am 16. März 2010 ordnete die BNetzA die deutschlandweite Einführung eines ‚Netzregel-
verbundes’ bis 31. Mai 2010 an. Damit wird der bestehende Verbund dreier ÜNB um den 
Netzbetreiber Amprion erweitert und das ‚Zentralregler-Modell’ vorerst verworfen.466 Die 
BNetzA begründete ihre Entscheidung mit der schnellen Realisierbarkeit des ‚Topfmodells’, 
sieht jedoch für die Zukunft weiterhin die Möglichkeit der Zusammenlegung der Regelzo-
nen.467 Dass RWE nicht als ‚Zentralregler’ die Verantwortung über alle Regelzonen erhalten 
hat, begründet sich auch vor dem Hintergrund des Widerstandes der anderen Netzbetrei-
ber, allen voran EnBW gegen eine Dominanz von RWE.468 Denn, so auch die BNetzA, sei es 
vor allem auch eine „Prestigefrage“, wer die Ausregelung als Dienstleister übernehme.469 
LBD und Lichtblick kritisierten die zögerliche Entscheidung gegen die umfassendere Lösung 
eines zentralen Netzreglers: „Die BNetzA hätte wesentlich mehr zu verändern vermocht, 
als sie es mit dem heute veröffentlichten Festlegungsbeschluss getan hat.“470 Ähnlich kri-
tisch äußerte sich die Sprecherin für Energiewirtschaft der Bundestagsfraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen: „Die Gründung einer unabhängigen Netzgesellschaft für die Stromnetze in 
Deutschland ist mit der heutigen Entscheidung der BNetzA ein Stück weiter in die Ferne ge-
rückt. Die Bundesregierung, die sich eigentlich die Einrichtung der Netzgesellschaft zum 
Ziel gesetzt hatte, guckt dem Treiben tatenlos zu und verspielt erneut die Grundlage da-
für.“ Ein ‚Zentralregler’, jedoch ohne Beteiligung von RWE, sei dem bestehenden ‚Netzre-
gelverbund’ vorzuziehen.471 Die Bundesregierung betonte jedoch „Die kurzfristige Ausdeh-
nung des Netzreglerverbundes auf alle vier Regelzonen steht einer späteren Einrichtung ei-
nes Zentralreglers nicht entgegen.“472 Das BMWi wolle, so der Informationsdienstleister 
energate im April 2010, demnächst eine Ermächtigungsverordnung vorlegen, welche die 
Anordnung der Zusammenlegung der Regelzonen ermöglicht.473  
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5.1 Zusammenfassung und Beantwortung der Fragestellung  
In Folge der Sektoruntersuchung der EU-Kommission im Januar 2007 rückte das Thema OU 
erneut in das Zentrum der Diskussion um die Neuordnung der europäischen Übertragungs-
netze. Vor allem die Kommission sah in der eigentumsrechtlichen Entflechtung ein effekti-
ves Mittel, um bestehende Wettbewerbsdefizite zu beheben. In Deutschland wurde zu die-
sem Zeitpunkt die Einführung der Anreizregulierung sowie der KraftNAV eingeleitet. Erst 
2005 war die BNetzA auch als Regulierungsbehörde für die Strom- und Gasmärkte einge-
setzt worden. Die Forderung der Kommission nach OU erschien einigen Akteuren in 
Deutschland daher verfrüht. Erst wenn nachgewiesen werden könne, dass die bestehende 
Regulierung versage, sei OU als letztes Mittel gerechtfertigt.474 Grundsätzlich sah die Bun-
desregierung jedoch Handlungsbedarf, mit einer wirksamen Regulierung und Entflechtung 
den Wettbewerb und erforderliche Investitionen sicherzustellen und räumte im Evaluie-
rungsbericht zum EnWG die prinzipielle Notwendig einer Nachbesserung bei den bestehen-
den Entflechtungsvorgaben ein. Die ÜNB sahen sich angesichts der drohenden eigentums-
rechtlichen Entflechtung veranlasst, eigene Vorschläge zu entwickeln, die der Kommission 
entgegen kamen, jedoch die grundlegende Struktur der Unternehmen nicht berührten. 
Gleichzeitig machte sich die Bundesregierung auf EU-Ebene für eine ‚Dritte Option’ stark, 
welche den derzeitigen Eigentümern weiterhin Einfluss auf den Netzbetrieb lassen sollte 
und unterstützte damit die Opposition der ÜNB. Als E.ON im Februar 2008, ausgelöst durch 
ein Kartellverfahren der EU-Kommission ankündigte, sein Netz verkaufen zu wollen, sahen 
einige Akteure, darunter die FDP aber auch E.ON die Gelegenheit gekommen, diese Dyna-
mik zu nutzen, um die Gründung einer bereits seit den 90er Jahren wiederholt geforderten 
deutsche ‘Netz AG’ anzuregen. Da es auf EU-Ebene noch zu keiner Entscheidung gekommen 
war, nahm die Bundesregierung diese keineswegs neue Idee auf, eventuell auch vor dem 
Hintergrund, durch den Vorschlag zu tief greifende Entflechtungsvorgaben für die verblei-
benden vertikal integrierten Unternehmen abzuwenden. Sie sprach sich für die freiwillige 
Einbringung der Übertragungsnetze in eine ‘Netz AG’ aus und leitete informelle Gespräche 
mit den ÜNB ein. Ziel der Verhandlungen mit den ÜNB war es, ihre Bereitschaft zum Zu-
sammenschluss in einer Netzgesellschaft auszuloten und somit eigentumsrechtliche Konf-
likte zu umgehen. So betonte die Bundesregierung wiederholt, dass nur eine freiwillige Lö-
sung möglich sei. Die Gespräche verliefen jedoch ergebnislos.  
Unter den Parteien plädierten lediglich die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen und Die Linke 
eindeutig für eine eigentumsrechtlich entflochtene Netzgesellschaft. Durch die Schaffung 
einer eigentumsrechtliche entflochtenen Netzgesellschaft unter staatlicher Beteiligung 
könnten ein fairer Wettbewerb und ausreichende Investitionen gewährleistet werden. Die 
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SPD und auch das BMU nahmen keine eindeutige Haltung ein. Für die Koalition der Ent-
flechtungsgegner bedeutete die Gründung einer ‘Netz AG’ vor allem die Möglichkeit, über 
eine Regelzonenzusammenlegung hinausgehende Synergiepotentiale zu heben. Als Alterna-
tive zur eigentumsrechtlichen Entflechtung verabschiedete die Bundesregierung ein Bündel 
an Maßnahmen, die zu einer Verbesserung der Wettbewerbssituation beitragen sollten und 
teilweise auf erheblichen Widerstand der ÜNB stieß. Gleichzeitig kritisierte insbesondere 
die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen die rechtlichen Maßnahmen der Bundesregierung als 
unzureichend und kompromissbelastet. Die Gründung einer eigentumsrechtlich entflochte-
nen ‘Netz AG’ sei daher weiterhin erforderlich.  
Die Diskussion um eine Regelzonenzusammenlegung in Rahmen der Novellierung des EnWG 
2005 und der Auftrag an die Bundesregierung im Rahmen des EnWG-Evaluierungsberichtes, 
mögliche Optionen zu überprüfen, verdeutlichen, dass Probleme der Regelzonenstruktur 
als solche wahrgenommen wurde, noch bevor eine ‘Netz AG’ öffentlich diskutiert wurde. 
Die Ausführungen des Evaluierungsberichtes bleiben jedoch sehr vage. Einen konkreten 
Anstoß für eine Beschäftigung mit den möglichen Optionen für eine verstärkte Regelzonen-
kooperation lieferte erst der Missbrauchsantrag des Unternehmens Lichtblick und des BNE 
bei der BNetzA, welcher im Sommer 2008 in der Einleitung eines Festlegungsverfahrens 
durch die BNetzA mündete. Der Geschäftsführer des Unternehmens Lichtblick bezeichnete 
die Situation als günstig, da E.ON bereits Defizite der gegenwärtigen Situation eingestan-
den hatte. Im Rahmen des Festlegungsverfahrens machte Amprion sich für das ‚Zentralreg-
ler-Modell’ stark, während die drei übrigen ÜNB sich für den ‚Netzregelverbund’ einsetzen. 
In der Folge bemühte sich die BNetzA um ein schrittweises Vorgehen, in dessen Rahmen 
erst die Kooperation im ‚Netzregelverbund’ verstärkt, dann eine einheitliche Regelzone 
und auf lange Sicht eine einheitliche Netzgesellschaft gegründet werden sollte. Trotz des 
Wunsches - sowohl der Bundesregierung als auch der BNetzA - nach einer einheitlichen 
Netzgesellschaft, erschien diese angesichts der divergierenden Interessen der Netzbetrei-
ber und der rechtlichen Problematik nicht durchsetzbar. So wurden lediglich die bestehen-
den Kompetenzen der BNetzA zur Verbesserung der Kooperation der ÜNB ausgeschöpft, 
was letztendlich zur Anordnung einer deutschlandweiten Ausweitung des ‚Netzregelver-
bundes’ im Frühjahr 2010 führte. 
Diese Zusammenfassung des Prozesses verdeutlicht, dass die Gründung einer ‘Netz AG’ bis-
her vor allem daran scheiterte, dass die Regierung auf eine freiwillige Lösung im Konsens 
mit den ÜNB setze, da sie aus eine Anordnung möglicherweise resultierende rechtliche 
Konflikte und damit eventuell einhergehende Verzögerungen bei den Netzinvestitionen 
fürchtete. Ein Konsens mit den ÜNB kam jedoch nicht zu Stande. Gegner einer ‘Netz AG’ 
waren vor allem die Unternehmen RWE und EnBW. Im Gegensatz zu EnBW stellte für RWE 
jedoch die Zusammenlegung der Regelzonen eine Option dar, wenn das Unternehmen 
selbst als ‚Zentralregler’ auftrete. Vattenfall äußerte sich skeptisch gegenüber der Grün-
dung einer ‘Netz AG’. Zwar würden den Netzbetreibern bei Ausgestaltung einer Netz AG 
nach den ITO-Vorgaben des Energiebinnenmarktpaketes Beteiligungsmöglichkeiten gege-




ben, diese sind jedoch durch die E.ON-Zusage gegenüber der Kommission wiederum einge-
schränkt. Dies dürfte die Verhandlungen erschwert haben.  
Ausgelöst durch den Vorstoß von BNE und Lichtblick konnte sich zumindest die Umsetzung 
einer Minimallösung durch die BNetzA in Form des erweiterten ‚Netzregelverbundes’ 
durchsetzen. BNE und Lichtblick übernahmen eine wichtige Funktion, da sie die Diskussion 
um die Neuordnung der Übertragungsnetze Anfang 2008 nutzten, um konkrete Maßnahmen 
zu fordern. Jedoch beschränkte sich ihre Forderung auf eine Verstärkung der Kooperation. 
Diese wurde letztendlich auch durchgesetzt, stellt jedoch nur einen ersten Schritt dar. Die 
BNetzA nahm die Minimallösung auf, da sie unter dem Druck stand, möglichst schnell eine 
Lösung für die mangelhafte Situation der Regelzonen zu finden, die sie ohne große rechtli-
che Kontroverse und Widerstand der ÜNB im Rahmen ihrer Kompetenzen umsetzen konnte. 
Darüber hinaus bescheinigte ein Gutachten im Auftrag der BNetzA einer einheitlichen Re-
gelzone nur geringe Vorteile gegenüber dem ‚Netzregelverbund’. Zwar bevorzugte die 
BNetzA ausdrücklich eine einheitliche Regelzone, diese war jedoch angesichts der Ergeb-
nisse des Gutachtens, welche auch Bedenken von EnBW und Vattenfall bestätigten, schwer 
zu rechtfertigen. Die Problematik der vier Regelzonen wurde bereits im Rahmen der Novel-
lierung des EnWG 2005 diskutiert und Ineffizienzen waren unbestritten. Daher stand die 
Politik hier unter Handlungsdruck. Die Minimallösung ‚Netzregelverbund’ konnte zügig um-
gesetzt werden und erschien vorerst ausreichend. In den Worten Kingdons: „Apprehensive 
about being unable to calculate the political fallout, politicians shy away from grand de-
partures.[…] Given this natural caution, those who advocate major changes find they often 
must push for one small part at a time in order to move in their preferred direction.“475 
Auch bestand in der Großen Koalition Uneinigkeit über die konkrete Ausgestaltung einer 
Netzgesellschaft vor allem bezüglich der Frage einer staatlichen Beteiligung und der Eigen-
tumsverhältnisse. Als sich das Politikfenster für eine ‘Netz AG’ öffnete, war die Politik 
nicht darauf ‚vorbereitet’. Die Idee ‘Netz AG’ war nicht ausreichend ausgearbeitet und 
diskutiert, um im Konsens durch die Regierung präsentiert und vertreten zu werden. Für 
die Koalition contra OU war die ‘Netz AG’ ein Alternativvorschlag, um den Vorstoß der EU-
Kommission abzuwenden und gleichzeitig eine Möglichkeit, möglichst weitreichende Syner-
gieeffekte zu erzielen, die zu Einsparungen führen. Für die anderer Koalition, welcher mit 
Einschränkungen BMU und SPD zuzurechnen sind, bedeutete eine ‘Netz AG’ hingegen neben 
den möglichen Synergieeffekten die Umsetzung der eigentumsrechtlichen Entflechtung und 
damit die Gewährleistung von diskriminierungsfreien Wettbewerb. Auch wenn beide Koali-
tionen eine ‘Netz AG’ forderten, verfolgten sie unterschiedliche Motive. Deutlich wird der 
Dissens in der Regierung auch in der Vorgehensweise des BMWi. Dieses leitete Gespräche 
mit den ÜNB ein, beteiligte das BMU jedoch nicht, sondern nutzte die Verhandlungen, um 
auch über eine Laufzeitverlängerung zu sprechen. Zwar waren beide Ministerien an der 
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‚Staatsekretärsrunde Netze’ beteiligt, jedoch lässt die parallele Beauftragung zweier Gu-
tachten zu ähnlichen Fragestellung und die alleinige Initiierung der Gespräche mit den ÜNB 
durch das BMWi auf eine unvollständige Koordination schließen. Das Thema wurde 2009 von 
beiden Regierungsparteien zusätzlich zum Wahlkampfthema gemacht und eine Kompro-
missfindung damit erschwert. Es bestanden somit weder unter den zuständigen Ministerien 
noch unter den betroffenen ÜNB ausreichend große Schnittmengen gleicher Interessen, um 
ein gemeinsames Modell zu vertreten. Die Chancen der Befürworter einer eigentumsrech-
tlichen Entflechtung, eine ‘Netz AG’ durchzusetzen, an der die Beteiligung der ÜNB ausge-
schlossen ist, sanken mit der gescheiterten Durchsetzung des OU und des ITO als alleinige 
Optionen im Energiebinnenmarktpaket. Die unterschiedlichen Vorstellungen der Akteure 
vom Zweck einer Netzgesellschaft können auch darauf zurückgeführt werden, dass die po-
litische Diskussion nicht durch den plötzlich angestiegenen Problemdruck, sondern viel-
mehr durch die sich ergebende Gelegenheit durch Ankündigung des Unternehmens E.ON 
ausgelöst wurde. In der Konsequenz war die ‘Netz AG’ nicht an ein einzelnes Problem ge-
koppelt und wurde in der Argumentation ihrer zahlreichen Befürworter daher unterschied-
lich gerechtfertigt. Gleichzeitig kritisierten einige Akteure, die ‘Netz AG’ sei eine Option, 
die gar nicht direkt mit einem Problem verbunden sei. Sie sei „eine Monstranz, die man vor 
sich herträgt, die aber dem Wettbewerb nichts bringt.“476 Die Debatte verstelle außerdem 
den Blick auf die eigentlichen Zukunftsprobleme im Übertragungsnetz.477 
Von der Bundesregierung wurde die ‘Netz AG’ unter anderem als Alternative zum OU ge-
handelt. „Mit der Bündelung der vier Netze und Poolung des Eigentums wollte Glos dem 
Druck der EU-Kommission begegnen, die lange Zeit eine strikte Trennung des Netzbetriebs 
von dem der Kraftwerke vorangetrieben hatte.“478 Mit der Verabschiedung des dritten 
Energiebinnenmarktpaketes, welches alle drei diskutierten Entflechtungsoptionen enthält, 
bestand keine Notwendigkeit mehr, eine Alternativlösung zu präsentieren, welche die Be-
strebungen von Kommission und Parlament, eine verpflichtendes OU durchzusetzen, ent-
kräften könnte. Auch für RWE und EbBW als Gegner des OU bestand kein Anlass mehr, be-
züglich dem Thema ‘Netz AG’ Kompromissbereitschaft zu zeigen. Dass es in den Verhand-
lungen nicht zu einer Einigung auf ein Modell für eine ‘Netz AG’ kam, stellte für keinen der 
vier ÜNB einen direkten Nachteil dar.  
Insgesamt bestätigt sich die These, dass die Komplexität des Subsystems, die unsichere und 
umstrittene Informations- und Problemlage und der Entscheidungsdruck dazu beitrugen, 
dass eine ‘Netz AG’ bisher nicht zu Stande kam. Im komplexen Subsystem standen sich so-
wohl auf staatlicher Ebene als auch auf Unternehmensebene unterschiedliche Akteure ge-
genüber, die jeweils unterschiedliche Ausgestaltungsoptionen einer ‘Netz AG’ vertraten 
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oder diese gänzlich ablehnten. Es bestanden konträre Problemwahrnehmungen, sowohl in 
Bezug auf die Notwendigkeit eines OU als auch einer einheitlichen Regelzone. Selbst die 
Regierung vertrat keine einheitliche Position. Damit verbunden erfüllte die ‘Netz AG’ in 
der Vorstellung ihrer Befürworter unterschiedliche Zwecke. Die unsichere Informationslage 
kommt in der Diskussion um die Kompetenzen der BNetzA und die rechtlichen Konsequen-
zen einer einheitlichen Regelzone und einer ‘Netz AG’ zum Ausdruck. Da Folgen einer ge-
setzlichen Anordnung nicht absehbar erschienen, versuchte man eine Konsenslösung her-
beizuführen. Einwände der ÜNB fielen auf fruchtbaren Boden, da man bei rechtlichen 
Streitigkeiten Verzögerungen des Netzausbaus befürchtete. Grundsätzlich stand die Politik 
aber unter Handlungsdruck, eine Lösung für die unbestritten ineffiziente Situation bei den 
Regelzonen zu präsentieren. Nachdem jedoch eine Netz AG zeitnah nicht umsetzbar schien 
und auch nicht mehr als Alternativlösung zu den Entflechtungsvorschlägen der Kommission 
präsentiert werden musste, einigte man sich als Minimallösung auf den ‚Netzregelver-
bund’. Mit dessen Umsetzung sinkt wiederum die subjektive Notwendigkeit eine ‘Netz AG’ 
zeitnah herbeizuführen: „Participants may feel they have addressed the problem through 
decision or enactment. Even if they have not, the fact that some action has been taken 
brings down the curtain on the subject for the time being.“479 
Zusätzlich zu der in der These enthaltenen Zusammenhängen kann festgehalten werden, 
dass in dem Prozess grundsätzlich auch ein starker Fürsprecher fehlte, der sich effektiv für 
die Gründung einer ‘Netz AG’ bzw. für eine einheitliche Regelzone einsetze und über den 
entsprechenden Handlungsspielraum verfügte. BMWi und BNetzA waren als Vertreter der 
Koalition contra OU die zentralen Akteure im Prozess, da sie im Bereich der Netzregulie-
rung die am weitesten reichenden Kompetenzen haben. Jedoch setzten sie ihr Ziel, eine 
einheitliche Regelzone bzw. eine Netz AG zu schaffen, gegen die ÜNB nicht durch und 
orientierten ihre Entscheidungen an deren Bedenken. Das BMU positionierte sich zwar in-
haltlich in der Debatte, beauftrage ebenfalls ein Gutachten und nahm das Ziel ‘Netz AG’ in 
seine Roadmap von Anfang 2009 auf. Da jedoch insbesondere das Thema Regelzonen im 
Kompetenzbereich des BMWi und der BNetzA liegt, spielte das BMU insgesamt eine geringe-
re Rolle. Auch BNE und Lichtblick forderten eine einheitliche Regelzone, machten diese 
Forderung jedoch nicht zum Bestandteil ihres Missbrauchsantrages, um sicherzugehen, dass 
ihr Antrag rechtlich fundiert sei. Die fehlende Fürsprache der politischen Akteure kann 
auch darauf zurückgeführt werden, dass der politische Handlungsdruck durch die Verab-
schiedung der unter 4.2.1 genannten Regulierung sowie die neuen EU-Vorgaben zur Netz-
ausbauplanung sank (vgl. 0). Auch wenn sich eine ‘Netz AG’ und die neuen Regulierungs-
vorgaben in ihrem Effekten nicht vollständig überschneiden, kann angenommen werden, 
dass die zahlreichen Neuregelungen auf nationaler und auch auf EU-Ebene bereits viel poli-
tische Aufmerksamkeit und damit Handlungskapazität in Anspruch nahmen. Mit anderen 
Worten: eine Netz AG war für die Bundesregierung nie prioritär, sie war lediglich wün-
                                             
 
479  Kingdon (2003): Agendas, Alternatives and Public Policies, S. 169 




schenswert. Man wäre „nicht traurig“ wenn die einheitliche Regelzone der Türöffner zu ei-
ner Netz AG wird, so der Präsident der BNetzA.480 „Man war eigentlich sogar eher ein bis-
schen froh, dass es so einigermaßen ohne Gesichtsverlust für alle Seiten im Sande verlief“, 
so Bareiß von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu den gescheiterten Verhandlungen mit 
den Netzbetreibern.481 
Darüber hinaus kann die abwehrende Haltung der Bundesregierung gegen die eigentums-
rechtlich Entflechtung als Hemmnis für eine Netz AG gesehen werden. Auf EU-Ebene konn-
te die Bundesregierung OU und ITO als alleinige Optionen abwenden. Hätten sich diese als 
alleinige Optionen im Energiebinnenmarktpaket nach der Vorstellung der Kommission 
durchgesetzt, wären auch EnBW und RWE mindestens verpflichtet gewesen, die Systemfüh-
rung an einen unabhängigen Betreiber zu übergeben. Dies hätte die Diskussion um eine 
Netz AG sicherlich erleichtert, denn mit der Einbringung ihrer Netze in eine ‘Netz AG’ hät-
ten die ÜNB weniger ‚zu verlieren’ gehabt, als bei gleichzeitigem Bestehen der dritten Op-
tion. Dieser externe Anstoß durch EU-Regulierung blieb jedoch aus. 
5.2 Ausblick 
Wenn sich ein Politikfenster schließt, so Kingdon, kann dies darauf zurückgeführt werden, 
dass es den relevanten Akteuren nicht gelingt, ihre Idee umzusetzen, und sie sich anderen 
Themen zuwenden. „If they fail, they are unwilling to invest further time, energy, political 
capital, or other resources in the endeavor.“482 Als Vattenfall im März 2010 bekannt gab, 
dass es sein Netz an den belgischen Netzbetreiber Elia und einen australischen Infrastruk-
turfonds verkauft habe, werteten dies die Medien als Ende des Projektes ‘Netz AG’.483 Die 
Bundesregierung als auch die BNetzA äußern allerdings weiterhin die Absicht, eine solche 
Gesellschaft zu gründen. Die Gespräche mit den ÜNB in der letzten Legislaturperiode hät-
ten zwar zu keiner einvernehmlichen Lösung geführt, jedoch beabsichtige man, diese mit 
den neuen Eigentümern fortzusetzen, so die Bundesregierung im März.484 Der Präsident der 
BNetzA betonte, die Pläne für eine ‘Netz AG’ seien nicht gestorben, „die neuen Netzbe-
treiber blieben schließlich Gesellschaften deutschen Rechts und die Netze seien weiterhin 
der deutschen Regelung unterworfen.“485 Das Handelsblatt berichtete im März, die BNetzA 
„warte auf eine Änderung des EnWG, die es ihr ermöglichte, weiter reichende Anordnun-
gen zu treffen“. Sobald die vom BMWi in Aussicht gestellte Änderung des Gesetzes vollzo-
gen sei, hätte man die die rechtlich sicherere Basis, um das Modell des zentralen Netzreg-
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lers umzusetzen.486 Eine derartige Änderung des EnWG gäbe der BNetzA die Handlungs-
kompetenz für den Fall, dass sich der ‚Netzregelverbund’ als nicht ausreichend erweisen 
sollte. So äußerte auch die Bundesregierung im Mai, „sollte der Netzreglerverbund nicht 
genügend Effizienzen heben, müssten rasch weitere Schritte, insbesondere die Regelzo-
nenzusammenlegung, eingeleitet werden“.487 Mit der Schaffung einer einheitlichen Regel-
zone wäre ein weiterer wichtiger Schritt hin zu einer ‘Netz AG’ vollzogen. Amprion äußerte 
jedoch, das Thema ‘Netz AG’ spiele zur Zeit auf der politischen Agenda keine bedeutende 
Rolle, so dass man nicht davon ausgehe, dass es trotz der Aussagen im Koalitionsvertrag zu 
einem entsprechenden Zusammenschluss kommt.488 Im Entwurf von BMWi und BMU für ein 
Energiekonzept von Anfang September 2010 findet weder eine einheitliche Regelzone noch 
eine Netz AG Erwähnung.489 
Eine Novellierung des EnWG ist derzeit vor allem vor dem Hintergrund der verpflichtenden 
rechtlichen Umsetzung des dritten Energiebinnenmarktpakets bis zum 3. März 2011 in Vor-
bereitung.490 Dass jedoch auf das dritte Energiebinnenmarktpaket bald ein Vorschlag für 
ein viertes Paket folgt, ist wahrscheinlich. „Das Dritte Binnenmarktpaket […] kann […] 
nicht als Schlussstein des Energiebinnenmarkts bezeichnet werden. […] Insbesondere da die 
eigentumsrechtliche Entflechtung in den nun beschlossenen Rechtsakten nicht in der urs-
prünglich vorgesehenen strengen Version verwirklicht wurde, gibt es bereits Spekulationen, 
dass die Kommission bald ein Viertes Paket vorlegen könnte“491 Da die Kommission die 
Wettbewerbseffekte des Energiebinnenmarktpaketes alle zwei bis drei Jahre überprüft, 
wird es in wenigen Jahren zur Vorlage neuer Initiativen kommen und auch das Thema OU 
wieder auf die Agenda rücken.492 Damit könnte auch das Thema ‘Netz AG’ wieder Konjunk-
tur bekommen. „An idea whose time has come“?493  
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